
Rechtsbelehrung

Die Verletzung dieser vorvertraglichen Anzeigepflicht kann uns berechtigen
(je nach Verschulden), vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder
anzupassen, was unter Umständen auch zur Leistungsfreiheit durch uns (auch
für bereits eingetretene Versicherungsfälle) führen kann.

Der Gesetzgeber geht davon aus, daß Sie bei Antragstellung oder Anforderung
eines verbindlichen Angebots alle Fragen wahrheitsgemäß und vollständig
beantworten (vorvertragliche Anzeigepflicht - § 19 ff VVG).

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG • Alte Leipziger Platz 1 • 61440 Oberursel 
Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG • Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION • 80323 München
Telefax 06171/66 7500-8936
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann • Vorstand: Kai Waldmann,
Sven Waldschmidt • Sitz Oberursel (Taunus) • Rechtsform Aktiengesellschaft
Amtsgericht Bad Homburg v.d.H. HRB 1585 • St.-Nr. 045 223 0042 1

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG

Hiermit stelle ich einen verbindlichen Antrag, die Informationen nach § 7 VVG liegen mir vor = Antrags-Modell

Vermittler: Vorgangs-ID:
VM-Nr.: Datum, Uhrzeit:

Konzept und Verantwortung 880402
28/88/9679 19.11.2012, 14:39:37 Uhr

Nationalität:
Geburtsdatum:
PLZ /Ort:
Postfach:
Strasse:
Vers.-Nehmer:

Berufsstatus:
Beruf:
Internet:
E-Mail:
Telefax:
Telefon:

48231 Warendorf

Zurstraßenweg 9
Herr Thorsten Fluck

Selbständig
Unternehmensberater

4. Kind:
3. Kind:
2. Kind:
1. Kind:
Familienstand:

Geburtsdatum:
Geburtsdatum:
Geburtsdatum:
Geburtsdatum:

Verheiratet

Hinweis:
Kündigung:
Ablauf Vorv.:
Vorvertrag:

Gesellschaft:
RU-VS-Nr.:

zu melden. Es besteht dabei je nach Versicherungsbedingungen eine Nachmeldefrist von zwei bzw. drei Jahren.
Der Versicherungsnehmer hat bereits eingetretende Versicherungsfälle unverzüglich bei dem Vorversicherer
beim Vorversicherer Auskünfte über den Schadenverlauf einzuholen.
Mit Antragstellung wird der Versicherer berechtigt,

Wird gesondert beantwortet!

Geldinstitut:
BLZ:
Konto:
Zahlungsweise:

Kontoinhaber:
Unterschrift
Kontoinhaber:
Belastung zum:

Spk Münsterland Ost        
40050150
16114555
Jährlich per Lastschrift

Thorsten Fluck
 1. des Monats (Folgeprämien)

Laufzeit:

Vertragsbeginn:

Ablauf:

Hauptfälligkeit:

1 Jahr
ist Eingang im Konzern
frühest möglicher Vertragsbeginn
19.11.2012 - 00:00 Uhr

19.11.2013 - 00:00 Uhr

gemäß Vertragsbeginn

Strafkaution:
Für weltweite Deckung:
Versicherungssumme je Rechtsschutzfall:

200.000 €
100.000 €
unbegrenzt

Leistungs-Optimierung (LeO) - § 10 (A) ARB-RU 2010: Ja

Risiko 1:
Vers.-Art, ARB:
Unternehmensart: Beschäftigte:

Firma/Tätigkeit:
Basisprämie:

Selbstbehalt: Zu-/Abschlag:
Abwahlen: Zu-/Abschlag:
- gewerblich: Zu-/Abschlag:

Zu-/Abschlag:
Zu-/Abschlag:
Zu-/Abschlag:
Zu-/Abschlag:
Jahresprämie:

TOP-Rundum-Paket für Gewerbetreibende / Selbständige - MAXX-PAK
T10 - 760, § 28 ARB-RU 2010
Sonstige (=Standard) ohne Beschäftigte

Unternehmensberat/ Interimsman
661,00 €

1.000,- € je Rechtsschutzfall - 40 %
[X] Private Komponente - 301,60 €
[   ] Spezial-Straf-Rechtsschutz - / -
[   ] Erweiterte Leistungen - / -
[X] Arbeits-Rechtsschutz für Arbeitgeber - 10 %
[   ] Verkehrsbereich - / -
[X] Immobilienbereich (Miete/Eigentum) - 10 %

174,67 €
Prämie laut Zahlungsweise:
Gesamt - Jahresprämie (unter Berücksichtigung aller Zu-/Abschläge):

174,67 €
174,67 €

Ort, Datum: Unterschrift Antragsteller:

Antrags-Modell: Die nach § 7 VVG erforderlichen Unterlagen:
   - das Produktinformationsblatt
   - die Pflichtinformation und
   - die Bedingungswerke: ARB-RU 2010, etc.
habe ich vor Antragstellung mit einer Antragskopie erhalten.

Fortsetzung Seite 2 -->> Seite 1

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben

talpa
Notiz
erforderliche Angaben:
Vertragsart: Privat-Rechtsschutz?
Ablaufdatum des Vorvertrages:
Versicherungsgesellschaft: Roland Rechtsschutz
Vertrags-Nr.: ?
Kündigung: ungekündigt?
Wie viele rechtliche Auseinandersetzungen gab es durch den Antragsteller bzw. mitversicherte Personen in den letzten 24 Monaten?
Ist der Antragsteller oder eine mitversicherte Person derzeit an einer rechtlichen Auseinandersetzung beteiligt oder sind diesen Personen Umstände bekannt, die rechtliche Auseinandersetzungen in naher Zukunft erwarten lassen?
Frage zu Risiko 1 (§28 TOP-Rundum für Selbständige / Unternehmensberater/ Interimsmanager)
Beziehen oder bezogen Arbeitnehmer in dem zu versichernden Betrieb innerhalb der letzten 6 Monate vor Antragstellung Kurzarbeitgeld oder entsprechende Leistungen und/oder werden innerhalb der nächsten 6 Monate betriebsbedingte Kündigungen von Mitarbeitern erfolgen?

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben



Rechtsbelehrung

Die Verletzung dieser vorvertraglichen Anzeigepflicht kann uns berechtigen
(je nach Verschulden), vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder
anzupassen, was unter Umständen auch zur Leistungsfreiheit durch uns (auch
für bereits eingetretene Versicherungsfälle) führen kann.

Der Gesetzgeber geht davon aus, daß Sie bei Antragstellung oder Anforderung
eines verbindlichen Angebots alle Fragen wahrheitsgemäß und vollständig
beantworten (vorvertragliche Anzeigepflicht - § 19 ff VVG).

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG • Alte Leipziger Platz 1 • 61440 Oberursel 
Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG • Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION • 80323 München
Telefax 06171/66 7500-8936
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann • Vorstand: Kai Waldmann,
Sven Waldschmidt • Sitz Oberursel (Taunus) • Rechtsform Aktiengesellschaft
Amtsgericht Bad Homburg v.d.H. HRB 1585 • St.-Nr. 045 223 0042 1

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG

-->> Fortsetzung von Seite 1 Seite 2

Ort, Datum: Unterschrift Antragsteller: Unterschrift Vermittler: Interner Vermerk:

 Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angaben von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des
Versicherungsvertragsgesetztes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 derVVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben.Zur Wahrung
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an die:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG,
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION,
80323 München
Telefax: 089/54853-665
service@alte-leipziger.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags,wenn Sie
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt.Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir
in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 1/30 des Monatsbeitrags multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen
Versicherungsschutz bestanden hat. Die Höhe des Beitrags entnehmen Sie bitte den Vertragsunterlagen. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30
Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt
haben.

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender Vertrag erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur auf die erweiterten oder geänderten Vertragsteile.

Einer Datenverarbeitung durch den Versicherer stimme ich ausdrücklich zu.

Tarifstand T10/01.10.2012 - Alle Prämien enthalten die gesetzliche Versicherungssteuer von derzeit 19 %. Monatliche Zahlungsweise nur in Verbindung mit Lastschrift -
Einzugsermächtigung, Mindestprämie 10,00 EUR.
Die ausgewiesene Prämie kann durch Rundungsdifferenzen im Versicherungsschein geringfügig abweichen.

talpa
Hervorheben

talpa
Hervorheben



 

 

Schlusserklärung 

I. Erklärungen des Antragstellers 

Erklärung zum Datenschutz 

A Bedeutung dieser Erklärung und Widerrufsmöglichkeit 
Meine personenbezogenen Daten benötigt die ALTE LEIPZIGER insbesondere zur Einschätzung des zu versichernden Risikos (Risikobeurteilung), zur 
Verhinderung von Versicherungsmissbrauch, zur Überprüfung ihrer Leistungspflicht, zu meiner Beratung und Information sowie allgemein zur Antrags-, 
Angebots-, Vertrags- und Leistungsabwicklung. 
 
Personenbezogene Daten dürfen nach geltendem Datenschutzrecht erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Datenverwendung), wenn dies ein Gesetz 
ausdrücklich erlaubt, anordnet oder wenn eine wirksame Einwilligung des Betroffenen vorliegt. 
 
Nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist die Verwendung meiner allgemeinen personenbezogenen Daten (z.B. Alter oder Adresse) erlaubt, wenn es der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses dient (§ 28 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). Das Gleiche gilt, soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt (§ 28 Abs. 1 Nr. 2 BDSG). Die Anwendung dieser Vorschriften erfordert in der Praxis 
oft eine umfangreiche und zeitintensive Einzelfallprüfung, auf die bei Vorliegen dieser Einwilligungserklärung verzichtet werden kann. Zudem ermöglicht diese 
Einwilligungserklärung eine Datenverwendung auch für die Fälle, die nicht von vornherein durch die Vorschriften des BDSG erfasst werden (vgl. dazu 
Buchstabe B). 
 
Einen intensiveren Schutz genießen besondere Arten personenbezogener Daten (insbesondere meine Gesundheitsdaten). Die ALTE LEIPZIGER darf sie im 
Regelfall nur verwenden, wenn ich zuvor hierzu ausdrücklich einwillige. 
 
Mit den nachfolgenden Einwilligungen ermögliche ich zudem eine Datenverwendung auch solcher Daten, die dem besonderen gesetzlichen Schutz von 
Privatgeheimnissen gemäß § 203 Strafgesetzbuch unterliegen. 
 
Diese Einwilligungen sind ab dem Zeitpunkt der Antragstellung bzw. Angebotsanforderung wirksam. Sie wirken unabhängig davon, ob später der 
Versicherungsvertrag zustande kommt. Es steht mir frei, diese Einwilligungserklärungen mit Wirkung für die Zukunft jederzeit ganz oder teilweise zu 
widerrufen. 

B Erklärung zur Verwendung meiner allgemeinen personenbezogenen Daten 
Hiermit willige ich darin ein, dass meine allgemeinen personenbezogenen Daten unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und der 
Datenvermeidung verwendet werden 
 
1. zur Risikobeurteilung, zur Vertragsabwicklung und zur Prüfung der Leistungspflicht durch die ALTE LEIPZIGER. 
 
2. zur Risikobeurteilung durch Datenaustausch mit einem Vorversicherer, den ich bei Antragstellung bzw. Angebotsanforderung genannt habe. 
 
3. zur gemeinschaftlichen Führung von Datensammlungen der Unternehmen im  ALTE LEIPZIGER–HALLESCHE Konzern, um die Anliegen im Rahmen der 
Antrags-, Angebots-, Vertrags- und Leistungsabwicklung schnell, effektiv und kostengünstig bearbeiten zu können (z. B. richtige Zuordnung meiner Post oder 
Beitragszahlungen). Diese Datensammlungen enthalten Daten wie Name, Adresse, Geburtsdatum, Kundennummer, Versicherungsnummer, Kontonummer, 
Bankleitzahl, Art der bestehenden Verträge, sonstige Kontaktdaten. 
 
4. zur Risikobeurteilung und Abwicklung der Rückversicherung. Dies erfolgt durch Übermittlung an Rückversicherer zur dortigen Verwendung, bei denen mein 
zu versicherndes Risiko geprüft oder abgesichert werden soll. Eine Absicherung bei Rückversicherern im In- und Ausland dient dem Ausgleich der vom 
Versicherer übernommenen Risiken und liegt damit auch im Interesse der Versicherungsnehmer. In einigen Fällen bedienen sich Rückversichererweiterer 
Rückversicherer, denen sie – sofern erforderlich – ebenfalls entsprechende Daten übermitteln. 
 
5. durch andere Unternehmen/Personen innerhalb und außerhalb des ALTE LEIPZIGER– HALLESCHE Konzerns, denen der Versicherer Aufgaben ganz oder 
teilweise zur Erledigung überträgt. Die Unternehmen/Personen werden eingeschaltet, um die Antrags-, Angebots-, Vertrags- und Leistungsabwicklung sowie 
Produktgestaltung möglichst schnell, effektiv und kostengünstig zu gestalten. Eine Erweiterung der Zweckbestimmung der Datenverwendung ist damit nicht 
verbunden. Die eingeschalteten Unternehmen/Personen sind im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung verpflichtet, ein angemessenes Datenschutzniveau 
sicherzustellen, einen zweckgebundenen und rechtlich zulässigen Umgang mit den Daten zu gewährleisten sowie den Grundsatz der Verschwiegenheit zu 
beachten. 
 
6. zur Verhinderung des Versicherungsmissbrauchs bei der Risikobeurteilung und bei der Klärung von Ansprüchen aus dem Versicherungsverhältnis durch 
Nutzung einer besonderen Konzerndatenbank, Nutzung eines Hinweis- und Informationssystems der Versicherungswirtschaft mit Daten, die der Gesamtverband 
der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) im Auftrag für die Versicherer verschlüsselt. Auf Basis dieses Systems kann es zu einem auf den konkreten 
Anlass bezogenen Austausch personenbezogener Daten zwischen dem anfragenden und dem angefragten Versicherer kommen. 
 
7. zur Beratung und Information über Versicherungs- oder sonstige Finanzdienstleistungen durch die ALTE LEIPZIGER, andere Unternehmen im ALTE 
LEIPZIGER–HALLESCHE Konzern oder den für mich zuständigen Vermittler. 
 
8. zur Antrags-, Angebots-, Vertrags- und Leistungsabwicklung, indem die ALTE LEIPZIGER selbst Informationen über mein allgemeines Zahlungsverhalten 
einholt. Dies kann auch erfolgen durch ein Unternehmen im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern oder eine Auskunftei (z.B. Bürgel, Infoscore, 
Creditreform, SCHUFA, Informa mit Sitz in Baden-Baden). 
 
9. zur Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung, indem die ALTE LEIPZIGER oder eine Auskunftei eine auf der Grundlage mathematisch-statistischer 
Verfahren erzeugte Einschätzung meiner Zahlungsfähigkeit bzw. der Kundenbeziehung (Scoring) einholt. 

C Hinweis auf das Widerspruchsrecht in die Verwendung von Daten für Zwecke der Werbung sowie Markt- und 
Meinungsforschung 
Sie können der Verarbeitung oder der Nutzung Ihrer Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- und Meinungsforschung jederzeit widersprechen. Der 
Widerspruch bedarf keiner bestimmten Form und ist z. B. per Brief, Fax, E-Mail oder Telefon möglich. Er ist zu richten an die ALTE LEIPZIGER Versicherung 
AG. 



 

 
 

II. Allgemeine Hinweise 

1. Unverbindliche Anforderung eines Angebots (Angebotsanforderung) 
Wenn Sie bei uns ein Angebot anfordern, sind Sie noch nicht vertraglich gebunden. Die in der Angebotsanforderung enthaltenen Prämien und Informationen sind 
unverbindlich. Wir werden Ihnen auf der Grundlage Ihrer Angaben und Erklärungen ein verbindliches Vertragsangebot in Form eines umfassenden 
Versicherungsscheins (Angebotsdokument) unterbreiten und Ihnen alle erforderlichen Informationen und Bedingungen sowie eine 
Annahmeerklärung vorlegen. 
 
Erst wenn Sie die Annahmeerklärung (Vertragserklärung) unterschreiben und uns wieder zukommen lassen, wird ein rechtswirksamer Vertrag geschlossen. 
Diesen rechtswirksam geschlossenen Vertrag können Sie innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform widerrufen (vgl. Widerrufsbelehrung). 

2. Bindefristen 
An diesen Antrag halte ich mich einen Monat lang gebunden. Mein Widerrufsrecht bleibt hiervon unberührt. 

3. vorläufiger Versicherungsschutz 
Wurde vorläufige Deckung erteilt, so endet diese spätestens mit der Einlösung des Vertragsdokuments oder Beginn eines gleichartigen Versicherungsschutzes. 
Sie tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag unverändert angenommen, der im Vertragsdokument angegebene Einlösungsbetrag aber nicht unverzüglich 
gezahlt wird und der Versicherungsnehmer die Verspätung zu vertreten hat und zwar auch dann, wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. Für diesen 
Fall muss der Versicherungsnehmer für den Schaden selbst aufkommen. 
 
Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind berechtigt die vorläufige Deckung zu kündigen. Die Kündigung des Versicherungsnehmers wird mit Ihrem 
Zugang beim Versicherer wirksam, die Kündigung des Versicherers wird 2Wochen nach Ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. Dem Versicherer 
gebührt in diesem Falle die auf die Zeit des Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie. 
 
Für den vorläufigen Versicherungsschutz findet das Widerrufsrecht keine Anwendung. Bei einer Angebotsanforderung verzichte ich für den vorläufigen 
Versicherungsschutz auf die vollständigen Verbraucherinformationen, Versicherungsbedingungen und weiteren Vertragsunterlagen, die mir spätestens mit dem 
Angebotsdokument übermittelt werden. 
 
Bei einer Angebotsanforderung endet mit dem Vorliegen der von Ihnen unterschriebenen Annahmeerklärung die vorläufige Deckung. Sie tritt rückwirkend außer 
Kraft, wenn uns eine von Ihnen unterschriebene Annahmeerklärung nicht innerhalb von 42 Tagen vorliegt. Die 42-Tage-Frist beginnt mit dem Erhalt der 
Angebotsunterlagen. 

4. Besondere Vereinbarungen/Nebenabreden 
Nebenabreden sind nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das Vertragsdokument bestätigt. 

5. Vertragsgrundlage 
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Maßgebend für diesen Antrag bzw. die Angebotsanforderung sind die jeweiligen Versicherungsbedingungen. Diese erhalten Sie vor Antragstellung bzw. bei 
einer Angebotsanforderung zusammen mit dem Angebotsdokument. Eine Kopie des Antrags bzw. der Angebotsanforderung wurde Ihnen ausgehändigt. 

6. Abweichender Versicherungsschein 
Sind im Versicherungsschein Abweichungen vom Antrag dokumentiert, können Sie gemäß § 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Versicherungsscheins in Textform widersprechen. Wird von dem Recht kein Gebrauch gemacht, so gelten die Abweichungen als genehmigt. 

7. Beschwerdestellen 
Sollten Sie einmal Grund zur Beschwerde haben, wenden Sie sich bitte direkt an die 
■ ALTE LEIPZIGER Versicherung Aktiengesellschaft, Alte Leipziger-Platz 1, 61440 Oberursel 
 
Darüber hinaus können Sie sich auch an die 
■ Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht – Bereich Versicherungsaufsicht – Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn 
wenden. 
 
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den unabhängigen 
und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollten. Das Verfahren ist für Sie 
kostenfrei. 
 
■ Versicherungsombudsmann e.V. 

 Postfach 080632, 10006 Berlin 
 Tel.: 0800 3696000 
 Fax: 0800 3699000 
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

 
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten hiervon unberührt bleibt. 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nachfolgend listen wir Ihnen für Ihre Rechtsschutzversicherung einige wichtige Daten auf der Grundlage von  
§ 4 Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) auf.  
Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass dieses Produktinformationsblatt nicht alle für Ihre Rechtsschutzversicherung wichtigen bzw. 
interessanten Themen abschließend beschreiben kann  
– hier hilft ggf. nur, den Versicherungsschein und die Bedingungswerke eingehend zu prüfen!   
 

1. Art des Versicherungsvertrags und Beschreibung des Vertragsumfangs 

  

    

    

    

    

    

  

 Versicherungssumme: unbegrenzt – im Sinne von § 6 (1) ARB-RU 2010 

 Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall  

2. Prämienhöhe inklusive gesetzlicher Versicherungsteuer – derzeit 19 % 

 Jahresprämie (ohne Ratenzahlungszuschlag) – Ab-/Zuschläge berücksichtigt �

   

 Zahlungstermin/e für Folgeprämien, jeweils am  

 Weitere Kosten entstehen nur, wenn z.B. Prämien nicht termingerecht bezahlt (Mahngebühren)  
oder Lastschriften von Ihnen nicht eingelöst werden (Rücklaufkosten). 

3. Eintritt des Versicherungsfalls 

 Einzelheiten siehe ARB-RU/VBS-RU und VRB-RU 2010           § 4 

4. Risikoausschlüsse 

 Einzelheiten siehe ARB-RU/VBS-RU und VRB-RU 2010           § 3 

5. Wartezeiten – Anrechnen von bereits erfüllten Wartezeiten 

 Einzelheiten sind beschrieben in ARB-RU 2010         § 4 

6. Obliegenheiten 

 Es gibt Obliegenheiten, die Sie   

 �  vor Vertragsabschluss (gesetzliche vorvertragliche Anzeige-/Auskunftspflicht) §§ 19 ff VVG 

 �  während der Vertragsdauer und  

 �  vor bzw. im oder nach dem Versicherungsfall zu erfüllen haben.  

 
Die Verletzung dieser Obliegenheiten kann uns berechtigen (je nach Verschulden), vom Vertrag zurückzutreten, 
ihn zu kündigen oder anzupassen, was unter Umständen zur Leistungsfreiheit durch uns (auch für bereits 
eingetretene Versicherungsfälle) führen kann. 

�  § 11 
�  §§ 17, 21, 
     26, 27, 28  
�  u.a.  
ARB-RU 2010

7. Vertragsdauer 

 Es ist eine Vertragsdauer vereinbart/gewünscht bis zum   

 

Der Vertrag verlängert sich nach diesem Termin immer stillschweigend jeweils um 1 Jahr, solange durch keine 
der beiden Vertragsparteien eine Kündigung erfolgt.  
Verträge mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren können schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres gekündigt werden. Folgende Kündigungen sind zusammen mit entsprechenden Fristen 
nach den Vertragsbedingungen möglich:  

 

 �  zum »regulären« Ablauftermin:   3 Monate § 8 ARB-RU 2010

 �  aufgrund eines Schadenfalls:   1 Monat § 13 ARB-RU 2010 

 �  aufgrund einer Prämienanpassung mit Erhöhung:  1 Monat § 10 (B) ARB-RU 2010

 �  wegen Ausschluss einer Gefahr nach Gefahrerhöhung:  1 Monat § 11 ARB-RU 2010 

 

Herr 
Thorsten Fluck
Zurstraßenweg 9
48231 Warendorf

Ihr Vermittler:
Konzept und Verantwortung
Versicherungsmakler GmbH
Karlstr. 99
89073 Ulm
Tel.: 0731277030Produktinformationsblatt zum Antrag bzw. zur Anfrage vom 19.11.2012

Rechtsschutzversicherung in der Ausprägung (Risiko-Nr. 1)
TOP-Rundum-Paket für Gewerbetreibende / Selbständige - MAXX-PAK
T10 - 760, § 28 ARB-RU 2010, Unternehmenstyp: Sonstige (=Standard)
Firma/Tätigkeit: Unternehmensberat/ Interimsman Beschäftigte: ohne Beschäftigte
abgewählt gegen Prämienabschlag:

- Private Komponente 1810 € - Arbeits-Rechtsschutz 10 % - Immobilienbereich 10 %

1.000,00 €

174,67 €
Zahlungsweise: jährlich, Prämie laut Zahlungsweise 174,67 €

01.11.

19.11.2013



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Soweit manuell von Ihrem Vermittler an den entsprechenden Stellen ausgefüllt, werden Sie, wie vom Gesetzgeber vorgesehen (§ 1 Verordnung über 
Informationspflichten bei Versicherungsverträgen – VVG-InfoV), zusätzlich über folgende Themen im Zusammenhang mit Ihrer Rechtsschutzversicherung 
informiert: 
 

1. Identität des Versicherers 

  
  
  

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Alte Leipziger-Platz 1 
61440 Oberursel 
 
Anfragen bitte an  
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION 
80323 München 

Vorstand: Kai Waldmann, Sven Waldschmidt 
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann 
Amtsgericht Bad Homburg v. d. H. 
HRB 1585 • St.-Nr. 045 223 0042 1 

2. Geschäftsfeld 

 

Wir bieten neben  Rechtsschutzversicherungen auch alle anderen Sachversicherungen wie Hausrat-, 
Haftpflicht-, Unfall- oder Wohngebäudeversicherungen. 
 
Unsere Aufsichtsbehörde ist 

Bundesanstalt für  
Finanzdienstleistungsaufsicht 
Postfach 13 08  
53003 Bonn 

3. Merkmale der Versicherungsleistung 

Vertragsgrundlage unserer Rechtsschutzversicherungen sind  

n  als »Standard« die ARB-RU 2010 

n  im Spezial-Straf-Rechtsschutz die VBS-RU 2010 

n  im Vermögensschaden-Rechtsschutz die VRB-RU 2010 

  
  
  
  
  Eine Rechtsschutzversicherung bedeutet, dass wir die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 

unserer Versicherungsnehmer oder Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang  
erbringen (Rechtsschutz).  

 

4. Tarif  

  Die Prämie und Leistungen basieren auf dem Tarif T10, Stand: 01.04.2011 

5. Prämienhöhe inklusive gesetzlicher Versicherungsteuer – derzeit 19 % 

Jahresprämie  

Zahlungsweise und Prämie laut Zahlungsweise siehe Antrag! 

Zahlungstermin/e für Folgeprämien, jeweils am  

Zum Thema »rechtzeitige« Prämienzahlung von Erst- oder Folgeprämien beachten Sie bitte § 9 ARB-RU 2010 

  
  
  
  
  

Weitere Kosten entstehen nur, wenn z.B. Prämien nicht termingerecht bezahlt (Mahngebühren) oder 
Lastschriften von Ihnen nicht eingelöst werden (Rücklaufkosten).  

6. Gültigkeit eines Angebots 

  Unsere Angebote gelten – soweit nichts anderes ausdrücklich vereinbart  1 Monat 

7. Vertragsschluss – Prämienzahlungspflicht 

Ein Vertrag kommt wirksam zustande, wenn  
n  Sie nach Erhalt aller gesetzlich vorgeschriebenen Informationen einen verbindlichen Antrag stellen und 
wir diesen annehmen (Antrags-Modell)  

n  Sie ein verbindliches Angebot von uns anfordern und dieses ausdrücklich durch eine schriftliche 
Erklärung annehmen (Invitatio-Modell).  

  
  
  
  
  Als Vertragsbeginn gilt im aktuellen Fall der Bitte denken Sie aber daran, dass verspätete Zahlung der 

Erstprämie den Versicherungsschutz gefährden kann, siehe Textziffer 5. bzw.  
siehe Antrag! 
§ 9 ARB-RU 2010 

 
 
 

Herr 
Thorsten Fluck
Zurstraßenweg 9
48231 Warendorf

Ihr Vermittler:
Konzept und Verantwortung
Versicherungsmakler GmbH
Karlstr. 99
89073 Ulm
Tel.: 0731277030

Pflichtinformation zum Antrag bzw. zur Anfrage vom 19.11.2012



 

 
 

 
 
 

8. Widerruf einer Vertragserklärung 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 
weiteren Informationen nach § 7Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit 
den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform 
erhalten haben. 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs an uns:  
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION 
80323 München, Fax: 089-5 48 53-665 oder Ihren Versicherungsvermittler. 

  
  
  
  
  
  
  

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags, wenn Sie zugestimmt haben, 
dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem 
Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 des Jahresbeitrags bzw. 
1/30 des Monatsbeitrags multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz 
bestanden hat. Die Höhe des Beitrags entnehmen Sie bitte den Vertragsunterlagen. Die Erstattung 
zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame 
Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen  
(z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

 

9. Vertragsdauer – Vertragsbeendigung 

Es ist eine Vertragsdauer vereinbart/gewünscht bis zum  siehe Antrag! 
Der Vertrag verlängert sich nach diesem Termin immer stillschweigend jeweils um 1 Jahr, solange 
durch keine der beiden Vertragsparteien eine Kündigung erfolgt.  

Verträge mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren können schon zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden.  

Folgende Kündigungen sind zusammen mit entsprechenden Fristen nach den Vertragsbedingungen 
möglich:   

n  zum »regulären« Ablauftermin:   3 Monate § 8 ARB-RU 2010 

n  aufgrund eines Schadenfalls:   1 Monat § 13 ARB-RU 2010 

n  aufgrund einer Prämienanpassung mit Erhöhung:  1 Monat § 10 (B) ARB-RU 2010 

  
  
  
  
  
  
  
  

n  wegen Ausschluss einer Gefahr nach Gefahrerhöhung:  1 Monat § 11 ARB-RU 2010 

10. Geltendes Recht 

  Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.  

11. Zuständiges Gericht 

  An welchem Ort gegen uns als Versicherer, Sie als Kunden – auch bei unbekanntem Wohnsitz – 
geklagt werden kann, ist geregelt in  § 20 ARB-RU 2010 

12. Sprache 

  Sämtliche Produktbeschreibungen, Versicherungsscheine, Bedingungen und Korrespondenz werden 
abgefasst in  deutsch 

13. Beschwerde 
Wenn es im Zusammenhang mit einem Rechtsschutzvertrag bei uns Probleme gibt, können Sie sich 
gerne direkt an uns, unseren Vorstand oder Aufsichtsrat wenden – Postanschrift  

 
siehe Textziffer 1. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, sich direkt an unsere Aufsichtsbehörde zu wenden.  siehe Textziffer 2. 
  
  
  Unabhängig davon können Sie alle strittigen Themen auch auf dem Rechtsweg (vor Gericht) klären 

lassen – allerdings kein Rechtsschutzfall. 
 
siehe Textziffer 11. 

 

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V. 
Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den unabhängigen, neutralen 
Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie mit einer Entscheidung mal nicht einverstanden 
sein sollten. Sie müssten die Beschwerde innerhalb von 8 Wochen einreichen. Das Verfahren ist für 
Sie kostenfrei. 
 
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten hiervon 
unberührt bleibt. 

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 
Tel.: 0800 3696000 
Fax: 0800 3699000 
E-Mail: beschwerde@ 
versicherungsombudsmann.de 
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Ihre Kundeninformation
Stand: 01.01.2010

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel

Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION
80323 MünchenR
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1. Unsere Kommunikationsdaten

Hiermit stellen wir uns als Ihr neuer Vertragspartner vor:

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel
Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION
80323 München

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann
Vorstand: Dr. Ingo Telschow (Sprecher), Sven Waldschmidt
Amtsgericht Bad Homburg v. d. H.
HRB 1585 · St.-Nr. 045 223 0042 1

Telefon-Service: 089-5 48 53-605
Fax: 089-5 48 53-665
E-Mail: service@r-u.de

Sie können Änderungen und Wünsche auch schnell und einfach über das 
Internet

www.rechtsschutz-union.de

an uns leiten. Hierzu benötigen Sie lediglich Ihre Versicherungsschein-
nummer. 

2.  Bearbeitung von Rechtsschutzfällen

Um Ihnen im Leistungsfall die Neutralität unserer Entscheidungen zu 
verdeutlichen, haben wir die Bearbeitung von Rechtsschutzfällen in ein 
rechtlich selbständiges Schadenabwicklungsunternehmen im Sinne von 
§ 8 a Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) i.V.m. § 126 Versicherungs-
vertragsgesetz (VVG) ausgegliedert, die

RECHTSSCHUTZ UNION  
Schaden GmbH
Sonnenstraße 33
80331 München

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Otmar Abel
Geschäftsführer: Jörg Heger, Alexander von Heinz
Amtsgericht München, HRB 169553
Steuernummer: 143/174/54369

Tel: 089-97 89 57 03-600
Fax: 089-97 89 57 03-630
E-Mail: schaden@r-u.de

3. Vertragsgrundlagen – Bedingungswerke

Für das Vertragsverhältnis zwischen Ihnen und uns gelten –
je nach vereinbartem Versicherungsschutz:

Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB-
RU 2010)

Versicherungsbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz (VBS-
RU 2010)

Versicherungsbedingungen für den Vermögensschaden-Rechtsschutz 
der Aufsichtsräte, Vorstände, Unternehmensleiter und Geschäftsführer 
(VRB-RU 2010)

und die Bestimmungen unseres Tarifs, Stand: 2010.

Auf den Versicherungsvertrag fi ndet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung.

4. Allgemeines

Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leistungen entnehmen 
Sie bitte den genannten Versicherungsbedingungen und den dazugehöri-
gen Tarifbestimmungen, die Sie spätestens mit dem Versicherungsschein 
erhalten.

Angaben zur Laufzeit, Prämienhöhe und Zahlungsweise des Versiche-
rungsvertrags fi nden Sie im Versicherungsschein.

 

<

<

<

5. Ihr Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne 
 Angabe von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. 
Wurde Ihnen auf Wunsch hin eine vorläufi ge Deckung erteilt, ist zu dieser 
kein Widerruf möglich.

Die Frist beginnt am Tag, nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer allgemeinen Versicherungs-
bedingungen sowie die Vertragsinformationen gemäß § 7 (2) des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes (VVG) – Produktinformationsblatt und Pfl icht-
information – und diese Belehrung in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs an uns: 

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION
80323 München
Fax: 089-5 48 53-665

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den Teil Ihrer (gezahlten) Prämie, der auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfällt.

Den Teil Ihrer Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 
entfällt, können wir einbehalten (oder fordern), wenn Sie zugestimmt 
 haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist be-
ginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der 
Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, erstatten wir 
 Ihnen Ihre gesamte (gezahlte) Prämie.

Gezahlte Prämien erstatten wir unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
 Zugang Ihres Widerrufs.

Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag (Umstellungsantrag), läuft Ihr ur-
sprünglicher Versicherungsvertrag weiter.

Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von 
 weniger als einem Monat. 

6.  Unsere Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn

7. Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann 
e.V. Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den 
unabhängigen, neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie 
mit einer Entscheidung mal nicht einverstanden sein sollten. Sie müssten 
die Beschwerde innerhalb von 8 Wochen einreichen. Das Verfahren ist für 
Sie kostenfrei.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin
Tel.: 01804/22 44 24*, Fax: 01804/22 44 25*
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
*20 Cent je Anruf/Fax aus dem deutschen Festnetz. Preise aus Mobilfunk-
netzen können abweichen, ab dem 01.03.2010 höchstens 42 Cent pro 
Minute aus Mobilfunknetzen (Stand 12.2009).

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Möglichkeit den Rechtsweg 
zu beschreiten hiervon unberührt bleibt.
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Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elek-
tronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Ver-
tragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet 
die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor miss-
bräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuellen Verfahren. Die 
 Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch 
das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenver-
arbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere 
 Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das 
BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im 
Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags-
ähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung 
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
 Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwä-
gung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenver-
arbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung 
nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung 
des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- 
und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung des Antrages oder durch 
Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei 
Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu 
einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestri-
chener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung 
in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemer-
kung beschrieben, erfolgen.

Schweigepfl ichtentbindungserklärung

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z.B. beim Arzt, 
einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffe-
nen (Schweigepfl ichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und 
Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine 
Schweigepfl ichtentbindungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Da-
tenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. 
Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden 
zum Vertrag versicherungstechnische Daten, wie Kundennummer (Part-
nernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bank-
verbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z.B. eines 
Vermittlers, eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertrags-
daten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum 
Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z.B. den vom Arzt 
ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit in der Unfallversicherung, die 
Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden in der 
Kfz-Versicherung oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den Auszah-
lungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer oder Dritte

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf 
 einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb 
 geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im 
In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entspre-
chende versicherungstechnische Angaben von uns, wie Versicherungs-
nummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und 
 Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rück-
versicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden 
ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.

In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rück-
versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

Können Leistungen eines Dritten durch den Versicherungsnehmer auf-
grund eines Rechtsschutzversicherungsvertrags in Anspruch genommen 
werden (z.B. Rechtsanwalt, Inkassounternehmen), werden auch solchen 
Dritten Angaben zu dem Versicherungsnehmer übermittelt.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstel-
lung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für 
die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen 
Umstände anzugeben. Hierzu gehören z.B. in der Unfall- und Krankenver-
sicherung frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abge-
lehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, 
eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären 
oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu 
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu 
bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetz-
licher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austau-
sches von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei wer-
den Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-
Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Anga-
ben zum Schaden, wie Schadenhöhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme

Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, 
zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur 
Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen 
Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entspre-
chende Anfragen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) und 
beim Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. zentrale Hinweis-
systeme. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung 
 erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt 
 werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiel Allgemeine Haftpfl ichtversicherung: Registrierung von auffälli-
gen Schadenfällen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Ver-
sicherungsmissbrauchs besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung 
und -verhütung. Oder Rechtsschutzversicherung: Vorzeitige Kündigung 
durch den Versicherer nach mindestens 4 Rechtsschutzfällen, die innerhalb 
von 12 Monaten eingetreten sind, soweit diese nicht den selben Sachver-
halt betreffen und weder zeitlich noch ursächlich zusammenhängen.

5.  Datenverarbeitung inner- und außerhalb 
im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern

Einzelne Versicherungsbranchen (z.B. Lebens-, Kranken-, Sachversiche-
rung) und andere Finanzdienstleistungen, z.B. Kredite, Bausparen, Kapi-
talanlagen, Immobilien, werden durch rechtlich selbständige Unternehmen 
betrieben. Um Ihnen einen umfassenden Versicherungsschutz und andere 
Finanzdienstleistungen anbieten zu können, arbeiten unsere Unternehmen 
im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das 
Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z.B. Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen des 
Konzerns abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der 
Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. 
Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer 
zentralen Datensammlung geführt.

Dabei sind die sog. Partnerdaten (z.B. Name, Adresse, Kundennummer, 
Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen 
im ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern abfragbar. Auf diese 
 Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefoni-
schen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt ver-
bucht werden.
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Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind 
 dagegen nur von den Versicherungsunternehmen im ALTE LEIPZIGER – 
HALLESCHE Konzern abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen 
Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das 
Gesetz auch hier von »Datenübermittlung«, bei der die Vorschriften des 
Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifi sche Daten 
– wie z.B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter aus-
schließlicher Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Unserem Konzern gehören zurzeit folgende im Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsbereich tätige Unternehmen an:

ALTE LEIPZIGER Lebensversicherung a. G.,

HALLESCHE Krankenversicherung a. G.,

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG,

RECHTSSCHUTZ UNION Schaden GmbH,

ALTE LEIPZIGER Trust Investment-Gesellschaft mbH,

ALTE LEIPZIGER Bauspar AG,

ALTE LEIPZIGER Pensionsmanagement GmbH,

ALTE LEIPZIGER Pensionskasse AG,

ALTE LEIPZIGER Pensionsfonds AG.

Im Rechtsschutzbereich kooperieren wir mit unserer Marke RECHTS-
SCHUTZ UNION zurzeit auch mit der Helvetia Schweizerische Versiche-
rungsgesellschaft AG und den Volkswohl Bund Versicherungen.

6. Betreuung durch Vermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen 
Dienstleistungsangebots unseres Konzerns bzw. unserer Kooperationspart-
ner werden Sie durch einen Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilli-
gung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem 
Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Ver-
mittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung 
notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, 
z.B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleis-
tungen sowie ggf. Angaben über andere fi nanzielle Dienstleistungen, z.B. 
Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich zum Zweck 
von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung können an den 
zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.

Der Vermittler verarbeitet und nutzt selbst diese personenbezogenen Daten 
im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch 
wird er von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. 
Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpfl ichtet, die Bestim-
mungen des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspfl ichten 
(z.B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet 
seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B. durch Kündigung des Ver-
mittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre 
Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem BDSG neben dem eingangs erwähnten 
Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Vorausset-
zungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer 
Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich 
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. 
Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, 
Sperrung und Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten 
Daten stets an Ihren Versicherer.

<

<

<

<

<

<

<

<

<
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1. Versicherungssumme

Soweit eine Begrenzung vorgesehen ist, gilt die im Versicherungsvertrag, 
den ARB-RU 2010 und den darin enthaltenen Klauseln ausgewiesene 
Versicherungssumme. Die darlehensweise bereitgestellte Strafkaution im 
In- und Ausland nach § 5 Absatz 5 b) ARB-RU 2010 beträgt bis zu 
200.000 EUR.

2. Örtlicher Geltungsbereich

Siehe § 6 ARB-RU 2010

3. Vertragsdauer

Der Vertrag wird für die im Versicherungsvertrag angegebene Zeit abge-
schlossen.

4. Wartezeit

Bei unseren Produkten gibt es nur in den Leistungsarten

Arbeits-Rechtsschutz und

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz sowie

den in §§ 26, 27, 28 näher bezeichneten erweiterten Leistungen

eine Wartezeit von 3 Monaten.

5. Prämien

Die Prämien des Tarifs sind Jahresprämien in EUR. Die gesetzliche Ver-
sicherungssteuer (derzeit 19%), die ungekürzt an die Finanzverwaltung 
abgeführt wird, ist eingeschlossen. Nebengebühren werden nicht erhoben. 
Die Prämien sind unabhängig von der gewünschten Laufzeit.

6. Zahlungsweise

Es handelt sich um Jahresprämien in EUR, die im Voraus zu entrichten 
sind. Die zurzeit gültige Versicherungssteuer ist eingeschlossen.

Zuschlag für ½-jährliche Zahlung = 3%, Zuschlag für ¼-jährliche/monat-
liche Zahlung = 5%.

Monatliche Zahlung kann nur in Verbindung mit dem Lastschrifteinzugs-
verfahren vereinbart werden. Entfällt diese Voraussetzung, gilt vierteljähr-
liche Zahlungsweise als vereinbart.

Bei Teilzahlung muss die Prämienrate mindestens 10 EUR betragen.

7. Tarifgruppen

Unterschieden wird zwischen Normaltarif (NT) und Tarif für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes (ÖD).

Für die Anwendung des Tarifs für ÖD genügt es, wenn entweder der 
Versicherungsnehmer, der Ehegatte oder der nichteheliche Lebenspartner 
im öffentlichen Dienst beschäftigt ist oder war (Pensionär). Maßgeblich 
ist, dass auch in der Kraftfahrzeug-Haftpfl ichtversicherung eine Einstu-
fung in den ÖD-Tarif möglich wäre.

8. Prämienanpassung

Siehe § 10 (B) ARB-RU 2010

9. Rabatte

9.1. Mengenrabatt für Selbständige im Verkehrsbereich

Ist in den Prämien unseres Flottentarifes bereits eingerechnet.

9.2. Sonderrabatt für Selbständige im Verkehrsbereich

Ist in den Prämien unseres Flottentarifes bereits eingerechnet.

9.3. Lebensabschnittsrabatte

<

<

<

9.3.1. Junge-Leute-Rabatt

10% bei Produkten der Nichtselbständigen bzw. Selbständigen (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken)

Verkehrs-Rechtsschutz für die Privatperson (§ 21 ARB-RU 2010),

Verkehrs-Rechtsschutz für die Familie (§ 21 ARB-RU 2010),

Fahrzeug-Rechtsschutz für ein Fahrzeug (§ 21 ARB-RU 2010),

TOP-Rundum-Paket für Nichtselbständige bzw. Selbständige (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken) (§ 26 ARB-RU 2010).

Voraussetzung: Der Junge-Leute-Rabatt wird geboten, wenn entweder der 
Versicherungsnehmer oder der Ehepartner bzw. nichteheliche Lebenspart-
ner das 28. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Danach entfällt der Junge-
Leute-Rabatt mit dem 30. Geburtstag.

9.3.2. Single-Rabatt (SI-Rabatt)

10% bei Produkten der Nichtselbständigen bzw. Selbständigen (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken)

Verkehrs-Rechtsschutz für die Familie (§ 21 ARB-RU 2010),

TOP-Rundum-Paket für Nichtselbständige bzw. Selbständige (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken) (§ 26 ARB-RU 2010).

Voraussetzung: Single bzw. die Single-Familie®

Heiratet der Versicherungsnehmer, geht er eine Lebenspartnerschaft ein 
oder wird ein nichtehelicher Lebenspartner aufgenommen, entfällt der 
Single-Rabatt.

9.3.3. Senioren-Rabatt (Top-Sixty)

20% bei Produkten der Nichtselbständigen bzw. Selbständigen (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken)

Verkehrs-Rechtsschutz für die Privatperson (§ 21 ARB-RU 2010),

Verkehrs-Rechtsschutz für die Familie (§ 21 ARB-RU 2010),

Fahrzeug-Rechtsschutz für ein Fahrzeug (§ 21 ARB-RU 2010),

TOP-Rundum-Paket für Nichtselbständige bzw. Selbständige (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken) (§ 26 ARB-RU 2010).

Voraussetzung: Der Senioren-Rabatt wird geboten, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder der Ehepartner bzw. nichteheliche Lebenspartner das 
60. Lebensjahr vollendet hat.

9.3.4.  Auch wenn ggf. mehrere der drei vorher genannten Rabatte 
zutreffen, wird nur ein Rabatt berechnet.

9.4. Selbstbeteiligungsrabatt (SB-Rabatt)

Die Selbstbeteiligung kann bei jeder Rechtsschutzart individuell nach der 
im Tarif angegebenen Staffel mit entsprechendem SB-Rabatt gewählt 
werden.

9.5.  Wichtige Hinweise zur Berechnung von Rabatten/Abschlägen 
und Zuschlägen – auch Rabatt für Öffentlichen Dienst

Rabatte und Zuschläge werden stets risikoweise ermittelt.

Zunächst wird die Tarifprämie berechnet (z.B. § 28 TOP-Rundum-
Paket für Gewerbetreibende/Selbständige; bis 20 Beschäftigte); das Er-
gebnis bildet die Basis für alle folgenden Rabatt-/Abschlagszahlungen und 
Zahlungsberechnungen.

Von dieser ermittelten Prämie werden die jeweiligen Rabatte/
Abschläge stufenweise abgezogen, wobei die einzelnen Zwischen-
ergebnisse nicht zu runden sind.

Mehrere Rabatt-Prozentsätze dürfen somit nicht addiert werden.

<

<

<

<

<

<

<

<

<

<

<

<
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Bei Ratenzahlung wird die so ermittelte Prämie durch die Anzahl der 
Raten dividiert.

Zu der Endprämie wird der Ratenzuschlag addiert und kaufmännisch 
auf zwei Nachkommastellen gerundet.

10.  Begriffsbestimmungen für Art und Verwendung von 
Kraftfahrzeugen

10.1 Kombis

sind Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr 
als 2,8 t, die nach ihrer Bauart und Einrichtung geeignet und bestimmt 
sind, wahlweise vorwiegend der Beförderung von Personen oder von 
Gütern zu dienen und die über nicht mehr als neun Sitzplätze verfügen mit 
Ausnahme von Mietwagen, Taxen und Selbstfahrer-Vermietfahrzeugen.

10.2 Kraftomnibusse

sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförde-
rung von mehr als neun Personen (einschließlich Fahrer) geeignet und 
bestimmt sind.

10.3 Krafträder

mit Versicherungskennzeichen sind:

Fahrräder mit Hilfsmotor (Hubraum nicht mehr als 50 ccm und Ge-
schwindigkeit nicht über 25 km/h)

sowie

Kleinkrafträder (Geschwindigkeit nicht über 50 km/h).

mit amtlichem Kennzeichen sind:

alle übrigen Krafträder (auch mit Beiwagen).

10.4 Leasing-Fahrzeuge

sind Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge, die

a) auf den Mieter zugelassen sind,

b) bei fortdauernder Zulassung auf den Vermieter dem Mieter durch 
Vertrag

mindestens sechs Monate überlassen werden.

10.5 Mietwagen

sind Fahrzeuge, mit denen ein nach § 49 Absatz 4 Personenbeförderungs-
gesetz (PBefG) genehmigungspfl ichtiger Gelegenheitsverkehr gewerbs-
mäßig betrieben wird (unter Ausschluss der Taxen, Kraftomnibusse, 
Güterfahrzeuge und Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge).

10.6 Nutzfahrzeuge – Lkw/Sattelzugmaschinen

sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Einrichtung zur Beförde-
rung von (schweren) Lasten und Gütern bestimmt sind – mit Ausnahme 
von Selbstfahrer-Vermietfahrzeugen.

10.7 Personenkraftwagen – PKW

sind als Personenkraftwagen oder Kombinationskraftwagen zugelassene 
Kraftfahrzeuge mit Ausnahme von Mietwagen, Taxen und Selbstfahrer-
Vermietfahrzeugen.

10.8 Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge

sind Kraftfahrzeuge, die gewerbsmäßig ohne Gestellung eines Fahrers 
vermietet werden.

10.9 Sonderfahrzeuge

Als Sonderfahrzeuge und Arbeitsmaschinen gelten:

Abschleppwagen, Ausstellungswagen, Bagger, Betonpumpenwagen, 
Elektro-Güterfahrzeuge, Elektro-Karren, Erd-Arbeitsmaschinen, Fernmel-
dewagen, Hubstapler, Kanalreinigungswagen, Krankenwagen, Kranwagen, 
Lader, Leichenwagen, Mähdrescher, Messwagen, Milch-Sammeltank-
wagen, Feuerwehrmannschafts- und -gerätewagen, Funkwagen (nicht 
Funkstreifenwagen), Gabelstapler, Geräteträger für die Land- oder Forst-
wirtschaft, Müllwagen, Schlammsaugwagen, Straßenbaumaschinen, 
Straßenreinigungsmaschinen, Tiefl ader, Verkaufswagen, Werkstattwagen.

<

<

<

<

<

Nicht als Sonderfahrzeuge oder Arbeitsmaschinen gelten:

Betontransporter, Kraftfahrzeug-Transporter, Kraftstoff-Kesselwagen, 
Milch-Tankwagen, Turmwagen. Diese Fahrzeuge werden als Nutzfahr-
zeuge tarifi ert.

Hinweis: Nicht zulassungs-/versicherungspfl ichtige Motorfahrzeuge (z.B. 
Aufsitzrasenmäher) sind nicht Teil des Verkehrsbereichs. Entspre-
chende Fahrzeuge sind daher ggf. Im Privatbereich oder gewerblichen 
Berufsbereich – je nach Nutzung – versichert.

10.10 Taxen

sind Fahrzeuge, die der Unternehmer auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
bereitstellt und mit denen er Fahrten zu einem vom Fahrgast bestimmten 
Ziel ausführt.

10.11 Wohnmobile

sind als sonstige Kraftfahrzeuge zugelassene Kraftfahrzeuge.

11. Selbstbeteiligung

11.1 Generelle oder von Ihnen gewählte Selbstbeteiligung

Die Besonderheiten der Selbstbeteiligungstarife sind in § 5 Absatz 3 c) 
Buchstaben aa), bb) und cc) ARB-RU 2010 abschließend dargestellt.

11.2 Anrechnen von schadenfreien Jahren beim Vorversicherer:

Die beim Vorversicherer bis zu einem Wechsel zum Versicherer zusam-
menhängend erfüllten schadenfreien Versicherungsjahre werden im Rah-
men unseres Schadenfreiheitssystems angerechnet – bis zur Schadenfrei-
heitsklasse 4 (= Absenkung der gewählten, tarifl ichen SB um 3/3 auf 
0,00 EUR).

Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass der Antragsteller zum Antrag eine 
Auskunft des Vorversicherers beifügt.

Gleiches gilt für bisher

anderweitig (Auskunft des Vorversicherers bitte beifügen) 

oder

bei dem Versicherer »mitversicherte Personen«,

die eigene Rechtsschutzverträge abschließen (Stichwort: Schadenfreiheits-
klasse »erben«) oder wenn ein Rechtsschutzvertrag bei uns von einem 
»Nicht-SB-Tarif« auf einen Vertrag mit Selbstbeteiligung laut Tarif umge-
stellt wird.

12. Versicherbare Leistungsarten

Schadenersatz-Rechtsschutz

Arbeits-Rechtsschutz

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten

Sozialgerichts-Rechtsschutz

Verwaltungs-Rechtsschutz

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

Straf-Rechtsschutz

Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

Beratungs-Rechtsschutz

Daten-Rechtsschutz für Selbständige, Firmen und Vereine

Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht

13. Arbeitslosigkeit, Berufs- und Erwerbsunfähigkeit

Siehe § 10 (C) ARB-RU 2010.

14. Automatische Leistungs-Optimierung (LeO)

Siehe § 10 (A) ARB-RU 2010

<

<

<

<
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15. Versicherungen der VN in §§ 28/27 und 26

Unterschieden werden Versicherungsverträge, die über die private oder die 
gewerbliche Komponente abgesichert werden.

Versicherungsverträge der privaten Vorsorge (private Komponente) § 26 
sind z.B.

private Krankenversicherung

Krankenhaustagegeldversicherung

Berufsunfähigkeitsversicherung

private Unfallversicherung

Lebensversicherung

Versicherungsverträge gewerblicher Art (gewerbliche Komponente) 
§ 28/27 sind z.B.

Elektronikversicherung

Betriebsunterbrechungsversicherung

Betriebs-/Gewerbehaftpfl icht

Transportversicherung

betriebliche Altersvorsorge (BAV)

Feuerversicherung

<

<

<

<

<

<

<
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A Inhaltsübersicht

1. Was ist Rechtsschutz?

Welche Aufgabe hat die Rechtsschutzversicherung? § 1

Für welche Rechtsschutzangelegenheiten gibt es Rechtsschutz? § 2

Welche Rechtsangelegenheiten umfasst der Rechtsschutz nicht? § 3

Wann entsteht der Anspruch auf eine Rechtsschutzleistung? § 4

Welche Kosten übernimmt der Rechtsschutzversicherer? § 5

Wo gilt die Rechtsschutzversicherung? § 6

2.  Nach welchen Regeln richtet sich das Vertragsverhältnis
zwischen Rechtsschutzversicherer und Versicherten?

Wann beginnt der Versicherungsschutz? § 7

Für welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen? § 8

Wann ist die Versicherungsprämie zu zahlen und welche Folgen hat 
eine nicht rechtzeitige Zahlung? § 9

Welche Entwicklungen können zu einer Anpassung der Versiche-
rungsprämie führen? § 10

Wie wirkt sich eine Veränderung der persönlichen oder sachlichen 
Verhältnisse des Versicherten auf die Versicherungsprämie aus? § 11

Was geschieht, wenn der Gegenstand der Versicherung wegfällt? § 12

In welchen Fällen kann der Vertrag vorzeitig gekündigt werden? § 13

Wann verjährt der Rechtsschutzanspruch? § 14

Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen? § 15

Wie sind Erklärungen gegenüber dem Rechtsschutzversicherer 
abzugeben? § 16

3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

Welche Rechte und Pfl ichten bestehen nach Eintritt eines
Rechtsschutzfalls? § 17

In welchen Fällen kann ein Rechtsanwalt entscheiden, 
ob die Ablehnung des Rechtsschutzes berechtigt ist? § 18

nicht belegt § 19

Welches Gericht ist für Klagen gegen den Versicherer zuständig? § 20

4. In welchen Formen wird Rechtsschutz angeboten?

Verkehrs-Rechtsschutz für die
Privatperson/Familie § 21 Absatz 1 und 11

Verkehrs-Rechtsschutz für Selbständige/Firmen § 21 Absatz 1 und 2

Fahrzeug-Rechtsschutz § 21 Absatz 3 a)

Fahrer-Rechtsschutz § 21 Absatz 3 b)

nicht belegt § 22

nicht belegt § 23

Rechtsschutz für Vereine § 24

nicht belegt § 25

TOP-Rundum-Paket für Nichtselbständige § 26
bzw. Selbständige (ohne Absicherung der gewerblichen Risiken)

TOP-Rundum-Paket für Landwirte § 27

TOP-Rundum-Paket für Gewerbetreibende/Selbständige § 28
bzw. selbständig tätige Ärzte, Apotheker und Heilberufe

Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter § 29
von Wohnungen und Grundstücken

B Defi nitionen

1. Versicherte Bereiche

1.1 Gewerbliche Komponente

1.1.1 Berufsbereich

1.1.2 Verkehrsbereich

1.1.3 Immobilienbereich

1.2 Private Komponente

1.2.1 Privatbereich

1.2.2 Berufsbereich

1.2.3 Verkehrsbereich

1.2.4 Immobilienbereich

2. Versicherter Personenkreis

2.1 Der Versicherungsnehmer.

Versicherungsnehmer kann sein, wer

einen Wohnsitz im Inland hat (Sitz des Arbeitgebers unerheblich) – 
bzw. bei Unternehmen: eine gewerbliche Niederlassung –

oder

einen Arbeitgeber im Inland hat (Wohnsitz im Inland dann unerheb-
lich).

<

<

Sind weder Wohnsitz/gewöhnlicher Aufenthalt noch Arbeitgeber im In-
land, kann für maximal drei Jahre Versicherungsschutz geboten werden. 
Voraussetzung hierfür ist, dass ein inländischer Postbevollmächtigter 
benannt wird.

2.2 Die Familie des Versicherungsnehmers, das heißt:

2.2.1 Der Ehegatte oder der im Versicherungsvertrag genannte oder laut 
Melderegister in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer 
lebende nichteheliche Lebenspartner (auch gleichgeschlechtlich).

2.2.2 Minderjährige und unverheiratete bzw. nicht in einer Lebenspart-
nerschaft lebende, volljährige Kinder ohne Altersgrenze, letztere jedoch 
längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufl iche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes 
Entgelt erhalten (häusliche Gemeinschaft ist nicht nötig).

Wartezeiten für Studiengänge, Zeiten zwischen zwei Ausbildungsstufen, 
Grundwehrdienst, Zivildienst, freiwilliges soziales Jahr gelten als Zeiten, 
während denen Mitversicherung besteht.

Darüber hinaus sind Kinder mitversichert, solange für diese ein Kinder-
geld- oder Kinderfreibetragsanspruch besteht.

Mitversichert sind ferner die Kinder mitversicherter Kinder.

2.2.3 Die in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer 
lebenden, allein stehenden Elternteile oder nicht (mehr) erwerbstätigen 
Eltern des Versicherungsnehmers, des Ehegatten oder des nichtehelichen 
Lebenspartners.

2.3 Beschäftigte Personen, d.h. Personen, die in Ausübung ihrer beruf-
lichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer beschäftigt oder freiberuf-

Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB-RU 2010) (Stand: 01.01.2010)

Grau unterlegte Passagen weisen auf besondere Leistungsmerkmale unserer Marke RECHTSSCHUTZ UNION hin.
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lich tätig sind, d.h.: Vollzeitbeschäftigte, Heimarbeiter, Teilzeitangestellte 
(z.B. Pauschalbesteuerte), Saison-, Leiharbeiter und Auszubildende sowie 
freie Mitarbeiter/Subunternehmer, letztere nur, wenn ihnen ein Fahrzeug 
vom Versicherungsnehmer zur Verfügung gestellt wird.

Berechnung der Beschäftigten:

Vollzeitbeschäftigte und freie Mitarbeiter/Subunternehmer (letztere 
nur, wenn ihnen das versicherte Unternehmen ein Fahrzeug stellt) 

Je Beschäftigter 1/1  = 1,0

Je Heimarbeiter

Je geringfügig Beschäftigter 1/4 = 0,25

Je Azubi, Teilzeit- und Saisonkraft

angestellte Familienangehörige, laut unserer Familiendefi nition (Defi -
nition siehe B 2.2), auch wenn sie Gehalt beziehen = 0,0

der/die Inhaber/Gesellschafter-/Geschäftsführer = 0,0

Bei der Berechnung der Beschäftigten wird einschließlich der Dezimal-
stelle ,5 abgerundet.

<

<

<

<

<

<

<

2.4 Vereinsmitglieder, d.h. gesetzliche Vertreter des Vereins, Ange-
stellte des Vereins und Mitglieder, soweit diese im Rahmen der Aufgaben 
tätig sind, die ihnen gemäß der Satzung obliegen.

2.5 Berechtigte Fahrer und Insassen von Fahrzeugen, die auf den 
Versicherungsnehmer zugelassen sind; zusätzlich in der Leistungsart 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht die Versicherungsverträge, die 
Dritte für die Fahrzeuge des Versicherungsnehmers abschließen.

2.6 Mitinhaber und Hoferben, die im Betrieb des Versicherungsneh-
mers tätig und/oder wohnhaft sind, wenn diese im Versicherungsvertrag 
genannt sind oder laut Melderegister in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Versicherungsnehmer leben sowie Altenteiler.

2.7 Hat der Versicherungsnehmer Single-Rabatt vereinbart, besteht 
Versicherungsschutz für die Single-Familie®.

Single-Familie heißt:

der alleinstehende/alleinerziehende und unverheiratete (ledige, ge-
schiedene, verwitwete) oder getrennt lebende Versicherungsnehmer.

Kinder des Versicherungsnehmers (Defi nition siehe B 2.2.2).

der in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer lebende, 
allein stehende Elternteil oder die nicht (mehr) erwerbstätigen Eltern des 
Versicherungsnehmers.

<

<

<

C Versicherungsbedingungen

1. Inhalt der Versicherung

§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung

Der Versicherer erbringt die für Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
des Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistun-
gen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis 
§ 29 vereinbart werden. Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungs-
schutz

a) Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht 
auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen 
Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz

  aa) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsver-
hältnissen und aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hin-
sichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche, einschließ-
lich solcher aus arbeitnehmerähnlichen Verhältnissen, soweit die 
Zuständigkeit von Arbeits- oder Verwaltungsgerichten gegeben ist;

  bb) im privaten Bereich für die gerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen aus arbeitnehmerähnlichen Verhältnissen vor an-
deren Gerichten sowie für die gerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertre -
ter juristischer Personen, wobei die Kosten aus einem Streitwert 
von bis zu 50.000 EUR übernommen werden;

  cc) für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen des 
Versicherungsnehmers aus dem Anstellungsvertrag als gesetzlicher 
Vertreter einer juristischen Person ohne Begrenzung des Streit-
werts;

  dd) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen beim Abschluss 
einer Aufhebungsvereinbarung, mit der ein Beschäftigungsverhält-
nis gemäß aa) und sich daraus ergebende Ansprüche erledigt sind, 
bis zu einer Versicherungssumme von 1.000 EUR.

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnissen, sonstigen Nut-
zungsverhältnissen und dinglichen Rechten, die Grundstücke, Gebäude 
oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (auch über Internet 
geschlossene Verträge), soweit der Versicherungsschutz nicht in den 
 Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist;

  aa) im privaten und im landwirtschaftlichen Bereich für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldver-
hältnissen und dinglichen Rechten;

  bb) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus eingegangenen 
Nebengeschäften;

  dies sind:

   aaa) alle Nebengeschäfte, die einen unmittelbaren Zusammen-
hang mit den Büro-, Praxis-, Betriebs-, oder Werkstatträumen 
und deren Einrichtung aufweisen, sowie die sich hierauf bezie-
henden Versicherungsverträge;

  bbb) alle sonstigen Versicherungsverträge;

   ccc) alle übrigen Produktionsmaschinen, Arbeitsgeräte und 
Hilfsmittel sowie die weiteren zur Gewährleistung des Unter-
nehmenszwecks »eingekauften« Dienstleistungen;

  ddd) steuerberatende Dienstleistungen sowie

   eee) anwaltliche, sachverständige oder sonstige fachliche 
 Beratung oder Vertretung, sofern ein unmittelbarer Zusam-
menhang mit einem unter aaa) bis ddd) aufgeführten Nebenge-
schäft gegeben ist.

   Für die unter ccc) bis eee) aufgeführten Nebengeschäfte wer-
den die Kosten bis zu einer Versicherungssumme von 
10.000 EUR übernommen.

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberecht-
lichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungsgerichten; 
auch im gewerblichen Bereich bei §§ 24, 27 und 28;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten 
und für das vorgeschaltete Widerspruchsverfahren im privaten Bereich;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz

  aa) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtli-
chen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwal-
tungsgerichten;

}
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  bb) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in nichtverkehrs-
rechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Verwaltungsgerichten 
(erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz).

h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

i1) »Passiver« Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfs

  aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig fest-
gestellt, dass der Versicherungsnehmer das Vergehen vorsätzlich 
begangen hat, ist er verpfl ichtet, dem Versicherer die Kosten zu er-
statten, die dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines 
vorsätzlichen Verhaltens getragen hat;

  bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahr-
lässige Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer 
ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Ver-
sicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen vor-
sätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend nur dann Ver-
sicherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass er 
vorsätzlich gehandelt hat;

Es besteht also kein Versicherungsschutz bei dem Vorwurf

eines Verbrechens in jedem Fall,

eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann
(z.B. Beleidigung, Diebstahl, Betrug).

Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfs noch auf den 
Ausgang des Strafverfahrens an.

i2) »Aktiver« Straf-Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstraftaten

  aa) für den Anschluss des Versicherten an eine vor einem deut-
schen Strafgericht erhobene öffentliche Klage als Nebenkläger, 
wenn die versicherte Person durch eine rechtswidrige und vorsätz-
lich begangene Tat nach den in § 395 Absatz, 1 Ziffer 1 a) c) und d) 
sowie Ziffer 2 der Strafprozessordnung näher aufgeführten Straf-
bestimmungen verletzt oder betroffen ist;

  bb) für die Tätigkeit eines Rechtsanwalts nach deutschem Straf-
prozessrecht als Verletzten- oder Zeugenbeistand für die versicherte 
Person gemäß § 406 g StPO, wenn diese durch eine der unter aa) 
fallenden Taten verletzt ist;

  cc) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten 
in nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des so 
genannten Täter-Opfer-Ausgleichs vor einem deutschen Strafge-
richt im Zusammenhang mit einer unter aa) fallenden Tat;

  dd) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten 
vor deutschen Gerichten und für das vorgeschaltete Widerspruchs-
verfahren wegen Ansprüchen nach dem Opferentschädigungsge-
setz, soweit er durch eine unter aa) fallende Tat verletzt oder betrof-
fen ist und sofern nicht ohnehin bereits Kostenschutz gemäß § 2 f) 
besteht.

  ee) unter aa) und dd) gelten Verwandte ersten Grades des Versi-
cherten als Betroffene mitversichert.

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen 
des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit;

k) Beratungs-Rechtsschutz

  aa) im Familien , Lebenspartnerschafts- und Erbrecht für Rat oder 
Auskunft durch einen in Deutschland zugelassenen Rechtsanwalt in 
familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen Angelegenhei-
ten – auch in ausländischem Recht –, wenn diese nicht mit einer 
anderen gebührenpfl ichtigen Tätigkeit des Rechtsanwalts zusam-
menhängen;

  bb) für die Erstberatung gegenüber dem Sozialamt wegen der 
Verpfl ichtung zum Unterhalt;

  cc) für die Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) durch einen 
vom Versicherer ausgewählten und beauftragten in Deutschland 
 zugelassenen Rechtsanwalt in allen sonstigen von den Versiche-

<

<

  rungsbedingungen umfassten Leistungsarten, Eigenschaften und 
Bereichen.

l) Daten-Rechtsschutz für Selbständige, Firmen und Vereine für die 
gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach dem Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung und Löschung 
und für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfs einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit gemäß §§ 43, 44 BDSG beschränkt auf den 
berufl ichen Bereich.

m) Familien- und Erb-Rechtsschutz, einschließlich Unterhalts-Rechts-
schutz, bis zu einer Versicherungssumme von 1.000 EUR

  aa) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Familien-, 
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht vor deutschen Gerichten, oder 
soweit deutsche Gerichte zuständig wären, nicht jedoch, wenn diese 
in unmittelbarem Zusammenhang mit einer Trennung, Scheidung, 
Aufhebung einer Lebenspartnerschaft oder damit verbundenen Re-
gelungen stehen. Hierunter fällt auch die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen der versicherten Personen in unmittelbarem Zusammen-
hang mit Betreuungsanordnungen nach §§ 1896 ff. BGB;

  bb) für vorsorgliche Verfügungen und vertragliche Vereinbarungen 
des Versicherungsnehmers und des ehelichen oder nichtehelichen 
Lebenspartners (vgl. Defi nition B 2.2.1) die in Deutschschland im 
Hinblick auf den Todes-, Erkrankungs-, Pfl ege-, und/oder Betreu-
ungsfall getroffen werden.

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

(1) in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, 
Aussperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine 
medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

d)  aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken 
bestimmten Grundstücks,

  bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäude-
teils, das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers 
befi ndet oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen be-
absichtigt,

  cc) der genehmigungs- oder anzeigepfl ichtigen baulichen Verände-
rung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils, das sich im 
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befi ndet oder das 
dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

  dd) der Beteiligung an einem geschlossenen oder offenen Immobi-
lienfonds,

  ee) der Finanzierung einer der unter aa) bis dd) genannten Vor-
haben.

  Nicht ausgeschlossen ist die Interessenwahrnehmung für Streitig-
keiten im Zusammenhang mit Anschaffungen, die nicht wesentliche 
Bestandteile des Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles wer-
den, z.B. Einbauküche, Beleuchtungen, Einrichtungsgegenstände 
etc.

(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese 
auf einer Vertragsverletzung beruhen;

b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit dem Recht der Handelsgesell-
schaften; aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer 
Personen im gewerblich/freiberufl ichen Bereich, soweit der Rechtsschutz 
im Vertrags- und Sachenrecht für den gewerblichen Bereich nicht einge-
schlossen ist;

d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, 
Geschmacksmuster, -Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus 
geistigem Eigentum;
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e) in ursächlichem Zusammenhang mit Kartell- oder sonstigem Wett-
bewerbsrecht;

f) in ursächlichem Zusammenhang mit 

 aa)  Spiel- oder Wettverträgen,

 bb) Gewinnzusagen,

  cc) Kapitalanlagen aller Art, insbesondere auch Ansprüchen wegen
Falschberatung, Anlagebetrug oder aus Prospekthaftung; dies gilt 
nicht bei Anlagen

aus vermögenswirksamen Leistungen

oder in steuerlich geförderte Altersvorsorgeprodukte,

 dd) Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften,

 ee) fremdfi nanzierten Anlagegeschäften aller Art;

g) in ursächlichem Zusammenhang mit Angelegenheiten des Fami -
lien-, Lebenspartnerschafts- oder Erbrechts, soweit nicht Versicherungs-
schutz gemäß § 2 k) aa) und bb) oder § 2 m) besteht;

h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer 
bezogen auf die Sparte Rechtsschutz oder das für diesen tätige Schaden-
abwicklungsunternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden, 
Gebäudeteilen oder dem Betriebsvermögen sowie wegen Erschließungs- 
und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich um laufend 
 erhobene Gebühren für die Grundstücksversorgung handelt;

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichts-
höfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
von Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus 
Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
 handelt;

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das 
über das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröff-
net werden soll;

d) in Enteignungs-, Restitutions-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- 
sowie im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen eines Halt- oder Parkver-
stoßes; im Zusammenhang damit stehende Verwaltungsverfahren sind 
 versichert;

f) in Asyl- und Ausländerrechtsverfahren;

g) in Verfahren nach dem Bundessozialhilfe (SGB XII) – sowie dem 
Wohngeldgesetz;

h) in Verwaltungsverfahren, die dem Schutz der Umwelt (vor allem 
von Boden, Luft und Wasser) dienen oder den Erhalt von Subventionen 
zum Gegenstand haben;

i) in ursächlichem Zusammenhang mit staatlichen Subventionen, 
 Finanz- oder Beihilfen;

j) in ursächlichem Zusammenhang mit der Vergabe von Studien-
plätzen (für mitversicherte Kinder (Familiendefi nition siehe B 2.2.2) gilt 
dieser Ausschluss nur, soweit im Versicherungsjahr mehr als zwei Verfah-
ren für die Vergabe von Studienplätzen – je mitversichertes Kind – anhän-
gig sind).

(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversiche-
rungsvertrags untereinander, mitversicherter Personen (Defi nition siehe 
B 2.2 bis 2.7) untereinander und mitversicherter Personen gegen den 
Versicherungsnehmer; letzteres gilt nicht in der privaten Komponente für 
mitversicherte Personen in §§ 27 und 28;

b) nichtehelicher Lebenspartner untereinander in ursächlichem Zu-
sammenhang mit der nichtehelichen Lebensgemeinschaft, auch nach deren 
Beendigung;

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des 
Rechtsschutzfalls auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder 
übergegangen sind;

<

<

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemach-
ten Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlich-
keiten anderer Personen; dies gilt nicht für Leasingnehmer von Motorfahr-
zeugen;

(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) und l) ein ursächlicher Zu-
sammenhang mit einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich begangenen 
Straftat besteht. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein 
 heraus, ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen 
 verpfl ichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechts-
schutzfalls

a) grundsätzlich von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungs-
nehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspfl ichten oder 
Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll. Abweichende 
Regelungen sind nachfolgend aufgeführt;

b) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schadener-
eignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt (Folgeereignistheorie);

c) im Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2 b) gilt als Rechtsschutzfall 
auch bereits der in einer individuell angedrohten Kündigung des Arbeits-
verhältnisses liegende Rechtspfl ichtenverstoß; ferner der Abschluss einer 
Aufhebungsvereinbarung gemäß § 2 b) dd);

d) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten gemäß § 2 e), im Sozialge-
richts-Rechtsschutz gemäß § 2 f) sowie im Verwaltungsgerichts-Rechts-
schutz gemäß § 2 g) gilt auch das Datum des strittigen Bescheids oder 
Verwaltungsakts als Rechtsschutzfall;

e) im Sozialgerichts-Rechtschutz gemäß § 2 f) gilt als Rechtsschutz-
fall im Zusammenhang mit Auseinandersetzungen bezüglich der Schein-
selbständigkeit das erste Anschreiben der Behörde (gesetzliche Kranken-
versicherung, Rentenanstalt);

f) im Beratungs-Rechtsschutz für Familien- und Erbrecht gemäß § 2 
k) aa) und bb) sowie im Familien- und Erb-Rechtsschutz gemäß § 2 m) aa) 
von dem Ereignis an, das die Änderung der Rechtslage des Versicherungs-
nehmers oder einer mitversicherten Person zur Folge hat;

g) in der Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) gemäß § 2 k) cc), 
wenn ein berechtigtes Interesse an anwaltlichem Rat oder Auskunft be-
steht, insbesondere weil sonst Nachteile gegenüber einem rechtskundigen 
oder anwaltlich beratenen bzw. vertretenen Dritten drohen und der Versi-
cherungsvertrag seit mindestens drei Jahren schadenfrei verlaufen ist;

h) für vorsorgliche Verfügungen und vertragliche Vereinbarungen 
gemäß § 2 m) bb), sofern dies im Laufe eines Versicherungsjahres nur 
einmal in Anspruch genommen wird, wobei auf den Zeitpunkt der jeweili-
gen Errichtung abzustellen ist.

Die Voraussetzungen nach a) bis h) müssen nach Beginn des Versiche-
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein, und 
zwar unter Berücksichtigung der Wartezeitregelung gemäß Absatz 4, 
sofern nicht eine Eintrittspfl icht des Versicherers gemäß § 12 (1) besteht.

(2) a) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen 
Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei 
 jedoch jeder Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr 
vor Beginn des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der 
Versicherung eingetreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen 
Zeitraum erstreckt, beendet ist.

b) Sollte ein Rechtsschutzfall vor Beginn des Versicherungsschutzes 
gemäß § 7 oder während der Wartezeit eingetreten sein, wird Versiche-
rungsschutz gewährt, wenn das betroffene Risiko mindestens seit fünf 
 Jahren bei dem Versicherer versichert ist und Ansprüche durch den Ver-
sicherungsnehmer nicht früher geltend gemacht werden konnten.

c) In Abweichung von § 4 (1), § 4 (3) a) besteht Anspruch auf Rechts-
schutz, wenn

  aa) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn 
des Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertrags-
laufzeit eines Vorversicherers fällt und der Rechtsschutzfall gemäß 
§ 4 (1) a) bis e) erst während der Vertragslaufzeit eintritt; allerdings 
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nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Ver-
sicherungsschutz besteht;

  bb) der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit des Vorversiche-
rers fällt und der Anspruch auf Rechtsschutz nach Ablauf einer 
 Ausschlussfrist geltend gemacht wird; allerdings nur dann, wenn 
der Versicherungsnehmer die Meldung beim Vorversicherer nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt hat und bezüglich des be-
troffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht;

  cc) zwischen Vorversicherer und dem Versicherer bei gegebener 
Eintrittspfl icht streitig ist, in wessen Vertragslaufzeit der Versiche-
rungsfall eingetreten ist.

(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des 
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Rechtsschutzfall nach 
Absatz 1 a) – e) ausgelöst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach 
Beendigung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand 
der Versicherung geltend gemacht wird.

(4) a) Für die Leistungsarten gemäß § 2 b) Arbeits-Rechtsschutz und § 2 
c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz sowie die in §§ 26, 27 und 
28 näher bezeichneten erweiterten Leistungen besteht Versicherungsschutz 
erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit).

b) Zu bereits bei dem Versicherer bestehenden Verträgen:

  aa) Auf die Wartezeit wird bei der Umstellung bestehender Risiken 
verzichtet, auch wenn der neue Versicherungsschutz umfangreicher 
ist, ausgenommen jedoch neue Risiken im Vermieter-Rechtsschutz.

  bb) Wird zu einem bereits im Wohnungs- und Grundstücks-
Rechtsschutz versicherten Objekt eine Nutzungsänderung oder 
-erweiterung vorgenommen und für die Risikoänderung Versiche-
rungsschutz vereinbart, wird auf die Wartezeit für das neue Risiko 
verzichtet.

  cc) Das gleiche gilt, wenn der vorher ausgeschlossene Arbeits-
Rechtsschutz bzw. der ausgeschlossene Immobilien- oder Ver-
kehrsbereich wieder mitversichert wird.

  dd) Auch wenn der neue Inhaber einer bereits nach § 28 versicher-
ten Firma nach Firmenübergabe einen neuen Vertrag vergleichba-
ren Umfangs schließt und die Wartezeit im Vorvertrag erfüllt war, 
wird auf die Wartezeit verzichtet.

c) Bereits teilweise oder vollständig bei einem anderen Versicherer 
oder uns als Versicherer erfüllte Wartezeiten werden zugunsten des Versi-
cherungsnehmers angerechnet – auch wenn der Versicherungsnehmer 
 zuvor z.B. als Familienmitglied versichert war – soweit ein vergleichbarer 
Versicherungsschutz in unmittelbarem Anschluss an die Vorversicherung 
übernommen wird. Hat der Versicherungsnehmer die Wartezeit erfüllt, 
werden diese zugunsten des Ehegatten und der anderen mitversicherten 
Personen angerechnet.

d) Das Anrechnen von Wartezeiten bei einem anderen Versicherer 
setzt voraus, dass der bei dem Vorversicherer bestandene Vertrag nicht von 
diesem gekündigt wurde.

§ 5 Leistungsumfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen und trägt

a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalls im Inland die Vergütung eines für 
den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe der gesetzli-
chen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen Rechts-
anwalts. Der Versicherer trägt in Fällen, in denen das Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz für die Erteilung eines mündlichen oder schriftlichen Rates 
oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit einer anderen gebühren-
pfl ichtigen Tätigkeit zusammenhängt und für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je nach 
Rechtsschutzfall eine Gebühr bis zu 250 EUR (zuzüglich Mehrwertsteuer), 
für den Fall der Erstberatung bis zu 190 EUR (zuzüglich Mehrwertsteuer). 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständi-
gen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner

Interessen, trägt der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis 
2 g) weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungs-
nehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergü-
tung eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbe-
vollmächtigten führt; wird auf den Korrespondenzanwalt verzichtet, 
werden zusätzlich zu den Kosten des Anwalts Reisekosten bis zur Höhe 
einer Korrespondenzgebühr übernommen; Reisekosten eines im jeweiligen 
Landgerichtsbezirk ansässigen Rechtsanwalts werden dann übernommen, 
wenn das Aufsuchen des Versicherungsnehmers an seinem Aufenthaltsort 
im Inland wegen Erkrankung oder anderer Hinderungsgründe geboten war.

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls im Ausland die Vergütung eines 
für den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichts 
ansässigen ausländischen oder eines im Inland zugelassenen Rechtsan-
walts. Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe 
der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an 
dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre, § 5 (1) a) Satz 2 
gilt entsprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km 
 Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein ausländischer 
Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der Versicherer 
 weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsneh-
mers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung 
eines Rechtsanwalts, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen 
Rechtsanwalt führt;

c) die Gerichtskosten einschließlich Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden, sowie die Kosten 
des Gerichtsvollziehers;

d)  aa) die Gebühren eines gesetzlich vorgesehenen Schlichtungs-
verfahrens;

  bb) die Gebühren eines Mediations-, Schieds- oder Schlichtungs-
verfahrens bis zur 2-fachen Höhe der Gebühren und Kosten, die im 
Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichts erster 
Instanz entstehen, sofern ein staatliches Gericht durch keinen der 
Beteiligten angerufen wird;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich 
der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwal-
tungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstreckung 
im Verwaltungswege;

f) die übliche Vergütung

 aa) eines technischen Sachverständigen in Fällen der

Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren;

Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Repara-
turverträgen von Motorfahrzeugen zu Lande, Anhängern, sowie 
von Motorfahrzeugen zu Wasser und in der Luft, soweit nicht ge-
werblich genutzt;

  bb) eines in- und ausländischen Sachverständigen in Fällen der 
Geltendmachung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland ein-
getretenen Beschädigung eines Motorfahrzeuges zu Lande, Anhän-
gers sowie eines Motorfahrzeuges zu Wasser und in der Luft, so-
weit nicht gewerblich genutzt;

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. 
Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von in Deutsch-
land zugelassenen Rechtsanwälten geltenden Sätzen übernommen;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interes-
sen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren 
Erstattung verpfl ichtet ist.

(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versiche-
rer zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren 
Zahlung verpfl ichtet ist oder diese Verpfl ichtung bereits erfüllt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte 
 Kosten werden diesem in EUR zum Wechselkurs des Tages erstattet, an 
dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

<

<
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(3) Der Versicherer trägt nicht

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspfl icht über-
nommen hat;

b) Kosten, die mit einer einverständlichen Regelung des gemäß § 4 (1) 
eintrittspfl ichtigen Rechtsschutzfalls entstanden sind, soweit sie nicht dem 
Verhältnis des vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum 
erzielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende 
Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

c) die im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbstbeteiligung

  aa) Ist allerdings der Rechtsschutzfall mit einer Erstberatung 
erledigt worden, werden die Beratungskosten übernommen ohne 
Abzug der Selbstbeteiligung.

  Bei Rechtsschutzfällen im Ausland wird die vereinbarte Selbstbe-
teiligung bei den Gebühren für den ausländischen Anwalt nicht in 
Abzug gebracht.

  Wird bei Rechtsschutzfällen im Ausland ein deutscher Korrespon-
denzanwalt tätig, wird die im Versicherungsvertrag vereinbarte 
Selbstbeteiligung in Abzug gebracht.

  Der Versicherer wird die vereinbarte Selbstbeteiligung im übrigen 
nur so in Abzug bringen, dass dem Versicherungsnehmer keine 
Nachteile durch eventuelle Verjährung seiner Ansprüche entstehen.

  bb) Entstehen aus demselben Schadensereignis mehrere Rechts-
schutzfälle, beträgt die Selbstbeteiligung insgesamt für alle Rechts-
schutzfälle höchstens die vereinbarte bzw. die durch das Schaden-
freiheitssystem verminderte Selbstbeteiligung.

  cc) Schadenfreiheitssystem für tarifl iche Selbstbeteiligungen (nicht 
individuell vereinbarte Selbstbeteiligungen):

  Wenn in den vergangenen beiden Versicherungsjahren seit Ver-
tragsbeginn bei dem Versicherer kein Rechtsschutz beansprucht 
wurde, reduziert sich die Selbstbeteiligung zu Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres um 1/3. Sie reduziert sich für jedes weitere 
Versicherungsjahr ohne Inanspruchnahme jeweils um ein weiteres 
Drittel, bis im fünften Versicherungsjahr keine Selbstbeteiligung 
mehr angerechnet wird, trotz der verminderten Prämie (Schaden-
freiheitssystem).

  Wird für einen Rechtsschutzfall Kostenschutz gewährt (hierunter 
fällt nicht die Erledigung durch eine Erstberatung gemäß § 5 (3) c) 
aa)), so wird ab dem nächsten Rechtsschutzfall die Selbstbeteili-
gung wieder auf den ursprünglich vereinbarten Selbstbeteiligungs-
betrag gesetzt und nach zwei neuen schadenfreien Versicherungs-
jahren das Rabatt-System bei Schadenfreiheit erneut in Gang ge-
setzt.

  Wird Rechtsschutz erst im fünften Jahr nach Vertragsbeginn bean-
sprucht, bleibt kein Drittel des Rabattes der Selbstbeteiligung, im 
sechsten Jahr 1/3, im siebten Jahr 2/3 und im achten Jahr 3/3 des 
Rabattes der Selbstbeteiligung erhalten.

  Die bei einem Vorversicherer erfüllten schadenfreien Versiche-
rungsjahre können bis zum vierten schadenfreien Versicherungsjahr 
angerechnet werden.

  dd) Die Nichtberücksichtigung der Selbstbeteiligung gemäß aa) 
Satz 1 sowie die Anwendung des Schadenfreiheitssystems gemäß 
cc) sind an einen bestehenden, nicht gekündigten Versicherungsver-
trag geknüpft.

d) Kosten, die aufgrund der fünften oder jeder weiteren Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später 
als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitel eingeleitet werden;

f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft 
einer Geldstrafe oder -buße unter 200 EUR;

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpfl ichtet wäre, wenn 
der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde.

(4) a) Soweit keine Versicherungssummen oder sonstige Begrenzungen 
seiner Leistungspfl icht vereinbart sind, hat der Versicherer in jedem 

Rechtsschutzfall alle bedingungsgemäß zu übernehmenden Kosten zu 
 tragen, anderenfalls höchstens die vereinbarte Versicherungssumme oder 
den sich aus einer sonstigen Begrenzung ergebenden Betrag. Besteht eine 
Begrenzung sind Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitversi-
cherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles hierbei zusammen-
zurechnen. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutz-
fälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

b) In vermögensrechtlichen Angelegenheiten kann der Versicherer im 
Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls statt der für die Interessenwahrnehmung erforderlichen Kosten 
und zu übernehmenden Kostenrisiken auch den im Streit befi ndlichen 
 Betrag nebst Zinsen und Kosten tragen.

(5) Der Versicherer sorgt für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen des Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen 
 Unterlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten, sowie die Kosten eines 
notwendigen Übersetzers (Dolmetschers);

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe 
für eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen. Im privaten 
Verkehrsbereich wird als Teil der Kautionsleistung auch eine gesetzlich 
bedingte Sicherheitsleistung zur Verfügung gestellt, soweit diese einen 
vom Versicherungsnehmer selbst zu tragenden Betrag von 1.000 EUR 
übersteigt.

Die Kaution wird bis zu einem Betrag von 200.000 EUR zusätzlich zu 
einer Versicherungssumme bereitgestellt, soweit keine höhere Summe 
vereinbart wurde.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten ent-
sprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Bera-
tungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht 
(§ 2 k) aa)) sowie für vorsorgliche Verfügungen und vertragliche Verein-
barungen (§ 2 m) bb)) für Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e)) für Angehörige der 
steuerberatenden Berufe (auch Lohnsteuerhilfevereine);

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort 
ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte;

d) für sonstige Personen oder Einrichtungen, die zur Vertretung vor 
Gerichten zugelassen sind.

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich

(1) Allgemein besteht Versicherungsschutz, soweit die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen in Europa, den außereuropäischen Anliegerstaaten 
des Mittelmeers (das sind: der asiatische Teil der Türkei, Syrien, Libanon, 
Israel, Ägypten, Libyen, Tunesien, Algerien und Marokko), auf den Kana-
rischen Inseln, den Azoren oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder 
eine Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder wäre, wenn 
ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet werden würde. 
Die Grenze Europas zu Asien verläuft entlang des Urals und der Grenzen 
von Russland und Georgien zu Kasachstan, Aserbaidschan und Armenien.

(2) Darüber hinaus besteht weltweit Versicherungsschutz, wobei der 
Versicherer die Kosten bis zu einem Höchstbetrag von 100.000 EUR 
 übernimmt.

In den Fällen einer Inanspruchnahme gemäß Absatz 2 Satz 1 ist ausge-
schlossen die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit 
einer gewerblichen, freiberufl ichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit 
sowie für die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem Erwerb 
oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilnutzungsrechten 
(Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen.

(3) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten und Sozialgerichts-Rechts-
schutz, Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten gemäß § 2 g) bb), »akti-
ver Straf-Rechtsschutz« für das Opfer von Gewaltstraftaten sowie Famili-
en- und Erb-Rechtsschutz vor Gerichten werden nur vor deutschen Gerich-
ten gewährt. Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht muss 
durch einen in Deutschland zugelassenen Rechtsanwalt erfolgen. Der 
 Daten-Rechtsschutz gemäß § 2 l) wird nur für das Gebiet der Bundes-
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republik gewährt. Dies gilt auch für Vorsorge-Rechtsberatung (§ 2 k) cc)) 
sowie vorsorgliche Verfügungen und vertragliche Vereinbarungen (§ 2 m) 
bb)).

2. Versicherungsverhältnis

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 (2) a) Satz 1 zahlt. 
Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 Dauer und Ende des Vertrages

(1) Vertragsdauer

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon 
zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres gekün-
digt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei 
 Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen 
sein.

(2) Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 
Vertrag stillschweigend um ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor Ablauf eine Kündigung zugegangen ist.

(3) Vertragsbeendigung

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum 
vorgesehenen Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

§ 9 Prämie

(1) Prämie und Versicherungssteuer

Die in Rechnung gestellte Prämie enthält die Versicherungssteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
 entrichten hat. Diese wird ungekürzt an die Finanzverwaltung abgeführt.

(2) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erste oder einmalige 
Prämie

a) Fälligkeit der Zahlung

Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins bzw. Ihrer Annahmeer-
klärung (Invitatiomodell) fällig. Ist Zahlung der Versicherungsprämie in 
Raten vereinbart, gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahres-
prämie.

b) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

c) Rücktritt

Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die 
Prämie nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu 
 vertreten hat.

d) Vorversicherung

Soweit der Versicherungsschutz in unmittelbarem Anschluss an eine 
 Vorversicherung bei einem anderen Versicherer übernommen wurde, wird 
sich der Versicherer bei Nichtzahlung der Prämie nicht auf Leistungsfrei-
heit berufen, sofern die Prämie innerhalb von sechs Wochen nach Fällig-
keit gezahlt wurde.

(3) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgeprämie

a) Die Folgeprämien sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am 
Monatsersten des vereinbarten Prämienzeitraums fällig.

b) Verzug

Wird die Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungs-
nehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete 
 Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstan-
denen Schadens zu verlangen.

c) Zahlungsaufforderung

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung 
ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
Absätzen d) und e) mit dem Fristablauf verbunden sind.

d) Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 
c) darauf hingewiesen wurde.

e) Kündigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungs-
aufforderung nach Absatz c) darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der 
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

(4) Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

a) Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, gilt die Zah-
lung als rechtzeitig, wenn die Prämie zu dem Fälligkeitstag eingezogen 
werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung 
nicht widerspricht.

Konnte der fällige Betrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers 
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen 
Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

b) Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versiche-
rungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass die Prämie nicht 
eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsneh-
mer ist zur Übermittlung der Prämie erst verpfl ichtet, wenn er vom Versi-
cherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

(5) Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, sind die noch ausste-
henden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zah-
lung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft 
jährliche Prämienzahlung verlangen.

(6) Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags hat der Versicherer, soweit etwas 
anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil der Prämie, die dem 
 Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

§ 10 Prämienanpassung und Konditionendifferenzdeckung

(A) Tarif- und Bedingungsanpassung

(B) Prämienanpassung

(C) Prämienreduzierung bei Arbeitslosigkeit, Berufs- oder Erwerbsunfä-
higkeit

(D) Konditionendifferenzdeckung
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§ 10 (A) Tarif- und Bedingungsanpassung

(1) Bei Einführung eines neuen (geänderten) Tarif- und Bedingungs-
werks durch den Versicherer wird dieses mit jeweiliger Hauptfälligkeit 
dem Versicherungsvertrag zugrunde gelegt.

(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer zuvor über Prämien-
unterschiede ebenso zu informieren wie über wesentliche Änderungen des 
Versicherungs- und Leistungsumfangs.

(3) Stimmt der Versicherungsnehmer einer Umstellung des Vertrages 
auf ein neues (geändertes) Tarif- und Bedingungswerk nicht zu, so kommt 
es zukünftig zu keinen weiteren Anpassungen mehr und der Vertrag 
besteht zu den bis dahin geltenden Bedingungen unverändert fort. Dies gilt 
auch, sofern der Versicherungsnehmer erst nach Übersendung der Ver-
sicherungsunterlagen von seinem gesetzlichen Widerrufsrecht gemäß § 8 
Versicherungsvertragsgesetz (VVG) Gebrauch macht.

(4) Tritt zwischen der Einführung eines neuen (geänderten) Tarif- und 
Bedingungswerks und der Hauptfälligkeit des jeweiligen Versicherungs-
vertrages ein Rechtsschutzfall ein, der nur nach dem neuen (geänderten) 
Tarif- und Bedingungswerk versichert ist, wird der Versicherer dem 
 Versicherungsnehmer die Umstellung des Vertrages bereits ab der Einfüh-
rung des neuen (geänderten) Tarif- und Bedingungswerks anbieten.

§ 10 (B) Prämienanpassung

(1) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden 
Jahrs, um welchen Vomhundertsatz sich für die Rechtsschutzversicherung 
das Produkt von Schadenhäufi gkeit und Durchschnitt der Schadenzahlun-
gen einer genügend großen Zahl der die Rechtsschutzversicherung betrei-
benden Versicherer im vergangenen Kalenderjahr erhöht oder vermindert 
hat. Als Schadenhäufi gkeit eines Kalenderjahrs gilt die Zahl der in diesem 
Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle, geteilt durch die Anzahl der im Jah-
resmittel versicherten Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen 
eines Kalenderjahrs gilt die Summe der Zahlungen, die für alle in diesem 
Jahr erledigten Rechtsschutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch 
die Anzahl dieser Rechtsschutzfälle. Veränderungen der Schadenhäufi g-
keit und des Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leistungsver-
besserungen herrühren, werden bei den Feststellungen des Treuhänders 
nur bei denjenigen Verträgen berücksichtigt, in denen sie in beiden Ver-
gleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge

gemäß den § 21 (Klasse 1)

gemäß den § 24 und § 29 (Klasse 2)

gemäß den § 26 und § 27 sowie (Klasse 3)

gemäß § 28 und allen darauf basierenden  
TOP-Rundum-Paketen (Klasse 4)

nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils 
unterschieden nach Verträgen mit und ohne Selbstbeteiligung.

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz 
unter 5, unterbleibt eine Prämienänderung. Der Vomhundertsatz ist jedoch 
in den folgenden Jahren mit zu berücksichtigen.

Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhundert-
satz, ist dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nächst niedrigere 
durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden.

Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer 
 Verminderung verpfl ichtet, die Folgejahresprämie um den abgerundeten 
Vomhundertsatz zu verändern. Die erhöhte Prämie darf die zum Zeitpunkt 
die Erhöhung geltende Tarifprämie nicht übersteigen.

(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unternehmenseigenen 
Zahlen des Versicherers zu ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei 
Jahren, in denen eine Prämienangleichung möglich war, geringer erhöht, 
als er vom Treuhänder für diese Jahre festgestellt wurde, so darf der 
 Versicherer die Folgejahreprämie in der jeweiligen Anpassungsgruppe 
 gemäß Absatz 2 nur um den im letzten Kalenderjahr nach seinen Zahlen 
ermittelten Vomhundertsatz erhöhen. Diese Erhöhung darf diejenige nicht 
übersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt.

(5) Die Prämienangleichung gilt für alle Folgejahresprämien, die ab 
1. Oktober des Jahrs, in dem die Ermittlungen des Treuhänders erfolgten, 

fällig werden. Sie unterbleibt, wenn seit dem im Versicherungsschein 
 bezeichneten Versicherungsbeginn für den Gegenstand der Versicherung 
noch nicht ein Jahr, im Fall einer Erhöhung noch nicht zwei Jahre abgelau-
fen sind.

(6) Erhöht sich die Prämie, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungs-
vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, 
in dem die Prämienerhöhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat 
den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht 
 hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens 
einen Monat vor dem Wirksamwerden der Prämienerhöhung zugehen. 
Eine Erhöhung der Versicherungssteuer begründet kein Kündigungsrecht.

§ 10 (C) Prämienreduzierung bei Arbeitslosigkeit, Berufs- und Erwerbs-
unfähigkeit

(1) Wenn und solange der Versicherungsnehmer arbeitslos gemeldet 
(§ 117 Sozialgesetzbuch III) oder berufs- oder erwerbsunfähig (§§ 43, 44 
Sozialgesetzbuch VI) ist, wird der Versicherungsvertrag mit einer um 50% 
reduzierten Versicherungsprämie bis zum vereinbarten Vertragsablauf 
 fortgesetzt.

(2) Eine Prämienreduzierung erfolgt nicht,

wenn ein anderer, ausgenommen aufgrund einer gesetzlichen Unter-
haltspfl icht, verpfl ichtet ist, die Versicherungsprämie zu zahlen oder es 
wäre, wenn diese Zusatzvereinbarung nicht bestünde;

wenn eine der Voraussetzungen nach (C) Absatz 1

a) vor Versicherungsbeginn eingetreten ist oder

b) innerhalb von 6 Monaten nach Versicherungsbeginn eintritt,

c) in ursächlichem Zusammenhang mit einer vorsätzlichen Straftat des 
Versicherungsnehmers steht, oder von ihm vorsätzlich verursacht wurde

 oder

d) in ursächlichem Zusammenhang mit militärischen Konfl ikten, 
 inneren Unruhen, Streiks oder Nuklearschäden (ausgenommen durch eine 
medizinische Behandlung) steht.

(3) Eine Prämienreduzierung im Bereich des Rechtsschutzes für Eigen-
tümer und Mieter von Wohnungen und Grundstücken nach § 29 ist ausge-
schlossen, soweit der Versicherungsschutz die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Vermieter/Verpächter von Wohn- und/oder Gewerberaum 
umfasst.

(4) Der Anspruch auf Prämienreduzierung ist unverzüglich geltend zu 
machen. Dem Versicherer ist Auskunft über alle zu ihrer Feststellung 
 erforderlichen Umstände zu erteilen und das Vorliegen ihrer Vorausset-
zung gemäß Absatz 1 durch Vorlage einer amtlichen Bescheinigung 
 nachzuweisen. Der Versicherungsnehmer hat unverzüglich dem Versiche-
rer anzuzeigen, wenn die Voraussetzungen für die Prämienreduzierung 
 entfallen.

§ 10 (D) Prämienanrechnung bei Konditionendifferenzdeckung – soweit 
vereinbart –

(1) Der Versicherungsschutz aus anderen Rechtsschutzversicherungen 
des Versicherungsnehmers geht dem Vertrag bei dem Versicherer vor.

(2) Die für die anderen Rechtsschutzversicherungen des Versiche-
rungsnehmers gezahlten Prämien werden anteilig bei der Prämienberech-
nung für den Vertrag bei dem Versicherer berücksichtigt. Maßgeblich für 
den zu berücksichtigenden Betrag sind die zum Zeitpunkt des Abschlusses 
des Vertrags bei dem Versicherer für andere Rechtsschutzversicherungen 
zu zahlenden Prämien.

(3) Im Anschluss an die anderen Rechtsschutzversicherungen besteht 
aus dem bei dem Versicherer abgeschlossenen Vertrag Versicherungs-
schutz (Konditionendifferenzdeckung). Bei gleichartigen Leistungen bildet 
die mit dem Versicherer vertraglich vereinbarte Versicherungssumme 
 insgesamt die höchstens zu zahlende Versicherungssumme aus allen 
Rechtsschutzversicherungen.

(4) Leistet ein Versicherer aus anderen Rechtsschutzversicherungen 
nicht, weil eine Obliegenheit verletzt wurde, wird dadurch die Konditio-
nendifferenzdeckung des Vertrags bei dem Versicherer nicht vergrößert.

<

<
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(5) Wird eine andere Rechtsschutzversicherung des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsnehmer gekündigt, besteht ab dem Zeitpunkt 
der Beendigung Versicherungsschutz im Rahmen des Vertrags bei dem 
Versicherer und es ist die vereinbarte Tarifprämie des Versicherers zur 
Zahlung fällig. Dasselbe gilt bei einer Kündigung durch den Vorversiche-
rer nur bei Zustimmung des Versicherers.

§ 11 Änderung der für die Prämienberechnung wesentlichen Umstände

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif 
des Versicherers eine höhere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann 
der Versicherer vom Eintritt dieses Umstands an für die hierdurch entstan-
dene höhere Gefahr die höhere Prämie verlangen. Wird die höhere Gefahr 
nach dem Tarif des Versicherers auch gegen eine höhere Prämie nicht 
übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. Erhöht sich die Prämie wegen der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10% oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif 
des Versicherers eine geringere als die vereinbarte Prämie rechtfertigt, 
kann der Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an nur noch die 
 geringere Prämie verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Um-
stand dem Versicherer später als sechs Monate nach dessen Eintritt an, 
wird die Prämie erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines 
 Monats nach Zugang einer Aufforderung die zur Prämienberechnung 
 erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
 diese Pfl icht, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum 
Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die 
 erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versi-
cherer hätten zugehen müssen, so hat der Versicherungsnehmer keinen 
Versicherungsschutz, es sei denn dem Versicherer war der Eintritt des 
 Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der 
 erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässig-
keit, kann der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer 
hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war 
und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritts des Versicherungsfalls 
noch den Umfang der Leistungen des Versicherers ursächlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen fi nden keine Anwendung, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als ver-
einbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.

§ 12 Wegfall des Gegenstands der Versicherung einschließlich Tod des 
Versicherungsnehmers

(1) Fällt der Gegenstand der Versicherung ganz oder teilweise weg, 
 endet insoweit die Versicherung sowie die Verpfl ichtung des Versiche-
rungsnehmers zur Zahlung der Prämie. Erlangt der Versicherer später als 
sechs Monate nach dem Wegfall des Gegenstands der Versicherung hier-
von Kenntnis, steht ihm die Prämie bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlan-
gung zu. Der Versicherer haftet bis zur Dauer von drei Jahren nach Weg-
fall des Gegenstands der Versicherung für solche Rechtsschutzfälle, die in 
unmittelbarem Zusammenhang hiermit stehen und für die sonst kein 
Versicherungsschutz im Rahmen einer anderen Rechtsschutzversicherung 
erlangt werden könnte.

(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Ver-
sicherungsschutz bis zum Ende der laufenden Prämienperiode fort, soweit 
die Prämie am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein 
Wegfall des Gegenstands der Versicherung vorliegt. Wird die nach dem 
Todestag nächst fällige Prämie bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in 
dem am Todestag bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der 
die Prämie gezahlt hat oder für den gezahlt wurde, wird anstelle des Ver-
storbenen Versicherungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem

Todestag die Aufhebung des Versicherungsvertrags mit Wirkung ab 
 Todestag verlangen.

§ 13 Außerordentliche Kündigung

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung 
verpfl ichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag fristlos oder 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode kündigen. Die Kündigung 
ist nur innerhalb eines Monats nach Zugang der Ablehnung zulässig.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspfl icht für mindestens zwei 
innerhalb von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der 
 Versicherungsnehmer und der Versicherer innerhalb eines Monats nach 
Anerkennung der Leistungspfl icht für den zweiten oder jeden weiteren 
Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von einem Monat 
zu kündigen.

Dem Versicherungsnehmer steht das Kündigungsrecht darüber hinaus 
 bereits nach dem ersten eingetretenen Rechtsschutzfall zu.

(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat 
nach Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Anerkennung 
der Leistungspfl icht gemäß Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein.

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach 
 ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann 
jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
 spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam 
wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 Verjährung des Rechtsschutzanspruchs

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
 Jahren.

Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versiche-
rer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem 
 Versicherten in Textform zugeht.

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im 
jeweils bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 29 oder im Versiche-
rungsvertrag genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Versiche-
rungsschutz für Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung 
oder Tötung des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person 
kraft Gesetzes zustehen.

(2) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer 
betreffenden Bestimmungen sinngemäß.

Der Versicherungsnehmer kann aber widersprechen, wenn eine andere 
 mitversicherte Person Rechtsschutz verlangt. Dieses Widerspruchsrecht 
gilt jedoch nicht

für den mitversicherten Ehegatten/nichtehelichen Lebenspartner;

für die in der privaten Komponente mitversicherten Personen in §§ 27 
und 28.

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sind in Textform abzugeben. Sie sollen an die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsvertrag oder in dessen Nachträgen 
als zuständige bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem 
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zuge-
gangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des 
Versicherungsnehmers.

<
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(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewer-
bebetrieb abgeschlossen, fi nden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechende Anwen-
dung.

3. Rechtsschutzfall

§ 17 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls

(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für den Versiche-
rungsnehmer nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls erforderlich, kann er 
den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte 
auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach § 5 Absatz 1 a) und b) 
trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und 
dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwalts not-
wendig erscheint;

c) in allen Fällen der Vorsorge-Rechtsberatung gemäß § 2 k) cc).

(2) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits 
selbst beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versi-
cherungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der 
Versicherer nicht verantwortlich.

(3) Macht der Versicherungsnehmer den Rechtsanspruch geltend, hat 
er den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Um-
stände des Rechtsschutzfalls zu unterrichten sowie Beweismittel an-
zugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

(4) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall 
bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer 
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der 
Versicherer den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch 
solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen 
hätte.

(5) Der Versicherungsnehmer hat

a) den mit der Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen beauftrag-
ten Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu 
unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte 
zu erteilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Ange-
legenheit zu geben;

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

  aa) vor Erhebung von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln die 
Zustimmung des Versicherers einzuholen;

  bb) vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen 
Verfahrens abzuwarten, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann;

  cc) alles zu vermeiden, was eine unnötige Erhöhung der Kosten 
oder eine Erschwerung ihrer Erstattung durch die Gegenseite verur-
sachen könnte.

(6) Wird eine der in den Absätzen 3 oder 5 genannten Obliegenheiten 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der voll-
ständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der 
Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Versiche-
rungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt 
hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-

lich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat.

(7) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftli-
chem Einverständnis des Versicherers abgetreten werden.

(8) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung 
von Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung 
auf diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen 
Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen 
und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwir-
ken. Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den 
 Versicherer zurückzuzahlen.

§ 18 Verfahren bei Ablehnung des Rechtsschutzes durch den Ver-
sicherer

(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab,

a) weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraus-
sichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben Missver-
hältnis zum angestrebten Erfolg steht und somit mutwillig ist oder

b) weil in den Fällen des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der recht-
lichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat, ist dies dem 
Versicherungsnehmer unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich 
mitzuteilen.

In den Fällen

des Disziplinar- und Standes-Rechtsschutzes gem. § 2 h),

des Straf-Rechtsschutzes gemäß § 2 i), ausgenommen jedoch 
§ 2 i2) dd),

des Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutzes gemäß § 2 j) und

des Beratungs-Rechtsschutzes gemäß § 2 k)

werden die Erfolgsaussichten nicht geprüft.

(2) Mit der Mitteilung über die Rechtsschutzablehnung ist der Ver-
sicherungsnehmer darauf hinzuweisen, dass er, soweit er der Auffassung 
des Versicherers nicht zustimmt und seinen Anspruch auf Rechtsschutz 
aufrecht erhält, den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechts-
anwalt auf Kosten des Versicherers veranlassen kann, diesem gegenüber 
eine begründete Stellungnahme darüber abzugeben, dass die Wahrneh-
mung seiner rechtlichen Interessen nicht mutwillig erscheint und hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg bietet. Diese Entscheidung des Rechtsanwalts 
(Stichentscheid) ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar 
von der wirklichen Sach- oder Rechtslage erheblich abweicht.

(3) Hält der Versicherer die Entscheidung des Rechtsanwalts für ihn 
gemäß Absatz 2 für nicht bindend, weil sie nach Auffassung des Versiche-
rers offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechtslage erheblich ab-
weicht, hat er dies dem Versicherungsnehmer unverzüglich mitzuteilen.

(4) Die durch den Stichentscheid entstehenden Kosten trägt in jedem 
Fall der Versicherer.

§ 19 nicht belegt

§ 20 Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht

(1) Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer be-
stimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung bzw. 
in Schadenfällen auch den Sitz des für ihn tätigen Schadenabwicklungsun-
ternehmens. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 
zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das 
für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine

<

<

<

<
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juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kom-
manditgesellschaft, Gesellschaft des bürgerlichen Rechts oder eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers

Sind der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versicherungsneh-
mers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

4. Formen des Versicherungsschutzes

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht

a) für den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Fahrgast, 
Fußgänger, Radfahrer oder als sonstiger Teilnehmer am öffentlichen 
 Verkehr (z.B. als Reiter, Skater) (Fußgänger-Rechtsschutz),

b) als Fahrer jedes Fahrzeugs, das weder ihm gehört, noch auf ihn 
 zugelassen oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen 
versehen ist (Fahrer-Rechtsschutz),

c) sowie als Eigentümer oder Halter oder Leasingnehmer jedes bei 
Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen, 
vorübergehend zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehenen und als Mieter jedes von ihm als Selbstfah-
rer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motor-
fahrzeugs zu Lande sowie Anhängers als auch Motorfahrzeugs zu Wasser 
und in der Luft;

d) auch für Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft, die 
im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen oder deren Erwerb zum 
nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch bezweckt wird, aber auf Dritte 
zugelassen oder nicht mit einem auf den Namen des Versicherungsneh-
mers lautenden Versicherungskennzeichen versehen sind;

e) für alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder 
berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge; in der Leistungsart Rechts-
schutz im Vertrags- und Sachenrecht umfasst der Versicherungsschutz 
zusätzlich die Versicherungsverträge, die Dritte für die Fahrzeuge des 
Versicherungsnehmers abschließen;

f) sofern der Verkehrs-Rechtsschutz für den Versicherungsnehmer als 
Privatperson geschlossen wird,

  aa) für die Familie des Versicherungsnehmers (Defi nition siehe 
B 2.2) in deren Eigenschaft gemäß a) (Fußgänger-Rechtsschutz) 
sowie gemäß b) (Fahrer-Rechtsschutz);

  bb) nicht für solche Fahrzeuge gemäß c) und d), die gewerblich 
genutzt werden, soweit es sich nicht um Pkw, Kombi oder Kraft-
räder handelt;

  cc) nicht für dessen Beschäftigte oder die seiner Familie gemäß e);

g) sofern der Verkehrs-Rechtsschutz für den Versicherungsnehmer als 
Gewerbetreibender (Selbständiger, Firma) geschlossen wird,

  aa) für den namentlich genannten gesetzlichen Vertreter in seiner 
Eigenschaft gemäß a) (Fußgänger-Rechtsschutz) sowie gemäß b) 
(Fahrer-Rechtsschutz), falls es sich um eine juristische Person oder 
eine Personengesellschaft handelt;

  bb) nicht als Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht für Mo-
torfahrzeuge zu Wasser und in der Luft;

  cc) nicht als Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht, sofern es 
sich um Motorfahrzeuge zu Lande handelt, die im Eigentum eines 
gewerblichen Wiederverkäufers stehen.

  dd) gelten auch alle diejenigen als mitversichert, denen die Ver-
antwortung für die Fahrzeuge des Gewerbebetriebes übertragen 
wurde (z. B. Fuhrparkleiter).

h) Mitversichert ist für den Versicherungsnehmer und die in den 
Absätzen e) Satz 1, f) und g) genannten mitversicherten Personen die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen mit 
anderen Versicherern, soweit diese in unmittelbarem Zusammenhang mit 
Unfällen im Straßenverkehr (öffentlich oder privat) stehen.

(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge 
gemäß Absatz (1) beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Kraft-
räder, Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahr-
zeuge, Omnibusse sowie Anhänger.

(3) Abweichend von Absatz (1) kann vereinbart werden,

a) dass der Versicherungsschutz für ein oder mehrere im Versiche-
rungsvertrag bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der 
Luft sowie Anhänger (Fahrzeug) besteht, auch wenn diese nicht auf den 
Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen sind (Fahrzeug-Rechtsschutz) oder

b) dass der Versicherungsschutz für den Versicherungsnehmer/die im 
Versicherungsvertrag namentlich genannte Person oder im Falle des 
Absatz (11) für die Familie des Versicherungsnehmers neben der Eigen-
schaft gemäß Absatz (1) a) (Fußgänger-Rechtsschutz) auf die Eigenschaft 
gemäß Absatz (1) b) als Fahrer jedes Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser 
oder in der Luft sowie Anhängers (Fahrzeug), gleich wem diese gehören, 
auf wen sie zugelassen sind oder auf wessen Namen sie mit einem Ver-
sicherungskennzeichen versehen sind, beschränkt werden kann (Fahrer-
Rechtsschutz).

Besteht dieser nur für den Versicherungsnehmer (die im Versicherungsver-
trag namentlich genannte Person), umfasst der Versicherungsschutz auch 
dessen Familie in deren Eigenschaft gemäß (1) a) (Fußgänger-Rechts-
schutz).

(4) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
(nur soweit sich der Versicherungsschutz auf die in Absatz (1) c) bis e) 
genannten Risiken erstreckt) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten 
und für das vorgeschaltete Widerspruchsverfahren  
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlos-
sen werden.

(6) nicht belegt

(7) nicht belegt

(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschrie-
bene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und 
das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen 
versehen sein. Bei Verstoß gegen die Obliegenheit besteht Rechtsschutz 
nur für diejenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden 
oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Un-
kenntnis des Verstoßes gegen die Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte 
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte 
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch 
für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war.

(9) Ist in den Fällen der Absätze (1) bis (3) seit mindestens sechs 
Monaten kein Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer und – im Falle 
des Absatzes (11) – auf dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2) zugelassen 
und auch keines mehr auf seinen oder deren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer unbeschadet 
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seines Rechts auf Herabsetzung der Prämie gemäß § 11 Absatz (2) mit 
sofortiger Wirkung die Aufhebung des Versicherungsvertrags verlangen.

(10) Wird ein nach Absatz (3) a) versichertes Fahrzeug veräußert oder 
fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das 
Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeugs tritt (Folge-
fahrzeug). Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich 
in diesen Fällen auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtig-
ten Erwerb des Folgefahrzeugs zugrunde liegt.

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeugs ist dem Versi-
cherer innerhalb von drei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu 
bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz 
nur, wenn der Versicherungsnehmer diese Anzeige- und Bezeichnungs-
pfl icht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob 
fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versiche-
rungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig 
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war.

Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahr-
zeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner Veräußerung, längstens jedoch 
bis zu drei Monaten nach dem Erwerb des Folgefahrzeuges ohne zusätzli-
che Prämie mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb eines 
Monats vor oder innerhalb eines Monats nach der Veräußerung des versi-
cherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug 
handelt.

(11) a) Der Versicherungsschutz nach den Absätzen (1), (3) b) und (4) 
kann auf die Familie des Versicherungsnehmers (Defi nition siehe B 2.2) 
erweitert werden.

b) Wurde der Versicherungsschutz gemäß Absatz (3) b) auf den 
Fahrer-Rechtsschutz beschränkt und nimmt der Versicherungsnehmer oder 
dessen Familie nach Vertragsabschluss ein eigenes Fahrzeug in Betrieb, so 
kann er innerhalb von 6 Monaten oder aber bis zur nächsten Hauptfällig-
keit verlangen, dass sich der Versicherungsschutz rückwirkend ab der 
Inbetriebnahme/Zulassung auf die gemäß Absatz (1) insgesamt versicher-
ten Eigenschaften erstreckt.

c) Der Versicherungsschutz gemäß Absatz (3) b) kann auf alle Kraft-
fahrer eines versicherten Unternehmens/einer versicherten Behörde in 
Ausübung ihrer berufl ichen Tätigkeit erstreckt werden.

§ 22 Fahrer-Rechtsschutz

(nicht belegt)

§ 23 Privat-Rechtsschutz für Selbständige

(nicht belegt)

§ 24 Rechtsschutz für Vereine

(1) Der Versicherungsschutz besteht

a) nicht belegt

b) für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und 
Mitglieder (Defi nition siehe B 2.4), soweit diese im Rahmen der Aufgaben 
tätig sind, die ihnen gemäß der Satzung obliegen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber (§ 2 b), aa),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz  (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc),
Daten-Rechtsschutz (§ 2 l).

(3) nicht belegt

(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer 
und Fahrer eines zulassungspfl ichtigen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen zu versehenden Motorfahrzeugs zu Lande, zu Wasser oder in 
der Luft sowie Anhängers.

(5) Endet der Versicherungsvertrag durch Aufl ösung des Versiche-
rungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Rechtsnachfolgern Versicherungs-
schutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb von drei Jahren 
nach der Beendigung des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusam-
menhang mit der im Versicherungsvertrag genannten Eigenschaft des 
Versicherungsnehmers stehen.

(6) nicht belegt.

§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz

nicht belegt

§ 26 TOP-Rundum Paket für Nichtselbständige bzw. Selbständige (ohne 
Absicherung der gewerblichen Risiken)

(1) Versicherungsschutz besteht

a) für den privaten Bereich, auch als Teilnehmer am öffentlichen 
Verkehr (vgl. § 21 (1) a)), sofern hierfür nicht besonderer Versicherungs-
schutz erforderlich ist (siehe § 26 (1) b)) und den berufl ichen Bereich des 
Versicherungsnehmers und dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2).

Kein Versicherungsschutz besteht – mit Ausnahme einer arbeitnehmer-
ähnlichen Tätigkeit für den berufl ichen Bereich aus dem eingegangenen 
Dienstverhältnis – für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu-
sammenhang mit einer gewerblichen, freiberufl ichen oder sonstigen 
selbständigen Tätigkeit.

b) für den privaten Verkehrsbereich,

  aa) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und 
Fahrer von zulassungspfl ichtigen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen zu versehenden Motorfahrzeugen zu Lande sowie An-
hängern; als auch von Motorfahrzeugen zu Wasser und in der Luft; 
nicht jedoch für solche Fahrzeuge, die gewerblich genutzt werden, 
soweit es sich nicht um Pkw, Kombi oder Krafträder handelt;

  bb) für alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer 
und berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während 
der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer und dessen Fami-
lie (Defi nition siehe B 2.2) zugelassenen oder auf ihren Namen mit 
einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Per-
sonenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden 
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeugs zu Lande sowie Anhängers; 
nicht jedoch für Beschäftigte des Versicherungsnehmers oder die 
seiner Familie. In der Leistungsart Rechtsschutz im Vertrags- und 
Sachenrecht umfasst der Versicherungsschutz zusätzlich die Versi-
cherungsverträge, die Dritte für die Fahrzeuge des Versicherungs-
nehmers abschließen;

  cc) für Motorfahrzeuge zu Lande, die im Eigentum des Versiche-
rungsnehmers oder seiner Familie (Defi nition siehe B 2.2) stehen, 
aber auf Dritte zugelassen sind; diese werden Fahrzeugen gleichge-
stellt, die auf den Versicherungsnehmer oder dessen Familie zuge-
lassen sind.

  dd) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berech-
tigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Ob-
liegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen Personen, die 
von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine 
Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes 
gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tungen in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten 
Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte 
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte 
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
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weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Technische Veränderungen des Fahrzeugs, die 
zum Verlust der Zulassung führen, fallen nicht unter diese Bestimmung.

c) für den privaten Wohnbereich für alle vom Versicherungsnehmer 
und dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2) selbst genutzten Wohneinhei-
ten (ohne Vermietung) im Inland einschließlich Garagen oder Kraftfahr-
zeug-Abstellplätze. Eine teilweise gewerblich genutzte Wohneinheit wird 
einer ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten Wohneinheit gleichge-
stellt, wenn die gewerbliche Nutzung weniger als 50 % beträgt. Die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit einer teilwei-
sen gewerblichen Nutzung ist in diesen Fällen vom Versicherungsschutz 
ausgeschlossen.

(2) Das TOP-Rundum-Paket umfasst als Versicherungsschutz

a) für den privaten und berufl ichen Bereich gemäß (1) a):
Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitnehmer (§ 2 b) aa), dd),
(bei Beamten für dienst- und versorgungsrechtliche Auseinandersetzun-
gen), auch für arbeitnehmerähnliche Dienstverhältnisse, soweit die Zu-
ständigkeit von Arbeitsgerichten oder Verwaltungsgerichten gegeben ist; 
im Rahmen des Arbeits-Rechtsschutzes (§ 2 b) bb),
die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus arbeitnehmerähn-
lichen Verhältnissen vor anderen Gerichten sowie aus Anstellungsverhält-
nissen als gesetzlicher Vertreter (bis zu einem Streitwert von 
50.000 EUR);
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber für hauswirtschaftliche Beschäfti-
gungsverhältnisse sowie (§ 2 b) aa), dd),
Arbeits-Rechtsschutz als geringfügig Beschäftigter (auch bei Abwahl des 
Arbeits-Rechtsschutzes für bestehende Beschäftigungsverhältnisse) 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d) aa),
(nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus gewerblicher, 
freiberufl icher oder sonstiger selbständiger Tätigkeit, jedoch aus Versiche-
rungsverträgen, die der privaten Vorsorge dienen) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
(auch für das vorgeschaltete Widerspruchsverfahren) 
einschließlich Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Arbeitgeber von 
hauswirtschaftlichen Beschäftigungsverhältnissen 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
(einschließlich Versorgungsansprüchen gegenüber öffentlich-rechtlichen 
Versorgungswerken, die der privaten Vorsorge dienen, auch wenn eine 
selbständige Tätigkeit ausgeübt wird) 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (»aktiver« und »passiver«) (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (§ 2 k) aa) und bb),
(auch gegenüber dem Sozialamt für die Erstberatung in Fragen der Unter-
haltspfl icht) 
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

b) für den privaten Verkehrsbereich gemäß (1) b):

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d) aa),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz  (§ 2 f),
(auch für das vorgeschaltete Widerspruchsverfahren) 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

c) für den privaten Immobilienbereich gemäß (1) c):

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
(mit Schadenersatz-Rechtsschutz aus dem versicherten Objekt) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsschutz (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

d) den Spezial-Straf-Rechtsschutz für den privaten und berufl ichen 
sowie den Immobilienbereich gemäß VBS-RU 2010.

e) die erweiterten Leistungen für den privaten und berufl ichen sowie 
den Immobilienbereich, nämlich:

  aa) erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz gemäß § 2 g) bb) auch 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem vorgeschalteten 
Widerspruchsverfahren; Wartezeit: keine;

  bb) Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht, einschließlich Unter-
halts-Rechtsschutz gemäß § 2 m) aa) für die gerichtliche und au-
ßergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen in diesen An-
gelegenheiten, unter Nichtanrechnung einer entstandenen Bera-
tungsgebühr; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versicherungs-
summe: 1.000 EUR;

  cc) vorsorgliche Verfügungen und vertragliche Vereinbarungen 
gemäß § 2 m) bb); Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versiche-
rungssumme: 1.000 EUR;

  dd) sofern der Immobilienbereich nicht abgewählt ist, Rechtsschutz 
auch für alle im Ausland (nicht nur im Inland) gelegenen, vom Ver-
sicherungsnehmer und dessen Familie Defi nition siehe B 2.2) selbst 
genutzten Wohneinheiten; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a). 
Der Versicherungsschutz umfasst auch die gerichtliche und außer-
gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit Bergbauschäden sowie mit Enteignungs-, Planfeststel-
lungs-, Flurbereinigungs- und im Baugesetzbuch geregelten Ange-
legenheiten ebenso wie wegen Erschließungs- oder sonstiger An-
liegerabgaben; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versiche-
rungssumme: 1.000 EUR;

  ee) die gewerbliche Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Photo-
voltaikanlage bis zu einer Leistung von 10 kWp auf im Eigentum 
stehende eigen genutzte Wohneinheiten im Inland (soweit der Im-
mobilienbereich nicht abgewählt ist); Wartezeit: 3 Monate gemäß 
§ 4 (4) a); Versicherungssumme: 10.000 EUR;

  ff) rechtliche Streitigkeiten im ursächlichem Zusammenhang mit 
Kapitalanlagen (ohne solche gemäß § 3 (2) aa), bb), dd), ee)); War-
tezeit: keine; Versicherungssumme: 10.000 EUR;

  gg) Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2 b) aus kollektivem Arbeits- 
oder Dienstrecht; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versiche-
rungssumme: 1.000 EUR.

(3) nicht belegt.

(4) nicht belegt.

(5) Der Versicherungsschutz kann in den folgenden Bereichen abge-
wählt werden:

Spezial-Straf-Rechtsschutz

Erweiterte Leistungen

Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitnehmer für bestehende Beschäftigungs-
verhältnisse

Verkehrsbereich

Immobilienbereich.

(6) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande 
und kein Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer oder dessen Fami-
lie (Defi nition siehe B 2.2) zugelassen oder auf deren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer ver-
langen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen ohne Verkehrsbe-
reich umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt automatisch ein, 
wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und der Versicherungsneh-
mer sowie dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2) zusätzlich keine Fahrer-
laubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung des Versicherungs-
schutzes ursächlichen Tatsachen dem Versicherer später als zwei Monate 
nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungs-
schutzes erst ab Eingang der Anzeige.

(7) Wechselt der Versicherungsnehmer ein selbst genutztes Gebäude/ 
Gebäudeteil, so geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über.

<

<

<

<

<
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Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eigen-
nutzung stehen, auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen 
Objekt eintreten. Das gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf ein 
neues selbst genutztes Objekt beziehen und vor dessen geplanten oder 
tatsächlichen Bezug eintreten, gleich ob es sich um einen Wechsel oder um 
ein zusätzliches Objekt handelt.

(8) a) Der Versicherungsschutz kann auf eine laut Melderegister in häus-
licher Gemeinschaft mit den Eltern/einem Elternteil lebende unverheiratete 
(auch berufstätige) Person und deren Kinder beschränkt werden. Der 
Versicherungsschutz endet zum Ablauf der Versicherungsperiode bei 
Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft, bei Eheschließung bzw. Lebens-
partnerschaft, bei Aufnahme eines nichtehelichen Lebenspartners.

Zeigt der Versicherungsnehmer innerhalb von zwei Monaten nach Ende 
der Versicherungsperiode die zur Beendigung des Versicherungsschutzes 
führenden Umstände an, endet der Versicherungsvertrag in dieser Form 
mit Ablauf der vergangenen Versicherungsperiode. Geht die Anzeige 
später beim Versicherer ein, endet der Versicherungsvertrag mit Eingang 
der Anzeige.

b) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande 
und kein Anhänger mehr auf die versicherten Personen zugelassen oder 
auf deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der 
solchen Versicherungsnehmer verlangen, dass der Versicherungsschutz in 
einen ohne Verkehrsbereich umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung 
tritt automatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und 
die versicherte Person und die mitversicherten Kinder zusätzlich keine 
Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für die Umwandlung des Versiche-
rungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem Versicherer später als zwei 
Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versi-
cherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige.

(9) Hat der Versicherungsnehmer eine gewerbliche, freiberufl iche oder 
sonstige selbständige Tätigkeit aufgenommen und zeigt er dies innerhalb 
von sechs Monaten oder aber bis zur nächsten Hauptfälligkeit nach Auf-
nahme der Tätigkeit dem Versicherer an, so wandelt sich der Versiche-
rungsschutz mit Aufnahme der Tätigkeit in einen solchen nach § 28 (TOP-
Rundum-Paket für Gewerbetreibende/Selbständige) um, sofern dies der 
Versicherungsnehmer verlangt. Die Wartezeit entfällt in solchen Fällen 
gemäß § 4 (4) b) aa) erfolgt die Anzeige später als sechs Monate nach 
Aufnahme der Tätigkeit oder der dieser folgenden Hauptfälligkeit kann die 
Umwandlung erst ab diesem Zeitpunkt verlangt werden. Nimmt ein Mit-
glied der Familie des Versicherungsnehmers (Defi nition s. B. 2.2) gewerb-
liche, freiberufl iche oder sonstige selbständige Tätigkeit auf, so kann der 
Abschluss eines Versicherungsvertrages gemäß § 28 unter den für den 
Versicherungsnehmer geltenden Voraussetzungen verlangt werden.

(10) Entfällt die Mitversicherung von Kindern wegen Heirat oder wegen 
Aufnahme einer auf Dauer angelegten berufl ichen Tätigkeit mit leistungs-
bezogenem Entgelt, oder in den Fällen des Absatz (8) a) durch Auszug aus 
der elterlichen Wohnung, können diese innerhalb von 6 Monaten oder aber 
bis zur nächsten Hauptfälligkeit nach Ausscheiden aus der Mitversiche-
rung den rückwirkenden Abschluss eines Versicherungsvertrages gemäß 
§§ 26 bzw. 28 verlangen.

§ 27 TOP-Rundum-Paket für Landwirte

(1) Versicherungsschutz besteht

a) für den berufl ichen Bereich des Versicherungsnehmers als Inhaber 
des im Versicherungsvertrag bezeichneten land- oder forstwirtschaftlichen 
Betriebs; mitversichert sind die vom Versicherungsnehmer beschäftigten 
Personen (Defi nition siehe B 2.3) in Ausübung ihrer berufl ichen Tätigkeit 
für den Versicherungsnehmer, der vom Versicherungsnehmer bestellte 
berufl iche Vertreter sowie die im landwirtschaftlichen Betrieb tätigen 
Mitinhaber, Hoferben sowie Altenteiler (Defi nition siehe B 2.6); mitversi-
chert sind weiterhin alle in Form einer Personen- oder Kapitalgesellschaft 
ausgelagerten landwirtschaftlichen Betriebstätigkeiten im Außenverhältnis 
in Höhe des Gesellschafts-/Kapitalanteils des Versicherungsnehmers; 
hingegen besteht kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen gegenüber der Gesellschaft und deren Mitgesellschaftern 
oder Miteigentümern;

b) für den landwirtschaftlichen Verkehrsbereich des Versicherungs-
nehmers entsprechend den Bestimmungen des § 28 (1) b) aa) bis ff);

 

c) für den landwirtschaftlichen Immobilienbereich für alle vom Versi-
cherungsnehmer

  aa) land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen, Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile, gleich ob sich diese im Eigentum des 
Versicherungsnehmers, dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2), 
eines Mitinhabers, Hoferben sowie Altenteilers (Defi nition siehe 
B 2.6) befi nden oder hinzugepachtet sind;

  bb) verpachteten land- und forstwirtschaftlichen genutzten Flächen, 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile.

(2) Das TOP-Rundum-Paket umfasst als Versicherungsschutz

a) für den Berufsbereich gemäß (1) a)

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber (§ 2 b), aa), dd), 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d) aa),
(nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus gewerblicher, 
freiberufl icher oder selbständiger, nicht im Zusammenhang mit dem 
landwirtschaftlichen Betrieb stehender Tätigkeit) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (»aktiver« und »passiver«) (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Daten-Rechtsschutz (§ 2l),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

b) für den landwirtschaftlichen Verkehrsbereich gemäß (1) b)

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
(ausgenommen Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft sowie nicht 
zulassungspfl ichtige Sonderfahrzeuge und Arbeitsmaschinen) 
auch für von Dritten für die Fahrzeuge des Versicherungsnehmers abge-
schlossenen Versicherungsverträge 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Straf-Rechtsschutz (»aktiver« und »passiver«) (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

c) für den landwirtschaftlichen Immobilienbereich gemäß (1) c)

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
(mit Schadenersatz-Rechtsschutz aus dem versicherten Objekt) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

d) den Spezial-Straf-Rechtsschutz für den berufl ichen sowie den 
landwirtschaftlichen Immobilienbereich gemäß VBS-RU 2010

e) die erweiterten Leistungen für den berufl ichen und landwirtschaft-
lichen Immobilienbereich, nämlich:

  aa) erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz gemäß § 2 g) bb) auch 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem vorgeschalteten 
Widerspruchsverfahren; Wartezeit: keine;

  bb) dies gilt auch für im Zusammenhang mit staatlichen Direktzah-
lungen stehende cross-compliance (Einhaltung anderweitiger Ver-
pfl ichtungen) Verfahren; Wartezeit: keine; Versicherungssumme: 
10.000 EUR;

  cc) sofern der Immobilienbereich nicht abgewählt ist, Rechtsschutz 
auch für die gerichtliche und außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interesse im Zusammenhang mit Bergbauschäden sowie 
mit Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- und im 
Baugesetzbuch geregelte Angelegenheiten ebenso wie wegen 
Erschließungs- oder sonstiger Anliegerabgaben; Wartezeit: 3 Mo-
nate gemäß § 4 (4) a); Versicherungssumme: 1.000 EUR;
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  dd) wobei sich der Vertrags-Rechtsschutz gemäß § 2 d) aa) auch 
auf landwirtschaftliche Nebenbetriebe und/oder damit verbundene 
Nebentätigkeiten des Versicherungsnehmers erstreckt; Wartezeit: 3 
Monate gemäß § 4 (4) a); Versicherungssumme: 10.000 EUR;

  ee) Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2 b) aus kollektivem Arbeits- 
oder Dienstrecht; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versiche-
rungssumme: 1.000 EUR.

(3) entfällt.

(4) Der Versicherungsschutz kann in den folgenden Bereichen der 
berufl ichen (land- oder forstwirtschaftlichen) Komponente abgewählt 
werden:

Spezial-Straf-Rechtsschutz

erweiterte Leistungen

Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber

Verkehrsbereich

Immobilienbereich.

(5) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des 
Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz 
auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb von drei Jahren nach der 
Beendigung des Versicherungsvertrages eintreten und im Zusammenhang 
mit der im Versicherungsvertrag genannten Eigenschaft des Versiche-
rungsnehmers stehen.

(6) Ist der Versicherungsnehmer keine juristische Person oder Perso-
nengesellschaft, wandelt sich der Versicherungsvertrag nach Berufsaufga-
be in einen solchen nach § 26 um, soweit nicht anders vereinbart.

Werden die für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen 
Tatsachen dem Versicherer später als sechs Monate nach ihrem Eintritt 
angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab 
Eingang der Anzeige.

(7) Wechselt der Versicherungsnehmer im Versicherungsvertrag be-
zeichnete landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich selbst genutzte Flä-
chen, Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile, geht der Versicherungs-
schutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im 
Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst nach der 
Übergabe des bisherigen Objekts eintreten. Das gleiche gilt für Rechts-
schutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen geplan-
ter oder tatsächlicher Nutzung eintreten.

(8) Der Versicherungsschutz erstreckt sich entsprechend der gewählten 
Form auch auf den privaten Bereich des Versicherungsnehmers, der im 
Versicherungsschein genannten Person, der im Betrieb tätigen und/oder 
wohnhaften Mitinhaber und Hoferben sowie der Altenteiler (Defi nition 
siehe B 2.6) und dessen/deren Familie (Defi nition siehe B 2.2).

Es gelten die Bestimmungen des § 26, wobei jedoch die Abwahl einzelner 
Bereiche gemäß § 26 (5) ebenso wenig verlangt werden kann, wie die 
Abwahl des gesamten Privatbereichs.

§ 28 TOP-Rundum-Paket für Gewerbetreibende/Selbständige bzw. 
selbständig tätige Ärzte, Apotheker und Heilberufe

(1) Versicherungsschutz besteht

a) für die im Versicherungsvertrag bezeichnete, gewerbliche, freibe-
rufl iche oder sonstige selbständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers 
einschließlich Notdiensten, Praxisvertretungen und vergleichbaren selb-
ständigen Tätigkeiten des selbständig tätigen Arzt, Apotheker und Ange-
höriger anderer Heilberufe; mitversichert sind die vom Versicherungs-
nehmer beschäftigten Personen (Defi nition siehe B 2.3) in Ausübung ihrer 
berufl ichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer und der vom Versiche-
rungsnehmer bestellte berufl iche Vertreter;

b) für den gewerblichen Verkehrsbereich des Versicherungsnehmers

  aa) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und 
Fahrer von zulassungspfl ichtigen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen zu versehenden Motorfahrzeugen zu Lande sowie An-
hängern;

<

<

<

<

<

  bb) für alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer 
und berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während 
der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer zugelassenen oder 
auf dessen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehe-
nen oder als Selbstfahrervermietfahrzeug zum vorübergehenden 
Gebrauch gemieteten oder in Obhut gegebenen Motorfahrzeugs zu 
Lande sowie Anhängers; in der Leistungsart Rechtsschutz im Ver-
trags- und Sachenrecht umfasst der Versicherungsschutz zusätzlich 
die Versicherungsverträge, die Dritte für die Fahrzeuge des Versi-
cherungsnehmers abschließen;

  cc) für die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen 
(Defi nition siehe B 2.3) in Ausübung ihrer berufl ichen Tätigkeit für 
den Versicherungsnehmer, auch bei Benutzung eigener Motorfahr-
zeuge während vom Versicherungsnehmer angewiesener Dienst-
fahrten; für den vom Versicherungsnehmer bestellten berufl ichen 
Vertreter;

  dd) für Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft sowie für nicht 
zulassungspfl ichtige Sonderfahrzeuge und Arbeitsmaschinen, je-
doch ohne Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht;

  ee) für Motorfahrzeuge, die im Eigentum des Versicherungsneh-
mers stehen, aber auf Dritte zugelassen sind, jedoch ohne Rechts-
schutz im Vertrags- und Sachenrecht, sofern es sich um einen ge-
werblichen Verkäufer handelt.

  ff) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berech-
tigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Ob-
liegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen Personen, die 
von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine 
Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes 
gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tungen in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten 
Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte 
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt 
auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
ursächlich war. Technische Veränderungen des Fahrzeugs, die zum 
Verlust der Zulassung führen, fallen nicht unter diese Bestimmung.

c) für den gewerblichen lmmobilienbereich für alle vom Versiche-
rungsnehmer gewerblich selbst genutzten (ohne Vermietung) Grundstücke, 
Gebäude und Gebäudeteile.

Vom Versicherungsnehmer gewerblich selbst genutzte Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile, die ausschließlich im Eigentum eines Gesell-
schafters oder Geschäftsführers bzw. eines Familienangehörigen eines 
Gesellschafters oder Geschäftsführers des Versicherungsnehmers stehen, 
werden Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen gleichgestellt, die 
sich im Eigentum des Versicherungsnehmers befi nden.

(2) Das TOP-Rundum-Paket umfasst als Versicherungsschutz

a) für den Berufsbereich gemäß (1) a):

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber (§ 2 b) aa),dd),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Straf-Rechtsschutz (»aktiver« und »passiver«) (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc),
Daten-Rechtsschutz (§ 2 l).

b) für den gewerblichen Verkehrsbereich gemäß (1) b):

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d) bb),
als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Motor-
fahrzeugen zu Lande sowie Anhängern, auch für von Dritten für die Fahr-
zeuge des Versicherungsnehmers abgeschlossenen Versicherungsverträge
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Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

c) für den gewerblichen Immobilienbereich gemäß (1) c)

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
(mit Schadenersatz-Rechtsschutz aus dem versicherten Objekt) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

d) für selbständig tätige Ärzte, Apotheker und Angehörige anderer 
Heilberufe umfasst der Versicherungsschutz ferner die gerichtliche Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen im beruf-
lichen Bereich, einschließlich solcher aus Versicherungsverträgen und 
anderen so genannten Nebengeschäften (Praxis-Vertrags-Rechtsschutz).

e) den Spezial-Straf-Rechtsschutz für den gewerblichen und Immobi-
lienbereich gemäß VBS-RU 2010

f) die erweiterten Leistungen für den gewerblichen und Immobilien-
bereich, soweit diese für selbständige Ärzte, Apotheker und Heilberufe 
nicht schon aufgrund d) gewährt werden, nämlich:

  aa) erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz gemäß § 2 g) bb) auch 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in dem vorgeschalteten 
Widerspruchsverfahren; Wartezeit: keine;

  bb) für die außergerichtliche und gerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus eingegangenen Nebengeschäften gemäß 
§ 2 d) bb); Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a);

  cc) für die außergerichtliche und gerichtliche Wahrnehmung recht-
licher Interessen im Rahmen des allgemeinen Vertrags-Rechts-
schutzes, sofern ein unmittelbarer Zusammenhang mit Angelegen-
heiten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) gege-
ben ist; Wartezeit: keine; Versicherungssumme: 10.000 EUR;

  dd) sofern der Immobilienbereich nicht abgewählt ist, Rechtsschutz 
auch für die gerichtliche und außergerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit Bergbauschäden so-
wie in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- und im 
Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten ebenso wie wegen 
Erschließungs- oder sonstiger Anliegerabgaben; Wartezeit: 3 Mo-
nate gemäß § 4 (4) a); Versicherungssumme: 1.000 EUR;

  ee) sowie für Ärzte im Rahmen des Sozialgerichts-Rechtsschutz 
gemäß § 2 f) auch für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
außergerichtlichen Verfahren, die sich aus der Budget-Festsetzung 
– Vorauszahlungs- und Regressfestsetzungen – durch die zuständi-
gen Gremien der kassenärztlichen Vereinigungen und der Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherungen wegen unwirtschaftlicher 
Verordnungsweise und unwirtschaftlicher Behandlungsweise erge-
ben. Wartezeit: keine. Hierfür werden die Kosten bis zu einem 
Höchstbetrag von 1.000 EUR je Quartal übernommen;

  ff) die Wahrnehmung solcher Interessen, die mit einer bevorste-
henden oder beendeten freiberufl ichen Tätigkeit als Arzt, Apothe-
ker oder Angehöriger eines sonstigen Heilberufs in unmittelbarem 
Zusammenhang stehen;

  gg) Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2 b) aus kollektivem Arbeits- 
oder Dienstrecht; Wartezeit: 3 Monate gemäß § 4 (4) a); Versiche-
rungssumme: 1.000 EUR.

(3) nicht belegt.

(4) nicht belegt

(5) Der Versicherungsschutz kann in den folgenden Bereichen der 
gewerblichen Komponente abgewählt werden:

Spezial-Straf-Rechtsschutz

Erweiterte Leistungen

<

<

Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber

Verkehrsbereich

Immobilienbereich

(6) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des 
Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz 
auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb von drei Jahren nach der 
Beendigung des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang 
mit der im Versicherungsvertrag genannten Eigenschaft des Versiche-
rungsnehmers stehen.

(7) Ist der Versicherungsnehmer keine juristische Person oder Perso-
nengesellschaft, wandelt sich der Versicherungsvertrag nach Berufsaufga-
be in einen solchen nach § 26 um, soweit nicht anders vereinbart.

Werden die für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen 
Tatsachen dem Versicherer später als sechs Monate nach ihrem Eintritt 
angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab 
Eingang der Anzeige.

(8) a) nicht belegt.

b) Der Versicherungsschutz erstreckt sich entsprechend der gewählten 
Form auch auf den privaten Bereich des Versicherungsnehmers oder einer 
im Versicherungsschein genannten Person und dessen/deren Familie 
(Defi nition siehe B 2.2), wobei die Bestimmungen des § 26 Anwendung 
fi nden. Die Abwahl einzelner Bereiche gemäß § 26 (5) kann jedoch nicht 
verlangt werden. Lediglich die Abwahl des gesamten Privatbereichs ist 
möglich.

Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Versicherungsverträgen,  
Ansprüchen gegen Sozialversicherungsträgern oder wegen Versorgungs-
ansprüchen gegenüber öffentlich-rechtlichen Versorgungswerken, die der 
privaten Vorsorge dienen, bleibt jedoch auch bei Abwahl des gesamten 
Privatbereichs vom Versicherungsschutz umfasst.

(9) Wechselt der Versicherungsnehmer ein von ihm gewerblich selbst 
genutztes Grundstück, Gebäude oder Gebäudeteil, geht der Versicherungs-
schutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im 
Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst nach 
dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das gleiche gilt für 
Rechtsschutzfälle, die sich auf ein neues selbst genutztes Objekt beziehen 
und vor dessen geplanten oder tatsächlichen Bezug eintreten, gleich ob es 
sich um einen Wechsel oder um ein zusätzliches Objekt handelt.

§ 29 Rechtsschutz für Eigentümer und Mieter von Wohnungen und 
Grundstücken

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und 
dessen Familie (Defi nition siehe B 2.2) in der im Versicherungsvertrag 
bezeichneten Eigenschaft als

a) Eigentümer,

b) Vermieter (auch als Eigentümer),

c) Verpächter (auch als Eigentümer),

d) Mieter,

e) Pächter,

f) Nutzungsberechtigter,

von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungs-
vertrag bezeichnet sind.

Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstell-
plätze sind immer eingeschlossen. Eine teilweise gewerblich genutzte 
Wohneinheit wird einer ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten Wohn-
einheit gleichgestellt, wenn die gewerbliche Nutzung weniger als 50% 
beträgt. Die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang 
mit einer teilweisen gewerblichen Nutzung ist in diesen Fällen vom Ver-
sicherungsschutz ausgeschlossen.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst:

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c),
(mit Schadenersatz-Rechtsschutz aus dem versicherten Objekt) 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),

<

<

<



Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) bb),
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j),
Vorsorge-Rechtsberatung (Erstberatung) (§ 2 k) cc).

(3) a) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsvertrag 
bezeichnete, selbst genutzte Wohnung oder das selbst genutzte Einfamili-
enhaus, geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert 
sind Rechtsschutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung 
stehen, auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt 
eintreten. Das gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue 
Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tatsächlichem Bezug 
eintreten. Entsprechendes gilt, wenn der Versicherungsnehmer ein Objekt 
wechselt, das er für seine gewerbliche, freiberufl iche oder sonstige selb-
ständige Tätigkeit selbst nutzt.

b) Erwirbt der Versicherungsnehmer während der Versicherungsdauer 
eine zur Vermietung bestimmte Wohneinheit oder ändert sich die Nutzung 
einer bereits versicherten Wohneinheit und ist der Versicherungsnehmer 
mit seinen sonstigen Risiken gemäß § 26 und/oder § 27 und/oder § 28 bei 
dem Versicherer versichert, so kann er innerhalb von sechs Monaten nach 
Abschluss des notariellen Kaufvertrages oder erfolgter Nutzungsänderung 
oder aber bis zur nächsten Hauptfälligkeit danach verlangen, dass der 
Versicherungsschutz hierauf rückwirkend erstreckt wird.

Seite 24 von 32 RU 053.02 – 01.2010ARB-RU 2010  IV



§ 1 Gegenstand der Versicherung

(1) Der Versicherer trägt die unter § 5 aufgeführten Kosten in Straf- 
und Ordnungswidrigkeitsverfahren sowie in standes- und disziplinarrecht-
lichen Verfahren, wenn im Zusammenhang mit der im Versicherungsver-
trag genannten Tätigkeit oder eines darauf bezogenen Ehrenamtes bzw. 
eines berufl ichen oder privaten Tuns oder Unterlassens des Versicherten in 
Straf- und Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen diese ermittelt wird, Ver-
sicherte beschuldigt oder als Zeugen vernommen werden oder standes- 
oder disziplinarrechtliche Verfahren gegen Versicherte eingeleitet werden.

(2) Geht es in Strafverfahren um eine Straftat, deren fahrlässige Bege-
hung nicht strafbar ist, besteht mit Ausnahme der Kosten für den Zeugen-
beistand – § 5 (2) b) – nur dann Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer selbst betroffen ist oder der Rechtsschutzgewährung zu-
stimmt und es nicht um ein Verbrechen geht.

(3) Soweit in den Bestimmungen nichts anderes geregelt ist, gelten für 
den Versicherungsschutz die §§ 4 – 20 ARB-RU 2010.

§ 2 Versicherte

(1) Versicherungsschutz besteht für die Versicherten. Versicherte sind 
der Versicherungsnehmer und die im Versicherungsvertrag genannten 
sonstigen natürlichen oder juristischen Personen. Seine gesetzlichen 
Vertreter und sämtliche Betriebsangehörige einschließlich der Betriebsärz-
te, Praktikanten und Leiharbeiter sind bei Verstößen, die sie in Ausübung 
ihrer dienstlichen Verrichtung für den Versicherungsnehmer begehen oder 
begangen haben sollen ebenfalls mitversichert.

Für Betriebsangehörige besteht Versicherungsschutz auch, soweit sie im 
Betrieb des Versicherungsnehmers tätig werden in der Eigenschaft als 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß Arbeitssicherheitsgesetz), Sicher-
heitsbeauftragte (gemäß § 719 RVO), Immissionsschutzbeauftragte, 
Datenschutzbeauftragte, Strahlenschutzbeauftragte, Beauftragte für Ge-
wässerschutz und/oder Abfallbeseitigung und dergleichen.

Für Ärzte besteht Versicherungsschutz auch bei Erste-Hilfe-Leistungen.

Versicherungsschutz erhalten auch die aus den Diensten des Versiche-
rungsnehmers ausgeschiedenen Personen für Rechtsschutzfälle, die sich 
aus ihrer früheren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer ergeben, solange 
der Versicherungsnehmer der Rechtsschutzgewährung zustimmt.

Niederlassungen (Betriebsstätten einschließlich Lager, Verkaufsbüro und 
dergleichen) sind mitversichert, soweit sie nicht rechtlich selbständig sind.

(2) Die den Versicherungsnehmer betreffenden Bestimmungen gelten 
sinngemäß auch für die übrigen Versicherten. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch widersprechen, wenn ein anderer Versicherter Rechtsschutz 
verlangt.

(3) Ändert sich die versicherte Tätigkeit oder wird diese dadurch 
beendet, dass der Versicherungsnehmer in einer anderen nach diesen 
Versicherungsbedingungen versicherbaren Eigenschaft bei derselben oder 
einer anderen juristischen Person tätig wird, erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf die neue Tätigkeit. Eine neue Tätigkeit ist dem 
Versicherer innerhalb einer Frist von drei Monaten anzuzeigen.

Sofern die neue Tätigkeit nach dem Tarif des Versicherers aber nicht 
übernommen wird, hat der Versicherer das Recht, den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnisnahme mit einer Frist von einem Monat zu 
kündigen.

Beruht eine verspätete Anzeige auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer je nach der Schwere des Verschuldens des VN entsprechend die 
Leistung im Verhältnis kürzen.

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass die verspätete Meldung nicht 
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz uneingeschränkt 
bestehen.

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

(1) Bei Straftaten entfällt rückwirkend der Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherte rechtskräftig wegen Vorsatzes verurteilt wird. Der Versi-
cherte ist dann verpfl ichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, der 
dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines vorsätzlichen 
Verhaltens getragen hat.

(2) Versicherungsschutz besteht nicht in Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren, wenn es

a) ausschließlich darum geht, als Führer von Kraftfahrzeugen eine 
verkehrsrechtliche Bestimmung für den Straßenverkehr verletzt zu haben;

b) darum geht, eine Vorschrift des Kartellrechts sowie eine andere 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitsvorschrift verletzt zu haben, welche in 
unmittelbarem Zusammenhang mit Kartellverfahren verfolgt wird.

(3) Der sonst weltweit gegebene Versicherungsschutz ist für als Ge-
werbetreibende/Selbständige Versicherte auf den örtlichen Geltungsbe-
reich des § 6 (1) ARB-RU 2010 beschränkt.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz

Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls 
innerhalb des vereinbarten Zeitraums.

(1) Als Rechtsschutzfall für die Straf- und Ordnungswidrigkeitsverfah-
ren gilt die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Versicher-
ten. Als eingeleitet gilt ein Ermittlungsverfahren, wenn es bei der zustän-
digen Behörde als solches verfügt ist.

(2) Als Rechtsschutzfall für den Zeugenbeistand gilt die mündliche 
oder schriftliche Aufforderung an den Versicherten zur Zeugenaussage.

(3) Als Rechtsschutzfall für die standes- und disziplinarrechtlichen 
Verfahren gilt die Einleitung eines standes- oder disziplinarrechtlichen 
Verfahrens gegen den Versicherten.

(4) Wird in demselben Ermittlungsverfahren gegen mehrere Versicher-
te ermittelt oder werden in demselben Ermittlungs-, Straf- oder Ord-
nungswidrigkeitsverfahren mehrere Versicherte zur Zeugenaussage aufge-
fordert, handelt es sich um denselben und nicht um jeweils einen neuen 
Rechtsschutzfall.

(5) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe des Versiche-
rungsnehmers, wird den Versicherten Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb von drei Jahren nach Beendigung 
des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im 
Versicherungsvertrag genannten Tätigkeit des Versicherungsnehmers 
stehen.

§ 5 Leistungsumfang

Der Versicherer trägt

(1) Verfahrenskosten

Die dem Versicherten auferlegten Kosten der versicherten Verfahren 
einschließlich Strafvollstreckungsverfahren.

(2) Rechtsanwaltskosten

Im Rahmen der versicherungsvertraglichen Vereinbarungen die angemes-
sene Vergütung einer geschlossenen, nicht vom Erfolg abhängigen, Hono-
rarvereinbarung sowie die üblichen Auslagen eines vom Versicherten 
beauftragten Rechtsanwaltes für

a) die Verteidigung des Versicherten in Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren einschließlich Strafvollstreckungsverfahren (zur Verteidi-
gung kann auch die notwendige Interessenwahrnehmung für den Versiche-
rungsnehmer oder die versicherte Person gehören, die durch das Bekannt-
werden von verdeckten Ermittlungen erforderlich wird);
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b) den Zeugenbeistand in Straf- und Ordnungswidrigkeitsverfahren, 
wenn der Versicherte als Zeuge vernommen wird und die Gefahr einer 
Selbstbelastung angenommen werden muss;

c) eine verwaltungsrechtliche Tätigkeit des Rechtsanwalts, welche 
dazu dient, die Verteidigung in eingeleiteten Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren, die vom Versicherungsschutz erfasst werden, zu unterstüt-
zen;

d) die Verteidigung des Versicherten in standes- und disziplinarrecht-
lichen Verfahren.

Die Angemessenheit der zwischen dem Rechtsanwalt und dem Versicher-
ten vereinbarten Vergütung prüft der Versicherer in entsprechender An-
wendung von § 3a des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG). Nach 
dieser Vorschrift kann eine mit dem Rechtsanwalt vereinbarte Vergütung, 
die unter Berücksichtigung aller Umstände unangemessen hoch ist, auf den 
angemessenen Betrag gekürzt werden.

Für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung entstandene Rechtsan-
waltskosten gelten insbesondere als unangemessen, wenn diese je Ver-
sicherungsfall und versicherter Person das 20-fache der konkret verwirk-
lichten Gebührentatbestände der gesetzlichen Höchstgebühr überschreiten.

(3) Reisekosten des Rechtsanwalts

Für notwendige Reisen des Rechtsanwalts des Versicherten an den Ort des 
zuständigen Gerichts oder den Sitz der für den vom Versicherungsschutz 
erfassten Verfahren zuständigen Behörde. Die Reisekosten werden bis zur 
Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden 
Sätze übernommen.

(4) Sachverständigenkosten

Im Rahmen der versicherungsvertraglichen Vereinbarungen die angemes-
senen Kosten der vom Versicherten in Auftrag gegebenen Sachverständi-
gengutachten, die für seine Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren erforderlich sind.

(5) Reisekosten der Versicherten ins Ausland

Die Reisekosten des Versicherten für Reisen an den Ort des zuständigen 
ausländischen Gerichts, wenn dieses das persönliche Erscheinen der 
Person angeordnet hat. Die Reisekosten werden bis zur Höhe der für 
Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernom-
men.

(6) Übersetzungskosten

Der Versicherer sorgt für die Übersetzung der für die Verteidigung und 
den Zeugenbeistand im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen und 
trägt die dabei anfallenden Kosten, sowie die Kosten eines notwendigen 
Übersetzers (Dolmetschers).

(7) Nebenklagekosten

Die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Nebenkläger tätigen 
Rechtsanwalts, soweit der Versicherte durch deren Übernahme eine Ein-
stellung des gegen ihn anhängigen Strafverfahrens erreicht hat, obwohl ein 
hinreichender Tatverdacht fortbestand.

(8) Firmenstellungnahme

Die angefallenen Kosten, damit gegebenenfalls durch eine Firmenstel-
lungnahme die Ausweitung des Ermittlungsverfahrens auf Betriebsangehö-
rige vermieden werden kann.
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§ 1 Gegenstand der Versicherung

(1) Der Versicherer sorgt für die notwendige gerichtliche Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers und trägt die 
dem Versicherungsnehmer hierbei entstehenden Kosten, wenn dieser 
 aufgrund der in Europa oder in den außereuropäischen Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres geltenden Haftpfl ichtbestimmungen wegen des Ersatzes von 
Vermögensschäden gerichtlich in Anspruch genommen wird.

(2) Vermögensschaden ist jeder Schaden, der weder Personenschaden 
(Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von 
Menschen) noch Sachschaden (Beschädigung, Verderben, Vernichtung 
oder Abhandenkommen von Sachen) ist und sich auch nicht aus solchen 
Schäden herleitet.

(3) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer gewährt in 
seiner Eigenschaft als

Aufsichtsrats- oder Beiratsmitglied

Vorstandsmitglied

Leiter

Geschäftsführer

(4) einer juristischen Person des Privatrechts, soweit deren Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland liegt. Die Eigenschaft, für die Versicherungs-
schutz gewährt wird, und die juristischen Personen, für die der Versiche-
rungsnehmer tätig ist, sind im Versicherungsvertrag zu bezeichnen. Offene 
Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften werden juristischen 
Personen gleichgestellt.

(5) Soweit in den Bestimmungen nichts anderes geregelt, gelten für den 
Versicherungsschutz die §§ 4 – 20 ARB RU 2010.

§ 2 Rechtsschutz für Dritte

(1) Der Versicherungsvertrag kann auch vom Versicherungsnehmer 
 zugunsten des jeweiligen Inhabers einer bestimmten Stellung in dessen 
nach § 1 (3) versicherbaren Eigenschaft abgeschlossen werden. Es können 
auch Vorstand, Aufsichtsrat oder Beirat beziehungsweise alle Leiter oder 
Geschäftsführer einer juristischen Person in einem Vertrag versichert 
 werden.

(2) Bei einem Versicherungsvertrag nach § 2 (1) kann nur derjenige 
Versicherungsansprüche geltend machen, zu dessen Gunsten der Versiche-
rungsnehmer den Versicherungsvertrag abgeschlossen hat. Ist eine Per-
sonenmehrheit der Begünstigte, kann jedes Mitglied der Personenmehrheit 
Versicherungsansprüche geltend machen. Alle hinsichtlich des Versiche-
rungsnehmers geltenden Bestimmungen sind sinngemäß für und wider den 
Begünstigten anzuwenden.

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

(1) Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Abwehr von 
Haftpfl ichtansprüchen

a) wegen wissentlichem Abweichen von Gesetz, Vorschrift oder An-
weisung oder aus einer sonstigen wissentlichen Pfl ichtverletzung als Folge 
eines Vermögensschadens;

b) die aufgrund Vertrags oder besonderer Zusage über den Umfang 
der gesetzlichen Haftpfl icht hinausgehen.

(2) Es besteht kein Versicherungsschutz für Versicherungsfälle des 
Versicherungsnehmers oder Begünstigten einer Personenmehrheit, wenn 
der Rechtsschutzfall dem Versicherer nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Beendigung des Versicherungsvertrages beziehungsweise nach Ausschei-
den des Begünstigten aus dem Versicherungsvertrag gemeldet wird. Diese 
Frist beträgt fünf Jahre, wenn Tod des Versicherungsnehmers bezie-
hungsweise des Begünstigten oder Berufsaufgabe aus Alters- oder Krank-
heitsgründen die Beendigung des Versicherungsvertrags beziehungsweise

<

<

<

<

das Ausscheiden des Begünstigten aus dem Versicherungsvertrag verur-
sacht haben.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

zusätzlich zu den Bestimmungen von § 4 ARB RU 2010

(1) Aufgrund besonderer Vereinbarung kann der Versicherungsschutz 
auf Versicherungsfälle, die bis zu zwei Jahre vor Versicherungsbeginn 
eingetreten sind, erweitert werden. Für die vor Versicherungsbeginn 
eingetretenen Versicherungsfälle wird nur Versicherungsschutz gewährt, 
soweit diese weder dem Versicherungsnehmer noch dem Begünstigten bei 
Abschluss der besonderen Vereinbarung bekannt waren.

(2) Zusätzlich kann der Versicherungsschutz auf Rechtsschutzfälle 
ausgedehnt werden, die bis zu drei Jahre nach Beendigung des Versiche-
rungsvertrags eintreten.

§ 5 Leistungsumfang

(1) zusätzlich zu den Leistungen von § 5 ARB RU 2010 trägt der 
Versicherer

a) die Vergütung aus einer Honorarvereinbarung des Versicherungs-
nehmers mit einem für ihn tätigen Rechtsanwalt, soweit die gesetzliche 
Vergütung, die ohne Honorarvereinbarung entstanden wäre, vom Versi-
cherer im Rahmen von § 5 ARB RU 2010 getragen werden müsste;

b) die Kosten für ein vom Versicherungsnehmer eingeholtes Sachver-
ständigengutachten, soweit der Versicherer sich zu deren Übernahme 
schriftlich bereit erklärt.

(2) Der Versicherer trägt nicht

die Kosten einer negativen Feststellungsklage, eines Streitbeitritts oder 
einer Streitverkündung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dass der 
Versicherer sich zu deren Übernahme schriftlich bereit erklärt.

§ 6 Tätigkeitswechsel

(1) Ändert sich die versicherte Tätigkeit oder wird diese dadurch 
beendet, dass der Versicherungsnehmer in einer anderen nach diesen 
Versicherungsbedingungen versicherbaren Eigenschaft bei derselben oder 
einer anderen juristischen Person tätig wird, erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf die neue Tätigkeit. Eine neue Tätigkeit ist dem 
Versicherer innerhalb einer Frist von drei Monaten anzuzeigen.

Sofern die neue Tätigkeit nach dem Tarif des Versicherers aber nicht 
übernommen wird, hat der Versicherer das Recht, den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnisnahme mit einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. 

Beruht eine verspätete Anzeige auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer je nach der Schwere des Verschuldens des VN entsprechend die 
Leistung im Verhältnis kürzen. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass die verspätete Meldung nicht 
grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz uneingeschränkt 
bestehen.

(2) Auf eine Versicherung für Dritte (§ 2) ist diese Vorschrift nicht 
anwendbar.
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Kunde: Vermittler:

–
Produktinformationsblatt zum verbindlichen Antrag vom:
Soweit manuell von Ihrem Vermittler an den entsprechenden Stellen ausgefüllt, werden nachfolgend einige für Ihre Rechtsschutzversicherung wichtige 
Daten auf der Grundlage von § 4 Verordnung über Informationspfl ichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) genannt. 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass dieses Produktinformationsblatt nicht alle für Ihre Rechtsschutzversicherung wichtigen bzw. interessan-
ten Themen abschließend beschreiben kann – hier hilft ggf. nur, den Versicherungsschein und die Bedingungswerke eingehend zu prüfen!  

1. Art des Versicherungsvertrags und Beschreibung des Vertragsumfangs
Rechtsschutzversicherung in der Ausprägung (bitte immer nur ein »Risiko« beschreiben!)
TOP-Rundum-Paket q  RU-TOP-STAR (§ 26 ARB-RU 2010) q  RU-AGRAR (§ 27 ARB-RU 2010)

q  MAXX-PAK (§ 28 ARB-RU 2010) q  AESKULAP (§ 28 ARB-RU 2010)
abgewählt ist gegen Prämienabschlag: q  Private Komponente (nur bei »Gewerbe«)
q  Spezial-Straf-Rechtsschutz q  Erweiterte Leistungen
q  Arbeits-Rechtsschutz q  Verkehrsbereich q  Immobilienbereich
oder Produkt – ____________________________________________________________________________________________________
Versicherungssumme: unbegrenzt – im Sinne von § 6 (1) ARB-RU 2010
Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall q  200 €   q  400 €   q  600 €   q  800 €   q  1.000 €

2. Prämienhöhe inklusive gesetzlicher Versicherungssteuer – derzeit 19%
Jahresprämie –

Zahlungsweise:    1/–.... -jährlich, Prämie laut Zahlungsweise –

Zahlungstermin/e für Folgeprämien, jeweils am –

Weitere Kosten entstehen nur, wenn z.B. Prämien nicht termingerecht bezahlt (Mahngebühren)
oder Lastschriften von Ihnen nicht eingelöst werden (Rücklaufkosten) 

3. Eintritt des Versicherungsfalls
Einzelheiten siehe ARB-RU/VBS-RU und VRB-RU 2010 § 4

4. Risikoausschlüsse
Einzelheiten siehe ARB-RU/VBS-RU und VRB-RU 2010 § 3

5. Wartezeiten – Anrechnen von bereits erfüllten Wartezeiten
Einzelheiten sind beschrieben in ARB-RU 2010 § 4

6. Obliegenheiten
Es gibt Obliegenheiten, die Sie 
n  vor Vertragsabschluss (gesetzliche vorvertragliche Anzeige-/Auskunftspfl icht) §§ 19 ff VVG
n  während der Vertragsdauer und  n  § 11

n   §§ 17, 21, 
26, 27, 28

n  u.a. 
ARB-RU 2010

n  vor bzw. im oder nach dem Versicherungsfall zu erfüllen haben. 
Die Verletzung dieser Obliegenheiten kann uns berechtigen (je nach Verschulden), vom Vertrag zurück-
zutreten, ihn zu kündigen oder anzupassen, was unter Umständen zur Leistungsfreiheit durch uns (auch für 
bereits eingetretene Versicherungsfälle) führen kann. 

7. Vertragsdauer
Es ist eine Vertragsdauer vereinbart/gewünscht bis zum Datum: –________________
Der Vertrag verlängert sich nach diesem Termin immer stillschweigend jeweils um 1 Jahr, solange durch 
keine der beiden Vertragsparteien eine Kündigung erfolgt. 
Verträge mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren können schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres gekündigt werden. Folgende Kündigungen sind zusammen mit entsprechenden 
Fristen nach den Vertragsbedingungen möglich: 
n  zum »regulären« Ablauftermin:  3 Monate § 8 ARB-RU 2010
n  aufgrund eines Schadenfalls:  1 Monat § 13 ARB-RU 2010
n  aufgrund einer Prämienanpassung mit Erhöhung: 1 Monat § 10 (B) ARB-RU 2010
n  wegen Ausschluss einer Gefahr nach Gefahrerhöhung: 1 Monat § 11 ARB-RU 2010

Vermittlerhinweis: Bitte an den mit – oder  q  markierten Stellen ausfüllen/ankreuzen 
und zur Rechtswirksamkeit hier unterzeichnen/abstempeln.
Dieses Original verbleibt beim Kunden! ________________________
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Pfl ichtinformation zum verbindlichen Antrag vom:
Soweit manuell von Ihrem Vermittler an den entsprechenden Stellen ausgefüllt, werden Sie, wie vom Gesetzgeber vorgesehen (§ 1 Verordnung über 
Informationspfl ichten bei Versicherungsverträgen – VVG-InfoV), zusätzlich über folgende Themen im Zusammenhang mit Ihrer Rechtsschutzversiche-
rung informiert:

1. Identität des Versicherers
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG  
Alte Leipziger-Platz 1  
61440 Oberursel  

Anfragen bitte an   
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG  
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION  
80323 München

Vorstand: Dr. Ingo Telschow (Sprecher), Sven Waldschmidt  
Vorsitzender des Aufsichtsrats: Dr. Walter Botermann
Amtsgericht Bad Homburg v. d. H.  
HRB 1585 • St.-Nr. 045 223 0042 1

2. Geschäftsfeld
Wir bieten neben Rechtsschutzversicherungen auch alle anderen Sachversicherungen wie Hausrat-, Haft-
pfl icht-, Unfall- oder Wohngebäudeversicherungen.  

Unsere Aufsichtsbehörde ist 

Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht
Postfach 13 08
53003 Bonn

3. Merkmale der Versicherungsleistung
Vertragsgrundlage unserer Rechtsschutzversicherungen sind
n  als »Standard« die ARB-RU 2010
n  im Spezial-Straf-Rechtsschutz die VBS-RU 2010
n  im Vermögensschaden-Rechtsschutz die VRB-RU 2010
Eine Rechtsschutzversicherung bedeutet, dass wir die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
unserer Versicherungsnehmer oder Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang 
erbringen (Rechtsschutz).

4. Tarif 
 Die Prämie und Leistungen basieren auf dem Tarif T10, Stand: 1.1.2010
5. Prämienhöhe inklusive gesetzlicher Versicherungssteuer – derzeit 19%

Jahresprämie
Zahlungsweise und Prämie laut Zahlungsweise siehe Antrag!
Zahlungstermin/e für Folgeprämien, jeweils am
Zum Thema »rechtzeitige« Prämienzahlung von Erst- oder Folgeprämien beachten Sie bitte § 9 ARB-RU 2010
Weitere Kosten entstehen nur, wenn z.B. Prämien nicht termingerecht bezahlt (Mahngebühren) oder 
Lastschriften von Ihnen nicht eingelöst werden (Rücklaufkosten).

6. Gültigkeit eines Angebots
Unsere Angebote gelten – soweit nichts anderes ausdrücklich vereinbart 1 Monat

7. Vertragsschluss – Prämienzahlungspfl icht
 Ein Vertrag kommt wirksam zustande, wenn

n  Sie nach Erhalt aller gesetzlich vorgeschriebenen Informationen einen verbindlichen Antrag stellen und 
wir diesen annehmen (Antrags-Modell)
n  Sie ein verbindliches Angebot von uns anfordern und dieses ausdrücklich durch eine schriftliche 
Erklärung annehmen (Invitatio-Modell).
Als Vertragsbeginn gilt im aktuellen Fall der Bitte denken Sie aber daran, dass verspätete Zahlung der 
Erstprämie den Versicherungsschutz gefährden kann, siehe Textziffer 5. bzw. 

siehe Antrag!  
§ 9 ARB-RU 2010

Kunde: Vermittler:

–
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Pfl ichtinformation zum verbindlichen Antrag (Seite 2) vom:

8. Widerruf einer Vertragserklärung
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Wurde Ihnen auf Wunsch hin eine vorläufi ge Deckung erteilt, ist zu 
dieser kein Widerruf möglich.  
Die Frist beginnt am Tag, nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließ-
lich unserer allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die Vertragsinformationen gemäß § 7 (2) des 
Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) – Produktinformationsblatt und Pfl ichtinformation – und diese 
Belehrung in Textform zugegangen sind.  
Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs an uns:  
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG, Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION,  
80323 München, Fax-Nr. 089-54853-665, oder Ihren Versicherungsvermittler.
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihrer 
(gezahlten) Prämie, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt.  
Den Teil Ihrer Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir einbehalten 
(oder fordern), wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufsfrist 
beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versicherungsschutz erst nach 
Ablauf der Widerrufsfrist, erstatten wir Ihnen Ihre gesamte (gezahlte) Prämie.  
Gezahlte Prämien erstatten wir unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang Ihres Widerrufs.

9. Vertragsdauer – Vertragsbeendigung
Es ist eine Vertragsdauer vereinbart/gewünscht bis zum siehe Antrag!
Der Vertrag verlängert sich nach diesem Termin immer stillschweigend jeweils um 1 Jahr, solange durch 
keine der beiden Vertragsparteien eine Kündigung erfolgt.  
Verträge mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren können schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden.
Folgende Kündigungen sind zusammen mit entsprechenden Fristen nach den Vertragsbedingungen 
möglich: 
n  zum »regulären« Ablauftermin: 3 Monate § 8 ARB-RU 2010
n  aufgrund eines Schadenfalls: 1 Monat § 13 ARB-RU 2010
n  aufgrund einer Prämienanpassung mit Erhöhung: 1 Monat § 10 (B) ARB-RU 2010
n  wegen Ausschluss einer Gefahr nach Gefahrerhöhung: 1 Monat § 11 ARB-RU 2010

10. Geltendes Recht
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

11. Zuständiges Gericht
An welchem Ort gegen uns als Versicherer, Sie als Kunden – auch bei unbekanntem Wohnsitz – 
geklagt werden kann, ist geregelt in 

§ 20 ARB-RU 2010

12. Sprache
Sämtliche Produktbeschreibungen, Versicherungsscheine, Bedingungen und Korrespondenz werden 
abgefasst in 

deutsch

13. Beschwerde
 Wenn es im Zusammenhang mit einem Rechtsschutzvertrag bei uns Probleme gibt, können Sie sich gerne 

direkt an uns, unseren Vorstand oder Aufsichtsrat wenden – Postanschrift siehe Textziffer 1.
Zusätzlich besteht die Möglichkeit, sich direkt an unsere Aufsichtsbehörde zu wenden. siehe Textziffer 2.
Unabhängig davon können Sie alle strittigen Themen auch auf dem Rechtsweg (vor Gericht) klären lassen 
– allerdings kein Rechtsschutzfall. siehe Textziffer 11.
Unser Unternehmen ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V.  
Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den unabhängigen, neutralen Ombuds-
mann in Anspruch zu nehmen, wenn Sie mit einer Entscheidung mal nicht einverstanden sein sollten.  
Sie müssten die Beschwerde innerhalb von 8 Wochen einreichen. Das Verfahren ist für Sie kostenfrei.  

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten hiervon 
unberührt bleibt.

Versicherungsombudsmann e.V.  
Postfach 080632  
10006 Berlin  
Tel.: 01804/22 44 24*  
Fax: 01804/22 44 25*  
E-Mail: beschwerde@
versicherungsombudsmann.de  
*20 Cent je Anruf/Fax aus dem 
deutschen Festnetz. Preise aus 
Mobilfunknetzen können abwei-
chen, ab dem 01.03.2010 höchs -
tens 42 Cent pro Minute aus Mo-
bilfunknetzen (Stand 12.2009).

–



 

 

 

 
Information zur Selbstbeteiligung 
 

 
 
 
 
 
 
 

Die Selbstbeteiligungstarife unserer       
Rechtsschutz-Produkte 

Warum Selbstbeteiligung? 

Preisbewusste Verbraucher wollen oftmals nicht für jede Kleinigkeit sondern vor allem für Problemfälle mit hoher 
Kostenbelastung abgesichert sein. Deshalb vereinbaren diese Kunden eine Selbstbeteiligung. Die Versicherungsprämie kann 
dadurch deutlich reduziert werden. 
 

Für welche Produkte gibt es die Möglichkeit der Selbstbeteiligung (SB)?  

SB-Tarife bei allen Produkten 

Beispiel neuester Tarif Tarif T10, Stand: 01.04.2011 

Alle Produkte  

Es gilt eine generelle SB von 200 EURO = Normaltarif (NT) 

alternativ gegen Abschlag: 400, 600, 800, 1.000 € 

Im Tarif T10 sind Prämienreduzierungen bis zu 40 % möglich. 
 

Wie wirkt die Selbstbeteiligung? 

Bei einem Rechtsschutzfall wird der vereinbarte Selbstbeteiligungsbetrag bei der ersten Zahlung der Versicherungsleistung – an 
den vom Kunden meist selbst gewählten Rechtsanwalt – abgezogen. Der Anwalt wird diesen Selbstbeteiligungsbetrag dann beim 
Kunden unmittelbar anfordern. 
 

Welche Marktvorteile bieten Selbstbeteiligungstarife der ALTE LEIPZIGER? 

Selbstbeteiligungstarife werden von preisbewussten Verbrauchern gewählt. Die ALTE LEIPZIGER bietet diesen Kunden 
zusätzlich zur Prämienreduzierung die nachfolgenden besonderen Vergünstigungen: 
 

Anrechnung schadenfreier Versicherungsjahre 

Bis zu vier schadenfreie Versicherungsjahre bei einem Vorversicherer werden im Rahmen unseres Schadenfreiheitssystems bei 
entsprechendem Nachweis angerechnet. Dies gilt auch für bisher mitversicherte Personen, die eine eigene Rechts-
schutzversicherung bei uns abschließen (Stichwort: Schadenfreiheit »erben«). 

 

 



 

Trotz Prämienreduzierung wird 

 keine Selbstbeteiligung verrechnet 
 in Auslandsschadenfällen bei Zahlungen an ausländische Rechtsanwälte  

 keine Selbstbeteiligung verrechnet und keine Rückstufung im Schadenfreiheitssystem durchgeführt 
 wenn der Rechtsschutzfall mit einer Erstberatung abgeschlossen ist  
 bei Nutzung unserer Serviceleistung M-RaT; Mediation am Telefon unter 0180 2686466* 
 bei Inanspruchnahme unserer Assistance-Leistung RaT = Rechtsanwälte am Telefon unter 0180 2786466*  
*6 Cent je Anruf aus dem deutschen Festnetz. Preise aus Mobilfunknetzen können abweichen, höchstens 42 Cent pro 
Minute aus Mobilfunknetzen (Stand 03.2010). 

 

Begrenzung des Selbstbeteiligungsbetrages je Rechtsschutzfall 

Entstehen aus einem Schadenfall mehrere Rechtsschutzfälle – z.B. Strafverfahren und zusätzlich ein Schadenersatzverfahren, wie 
das bei Verkehrsunfällen meistens der Fall ist – wird die Selbstbeteiligung (entweder die generelle oder die vom Kunden 
gewählte SB) nur einmal angerechnet. 
 

Schadenfreiheitssystem  

Bei Schadenfreiheit vermindert sich: 
 die generelle oder vom Kunden gewählte Selbstbeteiligung sowie 
 bei bestehenden, nicht gekündigten Verträgen wie folgt: 

 
 Selbstbeteiligungsmodell

Nach »schadenfreien 
Versicherungsjahren« = SFK*

Selbstbeteiligung 
vermindert sich um:

Rückstufung im Rechtsschutzfall
 nach SFK*

0 – –

1 – 0

2 1/3 0

3 2/3 0

4 3/3 0

5** 3/3 2
6** 3/3 3
7** 3/3 4

*  SFK = Schaden-Freiheits-Klasse     ** Zusätzliche Bonifikation zwischen dem 5. und 7. schadenfreien Versicherungsjahr (»Rabattretter«) 
Als Versicherungsfall werden nur Leistungsfälle mit Deckungszusagen oder Zahlungen gewertet!  

 
 

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG Anfragen bitte an: 
Alte Leipziger-Platz 1  ALTE LEIPZIGER Versicherung AG · Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION · 80323 München 
61440 Oberursel   service@r-u.de · www.rechtsschutz-union.de 
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Rechtsschutz mit  
»Erste Hilfe«-Faktor 
Unsere Assistance-Leistungen helfen Ihnen in 
fast jeder Lebenslage.

Rechtsschutzversicherung
Assistance-Leistungen
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Wir helfen Ihnen, wenn es darauf  
ankommt – unabhängig von einem 
Rechtsschutzfall.

Eine Rechtsschutzversicherung zahlt im Versicherungsfall 
Kosten für Rechtsanwalt, Gericht usw. Das ist Standard, aber  
die Leistungen der RECHTSSCHUTZ UNION gehen hier  
schon weiter als der Markt.

Deswegen ist unsere Rechtsschutzversiche
rung TOP-STAR für Nichtselbständige und 
Selbständige (ohne Absicherung der 
gewerblichen Risiken) auch Testsieger der 
Stiftung Warentest (Ausgabe 8/2009).

Schadenmeldung online

Logisch, dass wir Ihnen auch die Möglich
keit geben, einen Versicherungsfall auf 
unserer Seite www.rechtsschutz-union.de 
problemlos online zu melden – unter  
dem Punkt »Kundenservice« einfach auf 
»Schadenmeldung« klicken und auswählen.

Anwalt-Suchservice

Wenn Sie einen Anwalt suchen, können 
Sie bei uns fündig werden. Im Bereich 
»Kundenservice« können Sie den »Anwalt-
Suchservice« nutzen, um zielgenau zu 
suchen: Einen Anwalt in Ihrer Nähe, der 
ein Experte im betreffenden Fachgebiet ist.

Zusätzlich bieten wir unseren Kunden 
wichtige Assistance-Leistungen. Diese 
Leistungen können helfen, Vermögen und 
Recht zu schützen, auch wenn es sich 
nicht oder noch nicht um Versicherungs
fälle im eigentlichen Sinn handelt. Unsere 
Assistance-Leistungen können Ihnen un- 
abhängig von einem Prozess oder Rechts
schutzfall helfen! Und das sogar ohne 
Mehrprämie!
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RaT – Rechtsanwälte am Telefon
Es gibt viele Situationen, in denen eine 
juristische Auskunft helfen kann. Wenn Sie 
nicht gleich zum Anwalt wollen, aber kurz-
fristig einen Rechtsrat brauchen, können 
Sie sich an unsere Telefonhotline wenden. 
Wir bieten allen Versicherungsnehmern 
telefonische Rechtsauskünfte rund um die 
Uhr, 7 Tage die Woche an:

■	�Sie werden von kompetenten Rechts
anwälten beraten (keine Deckungs
zusagen).

■	Auskünfte zu allen Rechtsfragen
	 n	�Versicherte Rechtsfragen, d. h. 

Fragen zu allen von Ihrer Versicherung 
abgedeckten Rechtsgebieten.

	 n	�Nicht versicherte Rechtsfragen, 
also Fragen, die über die von Ihrer Ver-
sicherung abgedeckten Rechtsgebiete 
hinaus gehen.

		�  Beispiel: Sie haben den Immobilien
bereich abgewählt. Eine Nebenkosten
abrechnung Ihres Vermieters kommt 
Ihnen aber seltsam vor und Sie möch-
ten sich informieren, welches Vorgehen 
für Sie sinnvoll ist.

	 n	�Nicht versicherbare Rechtsfragen, 
d. h. Fragen zu Rechtsgebieten, die 
nicht versichert werden können.

		�  Beispiel: Sie haben einen Autounfall. 
Der Gegner behauptet einen Schaden 
zu haben, den Sie nicht mit diesem 
Unfall in Verbindung bringen. Sie 
wollen sich wegen der gegnerischen 
Schadenersatzforderung beraten lassen.

	 n	�Allgemeine Rechtsfragen zum 
eigenen Vertrag.

■	�Diese Rechtsauskünfte werden nicht als 
Schadenfall gewertet und wirken sich 
nicht auf das Schadenfreiheitssystem aus.
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ABC-Services

Was tun, wenn Ihr Geschäftspartner umgezogen ist oder ein 
säumiger Schuldner nicht zahlen will?

Diese Services können Sie nutzen:

■	Anschriftenermittlung
	 n	�Europaweit und tagesaktuell 
	 n	�Um beispielsweise Geschäftspartner 

wieder zu finden oder wichtige An-
schriften zu aktualisieren

■	�Bonitätsprüfungen und Wirtschafts
auskünfte 

	 n	�Sekundenschnell einholen
	 n	�Bonität eines möglichen Geschäfts-

partners prüfen
	 n	�Kostenfreie Eigenauskunft für Firmen 

oder Einzelunternehmen: In wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten ist es be-
sonders sinnvoll, dass diese Auskunft 
immer aktuell ist, damit Ihr Unterneh-

men einen optimalen Bonitätsindex 
hat. Schließlich kann die Auskunft 
Grundlage einer Kreditentscheidung 
für Ihre Bank oder Ihre Lieferanten 
sein. 

■	Cash-Management/Inkasso-Management
	 n	�Innerhalb weniger Minuten beauftra-

gen – denn nichts ist ärgerlicher, als 
seinem Geld »hinterherzulaufen«. 

	 n	�Dabei entstehen für Sie garantiert 
keine laufenden Kosten, Erfolgs
provisionen oder Nichterfolgs
pauschalen. 

	 n	�Sie zahlen lediglich einen schon im 
Vorfeld feststehenden Auslagenvor-
schuss, den Sie nach erfolgreichem 
Inkasso-Verfahren zurückbekommen.

1 �Alle Angaben verstehen sich pro Auftrag bzw. Mandat zzgl. ges. MwSt. und Auslagen für externe Leistungen, 
z. B. Gerichtskostenvorschüsse.

2 Auslagenvorschuss in der Premiumkondition für Kunden der RECHTSSCHUTZ UNION.

Das Inkasso-Verfahren kurz gefasst:

vorgerichtliche Maßnahmen  
(nur 5,00 €1, 2)

gerichtliche Maßnahmen

nachgerichtliche Maßnahmen

Inkasso-Mahnschreiben

Call-Collect

Anwalt-Mahnschreiben

Gerichtliches Mahnverfahren (nur 35,00 €1, 2)

Klageverfahren (ab einer Forderung von 300,00 €)

Einziehungsverfahren
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Preiswerte Hilfe ab der ersten Mahnung

Partner der RECHTSSCHUTZ UNION 
ist die Firma atriga GmbH, ein konzern
unabhängiges und innovatives Inkasso
unternehmen. 

Damit Sie Ihr Geld möglichst schnell und 
unbürokratisch bekommen, unterstützt 
atriga Sie schon mit vorgerichtlichen Maß-
nahmen ab der ersten Mahnung. Folgende 
Leistungen erhalten Sie beispielsweise für 
nur 5,00 €1, 2:

■	�Inkasso-Mahnschreiben 
(per Post, SMS, E-Mail, Telefax):

	�S ie wählen das für Ihren Forderungs
sachverhalt optimale erste Inkasso-
Mahnschreiben online aus. Nach Frist
ablauf erhält der Schuldner ein zweites, 
auf den Inhalt des ersten Schreibens 
und die wirtschaftliche Situation des 
Schuldners individuell abgestimmtes 
Mahnschreiben.

■	�Call-Collect:
	� Wenn auf die Inkasso-Mahnschreiben 

keine Zahlung erfolgt ist, setzen sich die 
Spezialisten der atriga GmbH telefonisch 
mit dem Schuldner in Verbindung, um 
gemeinsam eine Lösung zu erzielen.

■	�Letztes Inkasso-Mahnschreiben 
(per Post, SMS, E-Mail, Telefax): 

	� Wenn im Call-Collect keine Einigung er-
zielt werden konnte, wird der Schuldner 
in einem letzten Inkasso-Mahnschreiben 
unter anderem auf die unmittelbar be-
vorstehenden gerichtlichen Maßnahmen 
hingewiesen. 

■	�Optional: Persönlicher Schuldner
besuch

	�E in persönlicher Schuldnerbesuch 
durch Inkasso-Dienstleister ist bundes
weit möglich. Zeitpunkt und hierzu 
vorliegende Voraussetzungen können 
innerhalb des Verfahrens frei bestimmt 
werden.

■	�Auf Wunsch Einmeldung des Schuldners 
bei Schufa und anderen Auskunfteien.
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■	�Anwaltliches Mahnverfahren 
(per Post, SMS, E-Mail, Telefax):

	� Wenn im vorgerichtlichen Inkassoverfah-
ren keine Lösung gefunden wurde oder 
der Schuldner sich nicht an bisherige 
Vereinbarungen hält, versenden die 
atriga Vertragsanwälte im Rahmen des 
vorgerichtlichen anwaltlichen Mahnver-
fahrens auf den bisherigen Stand des 
Verfahrens abgestimmte Anwalt-Mahn-
schreiben an den Schuldner.

■	�Gerichtliche Maßnahmen 
Sollte im vorgerichtlichen Mahnverfah-
ren keine Lösung erzielt worden sein, 
haben Sie als Versicherungsnehmer die 
Wahl, ob Sie die Leistungen der atriga 
GmbH auch für das gerichtliche Mahn-
verfahren in Anspruch nehmen oder das 
Verfahren beenden wollen.

Wie erhalten Sie die Vergünstigungen?

■	�Unter www.rechtsschutz-union.de im 
Punkt »Kundenservice« klicken Sie auf 
»ABC-Services«. Am Ende der Informa
tionsseite finden Sie den Link zum 
atriga-Portal. 

■	�Halten Sie Ihre Versicherungsschein-Nr. 
bereit, um sich legitimieren zu können.

■	�Nach der folgenden Weiterleitung auf die 
Informationsseite der atriga dort einfach 
auf »kostenlos registrieren« klicken.

■	�Die erforderlichen persönlichen Daten 
(z. B. Name, Adresse, Benutzername 
und selbst zu wählendes Passwort) 

werden im atriga Kundenportal – dem 
sogenannten »atriga DebitManager™« 
abgefragt.

■	�Anschließend erhalten Sie eine Bestä
tigungs-Email mit Ihrer Kundennummer 
bei atriga und einem Link zur Frei
schaltung.

■	�Geben Sie im atriga-Kundenportal Ihre 
Bankverbindung an.

■	�Es wird ein Cent auf das von Ihnen an
gegebene Bankkonto überwiesen. Der 
Verwendungszweck dieser Überweisung 
ist eine PIN (Persönliche Identifikations-
Nummer) aus Zahlen und Buchstaben.

■	�Diese PIN muss im Kundenportal der 
atriga eingegeben werden.

■	��Bei Fragen zum Ablauf oder zu weiteren 
Leistungen steht Ihnen die atriga-Hotline 
unter 06103 3746 999 montags bis frei-
tags von 8 Uhr bis 18 Uhr zur Verfügung.  
Es handelt sich um eine normale Fest
netz-Telefonnummer – daher fallen für 
Sie keine zusätzlichen Kosten durch 
eine Service-Rufnummer an, lediglich 
reguläre Telefonkosten entstehen.
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Im privaten Verkehrsbereich springen 
wir ein, wenn eine Kaution über den von 
Ihnen selbst zu zahlenden Betrag von 
1.000 € hinaus geht. 

Beispiel:

■	�Auf dem Rückweg aus dem Urlaub 
werden Sie kurz vor der Grenze wegen 
überhöhter Geschwindigkeit angehalten. 
Die zu zahlende Geldstrafe übersteigt 
Ihre leere Urlaubskasse. Eine Weiter-
fahrt wird nur gegen Zahlung einer 
Sicherheitsleistung in Höhe von 2.500 € 
gestattet.

Kurz gefasst:

■	�Ohne Prämie kostenfrei mitversichert

■	�Entspricht Strafkautionen im Ausland 
und ist somit ein (zinsloses) Darlehen.

■	�Gilt weltweit ab der Tarifgeneration T 10

■	�Gilt ausschließlich für Vorgänge aus 
dem privaten Verkehrsbereich, d. h. Sie 
sind abgesichert, wenn Sie den Verkehrs-
bereich bei TOP-STAR nicht abgewählt 
haben oder separat eine private Ver-
kehrs-Rechtsschutzversicherung abge-
schlossen haben.

Sicherheitsleistungen

Wir helfen Ihnen, damit Sie schnell weiterkommen.
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Rechtsschutz Union
Ihr Rechtsschutz-Spezialist

Unsere Erfahrung – Ihr Service

■	�Unter dem Dach der Alte Leipziger Versicherung AG 
Ihr Spezialist für den Bereich Rechtsschutz

■	�Absicherung in allen Lebensbereichen

■	�Hochwertige Produkte für anspruchsvolle Kunden

■	�Besondere Services für Ihre Rundum-Absicherung

■	�Bestnoten bei Ratings



ALTE LEIPZIGER – HALLESCHE Konzern

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1 · 61440 Oberursel
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RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG

■ Privatpersonen / Nichtselbständige
■ Selbständige (ohne Absicherung der gewerblichen Risiken)

Gutes Recht soll nicht an den 
Kosten scheitern.

RECHTSSCHUTZ UNION – Ihr Rechtsschutz-Spezialist

Unsere Erfahrung – Ihr Service

■  Unter dem Dach der ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Ihr Spezialist für den Bereich Rechtsschutz

■  Absicherung in allen Lebensbereichen

■  Hochwertige Produkte für anspruchsvolle Kunden

■  Besondere Services für Ihre Rundum-Absicherung

■  Assistance-Leistungen: Zusatznutzen ohne Zusatzprämie!

■  Bestnoten bei Ratings

TOP 150



02 Leistungen

Auf Rechtsstreitigkeiten sollten Sie gut vorbereitet sein.

Die Inanspruchnahme von Anwälten und Gerichten, aber auch 
die Hilfe von Zeugen und Sachverständigen im In- und Ausland 
kosten Geld. Viel Geld, wie man im Ernstfall leider sehr schnell 
feststellt – und wie das folgende Beispiel zeigt:

Wir nehmen Ihr gutes Recht in Schutz.

Recht haben und auch Recht bekommen – das ist leider nicht immer selbstverständ
lich. In unserer Gesellschaft gibt es unzählige Gesetze und Verordnungen, die meist 
nur Rechtsanwälte kennen. Als »Laie« sollte man der wahren Flut von Rechtsnormen 
nicht hilflos gegenüberstehen – und sein Recht möglicherweise dem »finanziell 
Stärkeren« überlassen! Hier bietet eine Rechtsschutzversicherung umfassende finan-
zielle Sicherheit … und damit vor allem Chancengleichheit im Streitfall.

Was kann Sie ein Zivilprozess kosten?

Streitwert 1. Instanz 1. und 2. Instanz

900 € 557,50 € 1.101,50 €

2.000 € 1.083,50 € 2.120,30 €

5.000 € 2.319,50 € 4,489,10 €

10.000 € 3.747,00 € 7.252,60 €

Mit unserer Rechtsschutzversicherung genießen Sie ausgezeich-
neten Schutz und müssen nicht aus Kostengründen auf Ihr gutes 
Recht verzichten. Sie können beruhigt den Anwalt Ihres Vertrau-
ens für sich tätig werden lassen, um Recht zu bekommen und  
zu behalten. 

Dabei muss es nicht immer vor Gericht gehen. Manchmal genügt 
schon eine telefonische Beratung durch einen Anwalt. Auch dies 
berücksichtigen wir durch unsere zusätzlichen Assistance-Leis
tungen wie beispielsweise RaT (Rechtsanwälte am Telefon). Hier 
können Sie ganz unkompliziert und rund um die Uhr juristischen 
Ratschlag bei erfahrenen Anwälten einholen.

Mit unserem TOP-Rundum-Paket TOP STAR sind Sie auch dann 
noch auf der sicheren Seite, wenn es für Sie persönlich hart auf 
hart kommt. Unter bestimmten Bedingungen erlassen wir Ihnen 
50 % der Prämie, wenn Sie arbeitslos oder berufs- bzw. erwerbs-
unfähig werden sollten. Diese zusätzliche Sicherheit kostet Sie 
keinen Cent extra. 

Informieren Sie sich in dieser Broschüre, wie umfassend – und 
dabei individuell gestaltbar – wir Ihr gutes Recht in Schutz nehmen.
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Das TOP-Rundum-Paket TOP-STAR

Unsere Rechtsschutzversicherung besteht aus vier Bausteinen,  
die alle versicherbaren Lebensbereiche abbilden. Innerhalb dieser 
Bausteine – Privat, Beruf, Verkehr und Immobilien – sorgen 
zudem die erweiterten Leistungen und der Spezial-Straf-Rechts-
schutz dafür, dass Sie Ihren Rechtsschutz individuell ergänzen 
können.

Nur zwei Beispiele: 

■ �Als Rentner benötigen Sie ggf. keinen Arbeits-Rechtsschutz im 
Berufsbereich. Daher können Sie ihn bei uns ganz einfach ab- 
wählen. Aber wenn Sie über selbstbewohntes Wohneigentum im 
Ausland verfügen, könnte es sinnvoll sein, den Tarif TOP-STAR 
mit erweiterten Leistungen abzuschließen, damit Sie auch im 
Ausland Immobilienstreitigkeiten nicht fürchten müssen.

■ �Sie haben bereits eine Verkehrs-Rechtsschutz Versicherung  
bei einem anderen Versicherer und können diese nicht vorzeitig 
kündigen. Auch in diesem Fall können Sie diesen Baustein 
einfach abwählen.

Individuelle Abwahl von Leistungen

Diese Leistungen bzw. Leistungsbereiche können Sie gegen 
Prämienabschlag abwählen:

■ �Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitnehmer  
(Teil aus dem Berufsbereich)

Mit TOP-STAR sind Sie auf der sicheren Seite.

■ �Immobilienbereich (Miete / Eigentum)
■ �Verkehrsbereich
■ �Spezial-Straf-Rechtsschutz
■ �erweiterte Leistungen

Wenn Sie sich mit Ihrem Rechtsschutz nur gegen das Kosten- 
risiko von Gerichtsprozessen schützen wollen, können Sie auch 
das auswählen. Ihr Beitrag wird dadurch entsprechend günstiger.

Privatbereich Berufsbereich Immobilienbereich Verkehrsbereich

Arbeits-Rechtsschutz

Spezial-Straf-RS

erweiterte Leistungen

Die vier Lebensbereiche

Die vier Lebensbereiche im TOP 150
Günstig für Familien: Privatrechtsschutz TOP 150

Wenn Sie für sich und Ihre Familie eine Rechtsschutzversicherung 
mit ausgezeichnetem Preis-Leistungs-Verhältnis suchen, haben 
wir für Sie ein passendes Produkt. Unser Privatrechtsschutz 
TOP 150 bietet Ihnen TOP Leistungen mit einer Selbstbeteiligung 
von 150 € pro Schadensfall. Bei Schadenfreiheit erfolgt keine 
Minderung der Selbstbeteiligung. Privat-, Berufs- und Immobilien-
bereich sind versichert. Sie können zusätzlich wählen, ob Sie den 
Verkehrsrechtsschutz mitversichern wollen oder darauf verzichten.

Privat Beruf inkl. 
Arbeits-
Rechts-
schutz

Immobilien Verkehr
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Der Berufsbereich

Als Nichtselbständiger (Arbeiter / Angestellter / Beamter) erhalten 
Sie unsere finanzielle Unterstützung bei rechtlichen Auseinander-
setzungen wie zum Beispiel in folgenden Fällen:

■ �Schadenersatz-Rechtsschutz  
Ihre Tochter wird an Ihrer Lehrstelle mit frauenfeindlichen 
Bemerkungen diskriminiert. Es sollen Ansprüche nach  
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geltend  
gemacht werden.

■ �Straf-Rechtsschutz 
Sie arbeiten als Kfz-Meister in einer Kfz-Werkstatt. Ein Rad-
wechsel wird von Ihrem Azubi nicht ordnungsgemäß durchge-
führt – das Rad löst sich bei der Fahrt. Ihnen wird vorgeworfen, 
die Arbeit nicht in erforderlichem Umfang geprüft zu haben. 
Die Staatsanwaltschaft ermittelt gegen Sie wegen fahrlässiger 
Körperverletzung.

■ �Sozialgerichts-Rechtsschutz 
Infolge eines Arbeitsunfalls kommt es zum Rechtsstreit mit der 
Berufsgenossenschaft vor dem Sozialgericht.

Der Privatbereich

Unser Rechtsschutz im Privatbereich hilft Ihnen bei Risiken des 
täglichen Lebens; einschließlich der Teilnahme am öffentlichen 
Verkehr als Fahrgast, Fußgänger usw. Hier ein Überblick über die 
Leistungen mit möglichen, beispielhaften Streitfällen:

■ �Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
Sie erkennen die Rechnung des Malermeisters nicht an, Ihrer 
Meinung nach hat er nicht sach- und fachgerecht gearbeitet.

■ �Online-Rechtsschutz (Internet-Rechtsschutz) 
Sie müssen Forderungen aus einem über das Internet abge-
schlossenen Kaufvertrag (Gerichtsstand USA) abwehren oder 
geltend machen.

■ �Straf-Rechtsschutz 
Beim gemütlichen Grillabend bemühen Sie sich, das herunter-
gebrannte Feuer mit Hilfe von etwas Benzin wieder in Gang 
zu setzen. Dabei wird Ihr neben dem Grill stehender Nachbar 
verletzt. Ihnen wird fahrlässige Körperverletzung vorgeworfen.

■ �Schadenersatz-Rechtsschutz 
Beim Freundschaftsspiel setzt der gegnerische Stürmer extreme 
Härte gegen Ihren Sohn als Verteidiger ein und verletzt diesen 
schwer, so dass er mit einem Sehnenabriss ins Krankenhaus 
muss. Sie fordern Schmerzensgeld.

■ �Steuer-Rechtsschutz 
Sie entschließen sich gegen den Bescheid des Finanzamtes zu 
klagen, nachdem in Ihrer Steuererklärung außergewöhnliche 
Belastungen nicht anerkannt werden.

■ �Sozialgerichts-Rechtsschutz 
Ihre Krankenkasse lehnt nach einem schweren Unfall eine 
notwendige Kur ab.

■ �Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten 
Die Examensnote Ihres Sohnes erscheint ungerecht und soll 
geändert werden. Dazu müssen Sie sich an das Verwaltungs
gericht wenden.

Bausteine für Ihre Sicherheit

Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitnehmer

■ �Ihr Arbeitgeber bietet Ihnen die Möglichkeit einer 
Aufhebungsvereinbarung an. Mit Ihrem Rechtsschutz 
können Sie sich schon zu diesem Zeitpunkt beraten 
lassen – und nicht erst, wenn Ihnen die Kündigung 
schon vorliegt.

■ �Sie wollen Ansprüche aus Ihrem Dienst- oder Arbeits-
verhältnis durchsetzen.

■ �Ihr Arbeitgeber kündigt Ihnen. Sie halten die Gründe 
für nicht gerechtfertigt und treten vor Gericht für Ihr 
Recht ein.
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Der Verkehrsbereich

Wenn Sie sich für unseren Verkehrsrechtsschutz entscheiden, 
dann sind Sie auch hier auf der sicheren Seite. 

■ �Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft sind bei privater 
Nutzung mitversichert, außerdem sind Pkw, Kombis und 
Kräder auch bei gewerblicher Nutzung eingeschlossen.

■ �Alle berechtigten Fahrer und Insassen der versicherten oder 
gemieteten Fahrzeuge sind ebenfalls geschützt – dies gilt nicht 
für Ihre Beschäftigten oder Beschäftigte Ihrer Familie.

■ �In der Leistungsart Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
umfasst der Versicherungsschutz zusätzlich die Versicherungs-
verträge, die Dritte für Ihre Fahrzeuge und die Ihrer Familie 
abschließen.

■ �Eingeschlossen sind Motorfahrzeuge zu Lande, die in Ihrem 
oder im Eigentum Ihrer Familie stehen, aber auf Dritte 
zugelassen sind.

Sie profitieren als

■ �Eigentümer oder Halter aller zugelassenen, vorübergehend 
zugelassenen oder auf den Namen der versicherten Personen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Motorfahr-
zeuge zu Lande sowie Anhänger – kein Versicherungsschutz 
besteht für gewerblich genutzte Fahrzeuge (mit Ausnahme von 
Pkw, Kombis und Krädern),

■ �Erwerber, Mieter oder Leasingnehmer solcher Fahrzeuge,

■ ��Fahrer von fremden Fahrzeugen aller Art

beispielsweise von folgenden Leistungen:

■ �Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen 
�Sie möchten Ihren Führerschein wieder erlangen. Mit der 
Begründung, Ihr Sehvermögen sei nicht mehr ausreichend, 
weigert sich die Verwaltungsbehörde, Ihnen die entzogene 
Fahrerlaubnis wieder zu erteilen.

■ �Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
Sie kaufen ein Fahrzeug, aber schon nach kurzem Gebrauch 
treten erhebliche Mängel auf. Der Verkäufer weigert sich, für 
Reparatur oder angemessenen Ersatz zu sorgen.

■ �Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
Sie fahren zu schnell oder bei Rot über die Ampel und benötigen 
anwaltliche Hilfe. 

■ �Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
Das Finanzamt fordert von Ihnen eine Nachzahlung der Kfz-Steuer.

Unser Service-Tipp:

Wenn Sie im Ausland in einen Unfall mit einem auslän- 
dischen Unfallgegner verwickelt werden, findet das Recht  
des Landes Anwendung, in dem der Unfall stattgefunden 
hat. Hier empfiehlt es sich, einen in diesem Land ansässi
gen Rechtsanwalt zu beauftragen. Wir helfen Ihnen auch 
in diesem Fall weiter und haben unter www.rechtsschutz-
union.de eine aktuelle Liste von deutsch korrespondieren
den Anwälten und weitere wichtige Hinweise für Sie be-
reitgestellt. Alle Telefonnummern für die Schadensmeldung 
finden Sie auf Ihrer Schaden-Service-Karte, die wir Ihnen 
mit Ihren Vertragsunterlagen zusenden.



Beispiele aus der Praxis

■ ��Gegen Ihren jugendlichen Sohn wird als wiederholtem 
»Schwarzfahrer« ermittelt. Der strafrechtliche Vorwurf 
lautet »Erschleichen von Leistungen«.

■ �Sie sind als Vertriebsmitarbeiter angestellt. Ihnen wird 
per anonymer Anzeige aktive Bestechung vorgeworfen. 
Die Staatsanwaltschaft leitet ein Ermittlungsverfahren 
gegen Sie ein.

■ �Nach einem Streit mit Ihrem Nachbarn zeigt dieser Sie 
wegen Beleidigung an.

Für den Privat- und Berufsbereich

Das strafrechtliche Risiko hat immer größere Dimensionen 
angenommen. Im Gegensatz zum normalen Straf-Rechtsschutz 
sind deshalb in unserem Spezial-Straf-Rechtsschutz auch Ver
stöße versichert, die vor Beginn des Versicherungsvertrages 
liegen, sofern das Ermittlungsverfahren erst nach Abschluss 
der Rechtsschutzversicherung eingeleitet wird. Auch wenn ein 
Ermittlungsverfahren noch nicht eröffnet wurde, besteht Ver
sicherungsschutz für die Interessenwahrnehmung bei verdeckten 
Ermittlungsverfahren. Das Besondere: mit unserem Spezial- 
Straf-Rechtsschutz sind Sie auch gegen den Vorwurf von Vorsatz-
taten abgesichert. 

Zur Verteidigung können Sie einen Fachanwalt beauftragen. 
Versichert ist auch die angemessene Vergütung einer geschlos-
senen, nicht vom Erfolg abhängigen Honorarvereinbarung.

Spezial-Straf-RechtsschutzDer Immobilienbereich

Unsere Rechtsschutzversicherung unterstützt Sie dabei, Ihre 
Rechte als Eigentümer und / oder Mieter durchzusetzen. Mitver-
sichert sind alle von Ihnen und Ihrer Familie selbstbewohnten 
Wohneinheiten und Grundstücke im Inland (z. B. Schrebergärten 
und Obstgrundstücke) – ohne Vermietung – mit dazugehörigen 
Garagen und Kfz-Abstellplätzen, in Verbindung mit unseren 
erweiterten Leistungen auch im Ausland. Auch hier einige Bei-
spiele:

Schadenersatz-Rechtsschutz 
Ihr Haus wird von einem Graffiti-Sprayer besprüht und Sie wollen 
beim »Künstler« die Kosten für die Beseitigung seines Werkes 
geltend machen.

�Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
Sie müssen als Eigentümer eines Einfamilienhauses gegen Ihren 
Nachbarn klagen, weil dieser sich beharrlich weigert, die viel zu 
dicht an Ihrem Grundstück gepflanzten Bäume zu beseitigen.  
 
Sie erkennen als Mieter einer Wohnung oder eines Einfamilien
hauses eine offensichtlich überhöhte Jahresabrechnung für 
Heizungs- und Nebenkosten nicht an.

�Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
Das Finanzamt erhebt gegen Sie eine Grundsteuer-Nachforderung.

06 Bausteine



Erweiterte Leistungen

Im Rahmen unserer erweiterten Leistungen haben wir für  
Sie besondere Produktverbesserungen zusammengefasst, die 
Ihnen einen echten Mehrwert bieten:

Für den Privatbereich

■ �Erweiterter Verwaltungs-RS ab Widerspruchsverfahren: 
Der treue Mischlingshund Bello wird – obwohl Spielgefährte 
der Kinder – von der Gemeinde aufgrund seines Aussehens als 
»Kampfhund« eingestuft und ein Maulkorbzwang verhängt.  
Ihr Anwalt klärt dieses Thema direkt mit der Gemeinde.

■ �Beratung bei Vorsorgeverfügungen: Sie wollen für den Fall 
einer schweren Krankheit oder eines Pflegefalls vorsorgen und 
mit einem Anwalt besprechen, welche Themen zu beachten 
sind.

■ �Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (auch Unterhalts-
Rechtsschutz) ohne Trennung und Scheidung: Nach dem  
Tod eines entfernten Verwandten unterstützt Sie ein Anwalt 
bei der Durchsetzung Ihrer Ansprüche innerhalb der Erben
gemeinschaft.

■ �Rechtsschutz bei Kapitalanlagen: Ihr Anlageberater empfiehlt 
Ihnen eine »sichere« Geldanlage. Sie folgen der Empfehlung, 
anschließend stellt sich heraus, dass Sie Ihre Ersparnisse ver
loren haben. Sie klären dies mit Hilfe Ihres Anwalts.

Für den Arbeits-Rechtsschutz im Berufsbereich

■ �Kollektives Arbeitsrecht: Sie möchten eine Betriebsratswahl 
anfechten, bei der Sie als Kandidat nicht erfolgreich waren. Sie 
vermuten, dass die Auszählung fehlerhaft war.

Für den Immobilienbereich

■ ��Selbstbewohnte Wohneinheiten im Ausland: Der Hausnach-
bar Ihres selbstbewohnten Ferienhauses in der Toskana sperrt 
Ihnen die Wasserversorgung, weil diese über dessen Grund-
stück läuft.

■ �Rechtsschutz bei Photovoltaikanlagen: Sie haben Ärger mit 
dem Energieversorger wegen der Abrechnung der eingespeisten 
Energielieferung. Dies möchten Sie nun von einem Anwalt 
klären lassen.

■ �Erschließungs- und Anliegerabgaben, Planfeststellungs-
verfahren, Enteignungsverfahren sowie im Baugesetzbuch 
geregelte Verfahren: 
Jahre nach der Fertigstellung der Straße beschließt die Ge-
meinde, dass die Erschließungskosten nachträglich wesentlich 
erhöht werden.

07erweiterte Leistungen
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Umfangreiche Leistungen in unseren Rechtsschutz-Verträgen.

■ �In Mediationsverfahren Kosten bis zur 2-fachen Höhe der 
Gebühren, die in der »ersten Instanz vor Gericht« entstehen 
würden, sofern das Verfahren damit beendet ist.

Wo sind Sie versichert? 

Allgemein besteht Versicherungsschutz weltweit. Unter be-
stimmten Bedingungen gelten Höchstgrenzen. 

Wer ist versichert?

Es besteht Versicherungsschutz für Sie als Versicherungsnehmer 
und darüber hinaus für Ihre Familie. Das heißt konkret:

■ �Ihren Ehegatten oder nichtehelichen Lebenspartner.

■ ��Ihre minderjährigen und unverheirateten bzw. nicht in einer 
Lebenspartnerschaft lebenden, volljährigen Kinder ohne 
Altersgrenze, letztere längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit 
ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. 
Darüber hinaus sind die Kinder mitversichert, solange für diese 
Kindergeld- oder Kinderfreibetrag-Anspruch besteht.

■ �Die Kinder Ihrer mitversicherten Kinder.

■ ��Ihre, die Ihres Ehegatten oder Ihres nichtehelichen Lebenspart-
ners mit Ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden, allein
stehenden Elternteile oder nicht (mehr) erwerbstätigen Eltern.

Übrigens: Singles können sich mit TOP-STAR besonders günstig 
bei uns versichern. Kinder und Eltern nach den vorgenannten 
Definitionen gelten selbstverständlich auch dann mitversichert 
(Single-Familie®).

Was ist versichert?

■ �Die gesetzliche Vergütung eines am Gerichtsort ansässigen 
Rechtsanwaltes / Notars Ihrer Wahl.

■ ��Die Prozesskosten des Gegners, falls Sie zu deren Erstattung 
verpflichtet sind.

■ ��Die Kosten eines Korrespondenzanwaltes bei einem Rechts-
schutzfall im Ausland sowie unter bestimmten Bedingungen 
auch bei inländischen Verfahren.

■ �Gerichtlich festgesetzte Kosten für das Gericht, Sachverständige 
und Zeugen, die gegnerische Nebenklage und den Gerichtsvoll-
zieher.

■ �Die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließ-
lich Entschädigung für Zeugen und Sachverständige.

■ ��Die Kosten eines technischen Sachverständigen in Verkehrs-
straf- und Bußgeldverfahren sowie bei Kfz-Kauf- und Repara-
turverträgen – im Ausland auch für die Geltendmachung von 
Ersatzansprüchen wegen beschädigter Motorfahrzeuge.

■ �Die Reisekosten, wenn Sie zum zuständigen Gericht im Aus-
land reisen müssen, weil Ihr persönliches Erscheinen angeord-
net wurde – sowie Übersetzungskosten, Dolmetscherkosten 
(Ausland).

Die Selbstbeteiligung

Die Selbstbeteiligung wird je Schadenereignis – auch bei mehre-
ren Leistungsarten – nur einmal berechnet. Bei Schadenfreiheit 
vermindert sich diese Selbstbeteiligung bei bestehenden, nicht 
gekündigten Verträgen wie folgt:

In Auslandsschadensfällen oder wenn der Streitfall mit einer 
Erstberatung abgeschlossen ist, wird die SB nicht angerechnet. 
Bei einer Erstberatung verzichten wir auch auf die Rückstufung 
der Schadenfreiheitsklasse.

Unsere Leistungen Versicherungssumme

Je Rechtsschutzfall unbegrenzt

Liegt das zuständige Gericht nicht innerhalb 
Europas oder den außereuropäischen Mittel-
meeranliegerstaaten 100.000 €

Zusätzlich als Darlehen für Strafkautionen  
im In- und Ausland 200.000 €

Verringerung der Selbstbeteiligung

nach »schadensfreien 
Versicherungsjahren« 
= SFK*

Selbstbeteiligung 
mindert sich im ersten 
Rechtsschutzfall um:

Rückstufung im 
Rechtsschutzfall  
nach SFK*

0 – _

1 – 0

2 1/3 0

3 2/3 0

4 3/3 0

5** 3/3 2

6** 3/3 3

7** 3/3 4

*	 SFK = Schaden-Freiheits-Klasse 
**	 Zusätzliche Bonifikation zwischen dem 5. und 7. schadenfreien Versicherungsjahr  
	 (»Rabattretter«)

Versicherungsschutz
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Umfangreiche Leistungen in unseren Rechtsschutz-Verträgen.

Einzigartige Leistungen – weit über das »Übliche« hinaus

Unsere Rechtsschutzversicherungen schneiden in unabhängigen 
Tests immer wieder sehr gut ab. Dies ist nicht nur auf hervor
ragende Versicherungsleistungen zurückzuführen, sondern auch 
auf unsere besonderen Assistance-Leistungen, die Ihnen jederzeit 
»den Rücken stärken«.

ABC-Services

Über unseren Internet-Auftritt www.rechtsschutz-union.de er-
halten Sie Zugang zu einem modernen Inkassounternehmen und 
können folgende Leistungen zu besonders günstigen Konditionen 
in Anspruch nehmen:

A wie Adressauskünfte
Das Unternehmen prüft für Sie die aktuelle Anschrift einer Person 
oder Firma, um dann z. B. berechtigte Forderungen geltend zu 
machen. Ebenfalls kann geprüft werden, ob eine vom Schuldner 
(z. B. für eine Lastschrift) benannte Bankverbindung korrekt ist.

B wie Bonitätsprüfungen
Minutenschnell verfügbare Bonitätsauskünfte sorgen dafür, dass 
Sie Ihren Kunden, Mietern, Käufern usw. nicht »blindes Vertrau-
en« entgegenbringen müssen.

C wie Cash-Management / Inkasso-Management
Sie haben die Möglichkeit, offene Forderungen (unbezahlt, fällig 
und unbestritten) gegen Dritte professionell durch dieses Inkasso
unternehmen einfordern zu lassen. 

RaT (Rechtsanwälte am Telefon) – unser 24 Stunden-Service

Brauchen Sie kurzfristig einen Rechtsrat am Telefon, steht Ihnen 
unser Service RaT über eine besondere Telefonnummer zur  
Verfügung, die Ihnen rund um die Uhr Zugang zu einem Netz-
werk hoch qualifizierter Rechtsanwälte in ganz Deutschland 
bietet. Die Experten beraten Sie gerne in allen Rechtsgebieten:

■ Versicherte Rechtsfragen 
■ Nicht versicherte Rechtsfragen 
■ Nicht versicherbare Tatbestände 
■ Allgemeine Rechtsthemen

Es handelt sich dabei um keinen Rechtsschutzfall, d. h. dieser 
Rechtsrat wirkt sich auch nicht auf das Schadenfreiheitssystem 
aus. Ergibt sich bei der telefonischen Beratung, dass eine wei-
tergehende Anwaltsberatung vor Ort nötig ist, wird aus einem 
flächendeckenden Anwaltsnetz ein erfahrener Anwalt benannt.

Hervorragende Services, auch ohne Weg zum Anwalt. 

Sicherheitsleistung

Wir helfen Ihnen, damit Sie schnell weiterkommen: Im privaten 
Verkehrsbereich springen wir ein, wenn eine Kaution über den 
von Ihnen selbst zu zahlenden Betrag von 300 € hinausgeht.

Assistance-Leistungen

Konfliktlösung durch Mediation am Telefon

Bei einem Rechtsstreit soll eine Rechtsschutzversicherung 
Ihren Geldbeutel schonen. Wir schonen zusätzlich Ihre 
Nerven: Damit es in vielen Fällen erst gar nicht zu einem 
nervenaufreibenden Gerichtsprozess kommt, können Sie 
als Kunde der RECHTSSCHUTZ UNION die Hilfe eines 
Mediators anfordern. Dieser Experte wird sich zunächst 
von Ihnen den Sachverhalt erklären lassen und dann 
versuchen, den Konflikt durch eine Schlichtung zu lösen. 
Diese Zusatzleistung ist für Sie komplett kostenlos 
und in jedem Vertrag enthalten.
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Ausgezeichnete Leistungen im Überblick.

Privatbereich – Leistungsarten Wartezeit

Schadenersatz-Rechtsschutz –
Arbeits-Rechtsschutz aus früheren Beschäftigungsverhältnissen 3 Monate
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber für hauswirtschaftliche  
Beschäftigungsverhältnisse 3 Monate

Arbeits-Rechtsschutz als geringfügig Beschäftigter 3 Monate
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht –
Online-Rechtsschutz (Internet-Rechtsschutz) –
Steuer-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten Einspruchs- 
verfahren (Teilversicherungssumme 1.000 €) –

Sozialgerichts-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten  
Widerspruchsverfahren –

Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz ab gerichtlichem Verfahren –
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Beratungs-Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht –
Vorsorge-Rechtsberatung (nach dreijähriger Schadenfreiheit)
Spezial-Straf-Rechtsschutz (SSR) im privaten Bereich –  
mit Vorsatztaten, ohne Verkehrsdelikte –

erweiterte Leistungen:
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
bereits ab Widerspruchsverfahren –

Rechtsschutz im Familien- und Erbrecht (auch Unterhalts-
Rechtsschutz) – ohne Trennung und Scheidung  
(Teilversicherungssumme 1.000 €)

3 Monate

Beratung bei Vorsorgeverfügungen  
(Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Rechtsschutz bei Kapitalanlagen  
(Teilversicherungssumme 10.000 €) –

Verkehrsbereich – Leistungsarten Wartezeit

Schadenersatz-Rechtsschutz –
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht –
Online-Rechtsschutz (Internet-Rechtsschutz) –
Steuer-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten Einspruchs- 
verfahren (Teilversicherungssumme 1.000 €) –

Sozialgerichts-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten  
Widerspruchsverfahren –

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen  
ab gerichtlichem Verfahren –

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung (nach dreijähriger Schadenfreiheit)

Immobilienbereich – Leistungsarten Wartezeit

Schadenersatz-Rechtsschutz –
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 3 Monate
Steuer-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten Einspruchs- 
verfahren (Teilversicherungssumme 1.000 €) –

Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz ab gerichtlichem Verfahren –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung (nach dreijähriger Schadenfreiheit)
Alle selbstbewohnten Wohneinheiten im Inland 3 Monate
erweiterte Leistungen:
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
bereits ab Widerspruchsverfahren –

Alle selbstbewohnten Wohneinheiten im Ausland 3 Monate
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz einschl. Erschließungs- 
und Anliegerabgaben (Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Planfeststellungs-, Enteignungsverfahren, Bergbauschäden, Flur
bereinigungsverfahren, im Baugesetzbuch geregelte Angelegen-
heiten (Teilversicherungssumme 1.000 €)

3 Monate

Rechtsschutz bei Photovoltaikanlagen  
(Teilversicherungssumme 10.000 €) 3 Monate

Berufsbereich – Leistungsarten Wartezeit

Arbeits-Rechtsschutz
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitnehmer 3 Monate
Anstellungsvertrags-Rechtsschutz  
(Bis Streitwertgrenze 50.000 €, ab gerichtlichem Verfahren) 3 Monate

Arbeitnehmerähnliche Dienstverhältnisse  
(Bis Streitwertgrenze 50.000 €, ab gerichtlichem Verfahren) 3 Monate

Rechtsschutz bei Aufhebungsverträgen  
(Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Kollektives Arbeitsrecht (in Verbindung mit erweiterten  
Leistungen, Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Sonstiger Berufsbereich
Schadenersatz-Rechtsschutz –
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht –
Online-Rechtsschutz (Internet-Rechtsschutz) –
Steuer-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten Einspruchs- 
verfahren (Teilversicherungssumme 1.000 €) –

Sozialgerichts-Rechtsschutz auch im vorgeschalteten  
Widerspruchsverfahren –

Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz ab gerichtlichem Verfahren –
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung nach dreijähriger Schadenfreiheit
Spezial-Straf-Rechtsschutz (SSR) im beruflichen Bereich –  
mit Vorsatztaten, ohne Verkehrsdelikte –

erweiterte Leistungen:
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
bereits ab Widerspruchsverfahren –

■ Kann gegen Prämienabschlag abgewählt werden.  
 
Diese Broschüre bietet lediglich einen Überblick. Der rechtsverbindliche Umfang des  
Versicherungsschutzes geht ausschließlich aus den für diesen Vertrag vereinbarten Ver
sicherungsbedingungen hervor.



02 Leistungen

Auf Rechtsstreitigkeiten sollten Sie gut vorbereitet sein.

Die Inanspruchnahme von Anwälten und Gerichten, aber auch 
die Hilfe von Zeugen und Sachverständigen im In- und Ausland 
kosten Geld. Viel Geld, wie man im Ernstfall leider sehr schnell 
feststellt – und wie das folgende Beispiel zeigt:

Wir nehmen Ihr gutes Recht in Schutz.

Recht haben und auch Recht bekommen – das ist leider nicht immer selbstverständ
lich. In unserer Gesellschaft gibt es unzählige Gesetze und Verordnungen, die meist 
nur Rechtsanwälte kennen. Als »Laie« sollte man der wahren Flut von Rechtsnormen 
nicht hilflos gegenüberstehen – und sein Recht möglicherweise dem »finanziell 
Stärkeren« überlassen! Hier bietet eine Rechtsschutzversicherung umfassende finan-
zielle Sicherheit … und damit vor allem Chancengleichheit im Streitfall.

Was kann Sie ein Zivilprozess kosten?

Streitwert 1. Instanz 1. und 2. Instanz

900 € 557,50 € 1.101,50 €

2.000 € 1.083,50 € 2.120,30 €

5.000 € 2.319,50 € 4,489,10 €

10.000 € 3.747,00 € 7.252,60 €

Mit unserer Rechtsschutzversicherung genießen Sie ausgezeich-
neten Schutz und müssen nicht aus Kostengründen auf Ihr gutes 
Recht verzichten. Sie können beruhigt den Anwalt Ihres Vertrau-
ens für sich tätig werden lassen, um Recht zu bekommen und  
zu behalten. 

Dabei muss es nicht immer vor Gericht gehen. Manchmal genügt 
schon eine telefonische Beratung durch einen Anwalt. Auch dies 
berücksichtigen wir durch unsere zusätzlichen Assistance-Leis
tungen wie beispielsweise RaT (Rechtsanwälte am Telefon). Hier 
können Sie ganz unkompliziert und rund um die Uhr juristischen 
Ratschlag bei erfahrenen Anwälten einholen.

Mit unserem TOP-Rundum-Paket TOP-STAR sind Sie auch dann 
noch auf der sicheren Seite, wenn es für Sie persönlich hart auf 
hart kommt. Unter bestimmten Bedingungen erlassen wir Ihnen 
50 % der Prämie, wenn Sie arbeitslos oder berufs- bzw. erwerbs-
unfähig werden sollten. Diese zusätzliche Sicherheit kostet Sie 
keinen Cent extra. 

Informieren Sie sich in dieser Broschüre, wie umfassend – und 
dabei individuell gestaltbar – wir Ihr gutes Recht in Schutz nehmen.
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Rechtsschutz mit optimaler Kosten-Nutzenrechnung.

RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG
■ �MAXX-PAK für Gewerbetreibende und Selbständige

Absicherung von Rechtsstreitigkeiten für Sie als Unternehmer  
und Ihre Unternehmungen.

Recht bekommen … kann Sie teuer zu stehen kommen.

Rechtsstreitigkeiten betreffen direkt oder indirekt immer Vermö­
gen und Geld. Für Anwälte, Gerichte und Sachverständige zahlen 
Sie bei hohen Streitwerten enorme Beträge. Denn gerade Rechts­
streitigkeiten im Firmenbereich erfordern meist Sachverstän­
digen-Gutachten und gehen fast immer durch mehrere Instanzen.

Um Recht zu bekommen und zu behalten können Sie mit 
unserer Rechtsschutzversicherung beruhigt den Anwalt Ihres 
Vertrauens tätig werden lassen und sich ganz auf Ihre Unter­
nehmung konzentrieren.

Individueller Rechtsschutz entsprechend Ihrem Bedarf.

Damit Sie sich Ihren Versicherungsschutz ganz nach Ihrem 
Bedarf zusammen stellen können, ist MAXX-PAK in drei Themen­
bereiche aufgeteilt: Beruf, Verkehr und Immobilien. Die »erwei­
terten Leistungen« und der »Spezial-Straf-Rechtsschutz« sorgen 
für den einmaligen TOP-Rundum-Schutz. Ihre private Absicherung 
wird zusätzlich durch den Testsieger TOP-STAR gewährleistet.

Berufsbereich Immobilienbereich Verkehrsbereich

Arbeits-Rechtsschutz

Spezial-Straf-RS

Erweiterte Leistungen

TOP-Rundum-Schutz MAXX-PAK

Private Komponente TOP-STAR

Mit dem TOP-Rundum-Schutz 
für Privatpersonen sind Sie 
im privaten Bereich auf der 
sicheren Seite, denn hier wer­
den Sie durch den aktuellen 
Testsieger abgesichert.



Wer ist versichert?

■ �Sie selbst in Ihrer Eigenschaft als Inhaber eines Gewerbebe­
triebes oder als Gewerbetreibender / Selbständiger (das Unter­
nehmen),

■ �Ein von Ihnen bestellter beruflicher Vertreter.

■ �Die bei Ihnen beschäftigten Arbeitnehmer in Ausübung ihrer 
beruflichen Tätigkeit für Sie. Dies gilt auch bei der Benutzung 
ihrer eigenen Motorfahrzeuge während von Ihnen angewiesener 
Dienstfahrten und als Fahrer von fremden, in Obhut gegebenen 
Fahrzeugen.

Ihr Schutz im Berufsbereich

MAXX-PAK schützt Sie im Rahmen Ihrer selbständigen bzw. 
gewerblichen Tätigkeit zum Beispiel bei rechtlichen Auseinander­
setzungen in Ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber wie bei Problemen 
mit Beschäftigten (z. B. Kündigung), gerichtlichen Auseinanderset­
zungen mit dem Finanzamt oder der Berufsgenossenschaft sowie 
in strafrechtlichen Fällen. Hier einige Beispiele:

■ �Arbeitsrechtsschutz: Wegen Umstrukturierungsmaßnahmen 
müssen Sie einen Ihrer Mitarbeiter versetzen. Dieser wehrt sich 
jedoch grundlos vor dem Arbeitsgericht und Sie einigen sich 
auf eine vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

■ �Daten-Rechtsschutz: Wichtige Firmendaten werden nicht 
datenschutzgerecht entsorgt, so dass geschützte Kundendaten 
an die Öffentlichkeit gelangen. Gegen den Datenschutzbeauf­
tragten Ihres Unternehmens wird ein Verfahren eingeleitet.

■ �Steuer-Rechtsschutz: Im Rahmen einer steuerlichen Betriebs­
prüfung werden wesentliche Teile Ihrer Steuererklärung nicht 
anerkannt. Die Finanzbehörde erhebt eine Steuernachforde­
rung von 25.000 €. Die Rechtmäßigkeit dieser Entscheidung 
muss vor Gericht geklärt werden.

■ �Sozialgerichts-Rechtsschutz: Wegen der Nichtabführung 
von Sozialversicherungsbeiträgen für beschäftigte angebliche 
Scheinselbständige kommt es zum Streit mit der gesetzlichen 
Krankenversicherung, der vor Gericht ausgetragen werden 
muss. 

■ �Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber: Trotz mehrmaliger Ab­
mahnung kommt Ihre Mitarbeiterin zu spät, der ordnungsge­
mäße Betrieb Ihrer Firma ist dadurch nicht gewährleistet. Nach 
drei Abmahnungen kündigen Sie der Mitarbeiterin und werden 
von ihr auf Wiedereinstellung vor dem Arbeitsgericht verklagt.

Ihr Schutz im Verkehrsbereich

Unser optionaler Verkehrsrechtsschutz schützt Sie z. B.:

■ �als Eigentümer oder Halter aller auf Sie bzw. Ihr Unternehmen 
zugelassenen, vorübergehend zugelassenen oder auf Ihren 
Namen oder den Namen Ihrer Firma mit einem Versicherungs­
kennzeichen versehenen Motorfahrzeuge zu Lande sowie 
Anhänger – ohne Tonnagebeschränkung,

■ �als Erwerber, Mieter oder Leasingnehmer solcher Fahrzeuge,

■ �als Fahrer von fremden Fahrzeugen aller Art (gilt für Inhaber /  
Geschäftsführer).

Auch das »versichern« wir Ihnen:

■ �Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft sind mitversichert, 
bei gewerblicher Nutzung jedoch ohne Rechtsschutz im Ver­
trags- und Sachenrecht. Und ebenso Motorfahrzeuge zu Lande, 
die im Eigentum des versicherten Unternehmens stehen, aber 
auf Dritte zugelassen sind.

■ �Alle berechtigten Fahrer und Insassen der versicherten oder 
gemieteten Fahrzeuge sind ebenfalls geschützt.

■ �Alle Beschäftigten auch bei Benutzung eigener Motorfahrzeuge 
während der von Ihnen angewiesenen Dienstfahrten oder bei 
der Benutzung von Obhutsfahrzeugen (= Kundenfahrzeugen).

■ �In der Leistungsart Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
umfasst der Versicherungsschutz zusätzlich die Versicherungs­
verträge, die Dritte für die Fahrzeuge Ihrer Firma abschließen.

02

Beispielhafte Sicherheit durch TOP-Rundum-Schutz
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Erweiterte Leistungen

Im Berufsbereich … 
… mit unbegrenzte Versicherungssumme

■ �Verwaltungs-Rechtsschutz bereits für außergerichtliche 
Verfahren (Widerspruchsverfahren): Nach einer Betriebsbesich­
tigung vom Gewerbeaufsichtsamt sollen Sie einen Sozialraum 
für Ihre Beschäftigten einrichten und die Feuerschutzeinrich­
tungen erneuern. Hiergegen legt Ihr Anwalt Widerspruch ein.

■ �Firmenvertrags-Rechtsschutz für Nebengeschäfte: Sie lassen 
die Sanitärräume Ihrer Firma neu gestalten. Nach zwei Mona­
ten treten große Mängel auf. Da sich die »Gegenseite« nicht 
einsichtig zeigt, klärt Ihr Anwalt die Sache vor Gericht.

… mit Teilversicherungssumme von 1.000 €
■ �Kollektives Arbeitsrecht: „Ihr“ Betriebsrat versucht mit anwalt­

licher Hilfe einen weiteren Raucher-Pausenraum durchzusetzen. 
Sie halten dies nicht für erforderlich und klären die Angelegen­
heit mit einem Anwalt. Die Anwaltskosten werden bis 1.000 € 
übernommen.

... mit Teilversicherungssumme von 10.000 €
■ �Firmenvertrags-Rechtsschutz für »eingekaufte« Dienstleis­

tungen (Nebengeschäfte) und Produktionsmaschinen: Für Ihr 
Unternehmen werden unter Umständen sehr wichtige Bereiche 
zusätzlich zu den eigentlichen Nebengeschäften mitversichert.

»eingekaufte« Dienstleistungen: Ihr Steuerberater hat versäumt, 
nicht unerhebliche Abschreibungen geltend zu machen. Das 
Finanzamt erkennt Korrekturen aufgrund von Verjährungstatbe­
ständen nicht mehr an. Ihr Steuerberater weigert sich, für Ihren 
Schaden einzustehen. Ihr Anwalt klärt den Sachverhalt.

Produktionsmaschinen: Die neue Stanzmaschine erfüllt wegen 
eines Mangels nicht die zugesicherten Eigenschaften. Wegen des 
durch den mehrtägigen Produktionsausfall verursachten ent­
gangenen Gewinns wollen Sie Schadenersatz. Ein Anwalt hilft.

■ �Antidiskriminierungs-Rechtsschutz: Auf die Stellenausschrei­
bung meldet sich ein ausländischer Bewerber – ohne die nötige 
Qualifikation. Er fordert Schadenersatz mit der Begründung, 
man hätte ihn wegen seiner Hautfarbe nicht eingestellt. Ihr 
Anwalt wehrt die Ansprüche ab. 

Im Immobilienbereich (Teilversicherungssumme 1.000 €)

■ �Erschließungs- und Anliegerabgaben, Planfeststellungs-, 
Enteignungsverfahren sowie im Baugesetzbuch geregelte 
Verfahren: Die Gemeinde beschließt wegen eines neuen Wohn­
gebietes umfangreiche Lärmschutzmaßnahmen im Gewerbege­
biet und erhebt dafür nachträglich eine Erschließungsabgabe. 
Die Höhe der Forderung prüft Ihr Anwalt.

Beispiele:

Verwaltungs-Rechtsschutz: Ihr Mitarbeiter parkt das Firmen­
fahrzeug an einer viel befahrenen Straße. Über Nacht werden 
zur Vorbereitung einer Baustelle Halteverbotsschilder aufgestellt. 
Am darauf folgenden Tag wird das geparkte Firmenfahrzeug 
abgeschleppt. Sie lehnen es ab, die von der Verwaltungsbehörde 
verlangten Kosten zu zahlen.

Schadenersatz-Rechtsschutz: Sie stehen an einer Ampelkreu­
zung. Als es grün wird, fährt das vor Ihnen stehende Fahrzeug 
plötzlich rückwärts. Seiner Versicherung schildert der Unfall­
verursacher, dass Sie aufgefahren sind. Damit Sie Ihren Schaden 
schnell erstattet bekommen, nehmen Sie sich einen Anwalt  
zur Hilfe.

Kfz-Vertrags-Rechtsschutz: Sie monieren beim Autohändler ein 
störendes Geräusch am Getriebe des fabrikneuen Firmenwagens. 
Der Kundendienstinspekteur des Fahrzeugherstellers weigert  
sich, die Reparatur als Garantiefall anzuerkennen. Durch Ein­
schalten eines Sachverständigen werden die Voraussetzungen für 
eine außergerichtliche Klärung geschaffen. Die Kosten für das 
Gutachten übernehmen wir in diesem Fall.

Ihr Schutz im Immobilienbereich

Für Eigentümer und / oder Mieter, Pächter oder Nutzungsberech­
tigte aller gewerblich selbstgenutzten Objekte (ohne Vermietung) 
mit dazugehöriger / n Garage / n oder Kraftfahrzeug-Abstellplätzen. 
Hier einige Beispiele:

■ �Vorsorge-Rechtsberatung: Sie sind seit drei Jahren versichert 
und hatten bisher keinen Versicherungsfall. Sie kaufen eine 
gebrauchte Immobilie und möchten den Kaufvertrag vorher 
prüfen lassen.

■ �Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz: Sie erkennen 
als Mieter eines Immobilienobjektes eine offensichtlich  
überhöhte Jahresabrechnung für Heizungs- und Nebenkosten 
nicht an.
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Beispiele aus der Praxis.

■ �Wegen des Verdachts der Steuerhinterziehung durch­
sucht die Staatsanwaltschaft Ihre Geschäftsräume und 
beschlagnahmt Unterlagen. 

■ �Als Unternehmensinhaber müssen Sie sich wegen des 
Vorwurfs verantworten, illegal Müll entsorgt zu haben.

Für den Berufsbereich

Das strafrechtliche Risiko hat immer größere Dimensionen 
angenommen. Im Gegensatz zum normalen Straf-Rechtsschutz 
sind deshalb in unserem Spezial-Straf-Rechtsschutz auch Ver­
stöße versichert, die vor Beginn des Versicherungsvertrages 
liegen, sofern das Ermittlungsverfahren erst nach Abschluss 
der Rechtsschutzversicherung eingeleitet wird. Auch wenn 
ein Ermittlungsverfahren noch nicht eröffnet wurde, besteht 
Versicherungsschutz für die Interessenwahrnehmung bei 
verdeckten Ermittlungsverfahren. Das Besondere: mit unserem 
Spezial-Straf-Rechtsschutz sind Sie auch gegen den Vorwurf 
von Vorsatztaten abgesichert (vgl. VBS-RU 2010).

Zur Verteidigung können Sie einen Fachanwalt für Ihren Fall 
beauftragen. Versichert ist auch die angemessene Vergütung 
einer geschlossenen, nicht vom Erfolg abhängigen Honorarver­
einbarung.

Spezial-Straf-Rechtsschutz
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Hervorragende Services.

ABC-Services

Als Kunden können Sie zu sehr günstigen Konditionen den  
Zugang zu einem modernen Inkassounternehmen erhalten  
und folgende Leistungen in Anspruch nehmen:

A wie Adressauskünfte: Recherchieren Sie die aktuelle 
Anschrift einer Person oder Firma, um dann z. B. berechtigte 
Forderungen geltend zu machen. Auch die Korrektheit einer 
vom Schuldner (für eine Lastschrift) benannten Bankverbin­
dung können Sie prüfen.

B wie Bonitätsprüfungen: Minutenschnell verfügbare Boni­
tätsauskünfte sorgen dafür, dass Sie Ihren Kunden, Mietern, 
Käufern usw. nicht »blindes Vertrauen« entgegenbringen 
müssen. Das Inkassounternehmen greift hier auf speziell ausge­
wählte Datenbanken mit hohem Informationsgehalt zurück.

C wie Cash-Management / Inkasso-Management: Offene 
Forderungen (unbezahlt, fällig und unbestritten) gegen Dritte 
können Sie professionell durch dieses Inkassounternehmen 
einfordern lassen. Über die Internetseite des Inkassounter­
nehmens können Sie zudem jederzeit Informationen über den 
aktuellen Stand des Inkassoverfahrens abrufen; ein umständ­
licher »Papieraustausch« ist damit nicht erforderlich.

RaT (Rechtsanwälte am Telefon) – rund um die Uhr

Brauchen Sie kurzfristig einen Rechtsrat am Telefon, steht  
Ihnen unser Service RaT zur Verfügung. Versierte, niedergelas­
sene Rechtsanwälte in Deutschland (deutsches Recht) geben 
Ihnen qualifizierte Rechtsauskunft, ohne Auswirkung auf Ihr 
Schadenfreiheitssystem.
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■ �Kann gegen Prämienabschlag abgewählt werden, ebenso die komplette private Absicherung 
TOP-STAR.

Diese Broschüre bietet lediglich einen Überblick. Der rechtsverbindliche Umfang des Versi­
cherungsschutzes geht ausschließlich aus den für diesen Vertrag vereinbarten Versicherungs­
bedingungen hervor.

Berufsbereich – Leistungsarten Wartezeit

Arbeits-Rechtsschutz
Arbeits-Rechtsschutz als Arbeitgeber 3 Monate
Rechtsschutz bei Aufhebungsverträgen  
(Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Kollektives Arbeitsrecht (nur in Verbindung mit Erweiterten 
Leistungen, Teilversicherungssumme 1.000 €) 3 Monate

Sonstiger Berufsbereich
Schadenersatz-Rechtsschutz –
Steuer-Rechtsschutz (ab gerichtlichem Verfahren) –
Sozialgerichts-Rechtsschutz (ab gerichtlichem Verfahren) –
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
(ab gerichtlichem Verfahren) –

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Daten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung nach dreijähriger Schadenfreiheit
Spezial-Straf-Rechtsschutz (SSR) im beruflichen Bereich –  
mit Vorsatztaten (ohne Verkehrsdelikte) –

Erweiterte Leistungen:
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
(bereits ab Widerspruchsverfahren) –

Firmenvertrags-Rechtsschutz für Nebengeschäfte 3 Monate
Versicherungsvertrags-Rechtsschutz gewerblich 3 Monate
Firmenvertrags-Rechtsschutz  
(Teilversicherungssumme 10.000 €) für 
■ �»eingekaufte« Dienstleistungen (Nebengeschäfte)
■ �Produktionsmaschinen

3 Monate

Antidiskriminierungs-Rechtsschutz, d. h. Abwehr von 
Schadenersatzansprüchen nach AGG (Teilversicherungs-
summe 10.000 €)

–

Verkehrsbereich – Leistungsarten Wartezeit

Schadenersatz-Rechtsschutz –
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (Landfahrzeuge) –
Online-Rechtsschutz (Internet-Rechtsschutz) (Landfahrzeuge) –
Steuer-Rechtsschutz (ab gerichtlichem Verfahren) –
Sozialgerichts-Rechtsschutz (ab gerichtlichem Verfahren) –
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen –
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz –
Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung nach dreijähriger Schadenfreiheit

Immobilienbereich – Leistungsarten Wartezeit

Schadenersatz-Rechtsschutz –
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 3 Monate
Steuer-Rechtsschutz (ab gerichtlichem Verfahren) –
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
(ab gerichtlichem Verfahren) –

Straf-Rechtsschutz –
Aktiver Straf-Rechtsschutz (Opfer-Rechtsschutz) –
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz –
Vorsorge-Rechtsberatung nach dreijähriger Schadenfreiheit
Erweiterte Leistungen:
Erweiterter Verwaltungs-Rechtsschutz  
(bereits ab Widerspruchsverfahren) –

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz  
einschl. Erschließungs- und Anliegerabgaben  
(Teilversicherungssumme 1.000 €)

3 Monate

Planfeststellungs-, Enteignungsverfahren, Bergbauschäden, 
Flurbereinigungsverfahren, im Baugesetzbuch geregelte 
Angelegenheiten (Teilversicherungssumme 1.000 €)

3 Monate



RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG
■ Selbständige / Firmen 

Rechtsschutz im Verkehrsbereich für Selbständige/Firmen

 Verkehrs-Rechtsschutz

Sie als Unternehmer sind aufgrund Ihrer Funktion im allgemeinen wesent-
lich stärker mit Risiken im Straßenverkehr konfrontiert als Nichtselbstän-
dige. Sie sind nicht nur aktiver Verkehrsteilnehmer (teilweise mit sehr hohen 
Kilometerleistungen im Jahr), sondern Sie tragen auch für Ihre Mitarbeiter, 
denen Sie Ihre Firmen-Fahrzeuge überlassen, Verantwortung.

Als Folge müssen Sie nicht nur für Ihr eigenes Handeln im Straßenverkehr 
Sorge tragen, sondern auch für das Ihrer  Mitarbeiter. Außerdem stellt Ihr Fuhr-
park einen nicht unbedeutenden Vermögenswert dar, den es zu schützen gilt.

Ein Unfall ist immer eine ernst zu nehmende Angelegenheit. Selbst wenn 
nur Fahrzeuge beschädigt wurden, ist die Schuldfrage oft unklar und muss 
letztlich von einem neutralen Gericht entschieden werden. Hierbei besteht 
immer ein erhebliches Kostenrisiko für Sie.

Die Rechtsschutzversicherung wandelt das unkalkulierbare  Kostenrisiko 
eines Zivilprozesses oder Strafverfahrens in einen für Sie leicht überschau-
baren Beitrag um.

Wer ist versichert?

■  Versichert sind Sie bzw. Ihr Unternehmen.
■  Versichert ist die Person, auf die ggf. die Haltereigenschaft im Sinne von 

§ 31 StVZO übertragen wurde (z. B. Fuhrparkleiter).

Was ist versichert?

■  Versicherungsschutz besteht für Sie bzw. Ihr Unternehmen als
■  Eigentümer oder Halter aller auf Sie zugelassenen oder vorübergehend 

zugelassenen oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen 
versehenen Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger,

 ■ Erwerber, Mieter oder Leasingnehmer solcher Fahrzeuge,
 ■ Fahrer von fremden Fahrzeugen und
 ■  als Fahrgast, Fußgänger oder Radfahrer sowie als sonstiger Teilnehmer 

am öffentlichen Verkehr (z. B. als Reiter oder Skater).
■  Ist Ihr Unternehmen als juristische Person oder Personengesellschaft 

zu versichern, gelten der Fahrer- und »Fußgänger-Rechtsschutz« für den 
namentlich genannten gesetzlichen Vertreter.

■  Alle berechtigten Fahrer und Insassen der versicherten oder gemieteten 
Fahrzeuge sind ebenfalls geschützt.

■  Motorfahrzeuge zu Lande, die in Ihrem Eigentum bzw. dem des versicher-
ten Unternehmens stehen, aber auf Dritte zugelassen sind.

■  In der Leistungsart Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht umfasst der 
Versicherungsschutz zusätzlich die Versicherungs-Verträge, die Dritte für 
Ihre Fahrzeuge abschließen.

Unser Flottentarif bietet eine besonders einfache Prämiengestaltung, wobei 
Sie entscheiden können, ob Sie ggf. auch vorhandene Lkw über 4 t Nutzlast, 
Sattelzugmaschinen bzw. Busse über 9 Sitze mitversichern wollen.

Fahrer-Rechtsschutz

Wollen Sie den Versicherungsschutz für Ihre Fahrzeuge abwählen, sodass 
nur die von Ihnen beschäftigten Kraftfahrer beim berufl ichen Lenken Ihrer 
Fahrzeuge versichert sind, ist unser Fahrer-Rechtsschutz die richtige Versiche-
rungslösung für Sie.

Wer ist versichert?

■  Alle Kraftfahrer des versicherten Unternehmens bzw. der versicherten
Behörde

Was ist versichert?

■  Versicherungsschutz besteht für die Kraftfahrer in Ausübung ihrer
berufl ichen Tätigkeit für das versicherte Unternehmen oder die versicherte 
Behörde als

 ■  Fahrer von Firmen-/Behördenfahrzeugen die ihnen weder gehören noch 
auf sie zugelassen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen sind,

 ■  Fahrgast, Fußgänger oder Radfahrer sowie als sonstiger Teilnehmer am 
öffentlichen Verkehr (z. B. als Reiter oder Skater).

Wichtiger Hinweis

Kraftfahrer sind ab Einstellung beim Versicherungsnehmer im Sinne einer 
Vorsorge-Versicherung automatisch versichert und bei Aufforderung zu 
melden. Alle beschäftigten Kraftfahrer eines Unternehmens müssen ver-
sichert/gemeldet werden.

Fahrzeug-Rechtsschutz

Für Unternehmer, die nur ein bestimmtes Fahrzeug (und nicht Ihre »Fahr-
zeug-Flotte«) versichern wollen, bieten wir eine spezielle Versicherungs-
lösung: den Fahrzeug-Rechtsschutz.

Auch können über den Fahrzeug-Rechtsschutz Fahrzeuge versichert werden, 
die nicht auf Sie zugelassen sind bzw. nicht in Ihrem Eigentum stehen.

Wer ist versichert?

■  Sie bzw. Ihr Unternehmen – ggf. die Person, auf die die Haltereigenschaft 
im Sinne von § 31 StVZO übertragen wurde (z. B. Fuhrparkleiter).
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ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel

Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG · Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION · 80323 München
service@r-u.de · www.rechtsschutz-union.de

Was ist versichert?

■  Versicherungsschutz besteht für Sie bzw. Ihr Unternehmen als
 ■  Eigentümer, Halter, Mieter und Leasingnehmer des im Antrag/Versiche-

rungsvertrag bezeichneten Fahrzeugs. Bei Verkauf des versicherten 
Fahrzeugs geht der Versicherungsschutz auf ein entsprechendes Folge-
fahrzeug über.

 ■  Mieter jedes von Ihnen zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

 ■  Fahrer fremder Fahrzeuge und
 ■  Fahrgast, Fußgänger oder Radfahrer sowie als sonstiger Teilnehmer am 

öffentlichen Verkehr (z. B. als Reiter oder Skater).

Ist Ihr Unternehmen als juristische Person oder Personengesellschaft zu ver-
sichern, gelten der Fahrer- und »Fußgänger-Rechtsschutz« für den namentlich 
genannten gesetzlichen Vertreter.

■  Alle berechtigten Fahrer und Insassen des versicherten oder der gemiete-
ten Fahrzeuge sind ebenfalls geschützt.

■  In der Leistungsart Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht umfasst der 
Versicherungsschutz zusätzlich die Versicherungs-Verträge, die Dritte für 
Ihr Fahrzeug abschließen.

Für alle Rechtsschutz-Arten 
im Verkehrsbereich gilt:
Beispiele

Sie sind in einen Verkehrsunfall verwickelt. Da es zu schweren Verletzungen 
beim Unfallgegner kam, ermittelt nun die Staatsanwaltschaft gegen Sie. 
Zu Ihrer Verteidigung benötigen Sie einen Anwalt.

Sie stehen an der roten Ampel. Plötzlich fährt ein Fahrzeug von hinten auf 
Ihren Wagen auf. Sie erleiden ein Halswirbeltrauma. Zur Geltendmachung 
des Personenschadens nehmen Sie sich einen Anwalt zur Hilfe. 

Geltungsbereich

Allgemein besteht Versicherungsschutz weltweit. Unter bestimmten Bedin-
gungen gelten Höchstgrenzen.

Selbstbeteiligung (SB)

Unsere Verträge sehen generell eine Selbstbeteiligung (SB) von 200 € vor, die 
mit entsprechendem Prämienabschlag erhöht werden kann.

Vorteile bei Verträgen mit SB:

■   SB-Begrenzung
Die SB wird je Schadenereignis – auch bei mehreren Leistungsarten – 
nur einmal berechnet.

■   Schadenfreiheit
Bei Schadenfreiheit vermindert sich die generelle oder von Ihnen gewählte 
Selbstbeteiligung bei bestehenden, nicht gekündigten Verträgen wie folgt:

■  In Auslandsschadenfällen oder wenn der Streitfall mit einer Erstberatung 
abgeschlossen ist, wird die SB nicht angerechnet. Im letzten Fall verzichten 
wir auch auf die Rückstufung der Schadenfreiheitsklasse.

Das zahlen wir

■  Die gesetzliche Vergütung eines am Gerichtsort ansässigen Rechts anwaltes 
Ihrer Wahl.

■  Die Prozesskosten des Gegners, falls Sie zu deren Erstattung verpfl ichtet sind.
■  Die Kosten eines Korrespondenzanwaltes bei einem Rechtsschutzfall im 

Aus land sowie bei inländischen Verfahren (unter bestimmten Bedingungen).
■  Gerichtlich festgesetzte Kosten für das Gericht, Sachverständige und Zeugen 

(die das Gericht beizieht), die gegnerische Nebenklage und den Gerichts-
vollzieher.

■  Die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich Entschä-
digung für Zeugen und Sachverständige.

■  Die Kosten eines technischen Sachverständigen in Verkehrsstraf- und 
Bußgeldverfahren (bei Kfz-Kauf- und Reparaturverträgen – im Ausland 
auch für die Geltendmachung von Ersatzansprüchen wegen beschädigter 
Motorfahrzeuge – dies gilt nicht für den Fahrer-Rechtsschutz).

■  Die Reisekosten, wenn Sie zum zuständigen Gericht im Ausland reisen 
müssen, weil Ihr persönliches Erscheinen angeordnet wurde – sowie Über-
setzungskosten, Dolmetscherkosten (Ausland).

■  In Mediationsverfahren Kosten bis zur 2-fachen Höhe der Gebühren, die 
in der »ersten Instanz vor Gericht« entstehen würden, sofern das Verfahren 
damit beendet ist.

Service-Leistung: RaT = Rechtsanwälte am Telefon

Brauchen Sie kurzfristig einen Rechtsrat am Telefon, steht Ihnen dieser 
Service über eine besondere Telefonnummer zur Verfügung. Über diese 
Telefonnummer haben Sie rund um die Uhr Zugang zu einem »Netzwerk« 
von versierten, niedergelassenen Rechtsanwälten in Deutschland (deutsches 
Recht).

Unsere Leistungen Vers.-Summe

Je Rechtsschutzfall unbegrenzt

Liegt das zuständige Gericht nicht inner-
halb Europas oder den außereuropäischen 
Mittelmeeranliegerstaaten 100.000 €

Zusätzlich als Darlehen für Strafkautionen 
im In- und Ausland 200.000 €

Verringerung der Selbstbeteiligung

Nach »schadenfreien 
Versicherungsjahren« 
= SFK*

Selbstbeteiligung 
mindert sich im ersten 
Rechtsschutzfall um:

Rückstufung im 
Rechts schutzfall 
nach SFK*

0 - -
1 - 0
2 1/3 0
3 2/3 0
4 3/3 0
5** 3/3 2
6** 3/3 3
7** 3/3 4

*  SFK = Schaden-Freiheits-Klasse
**  Zusätzliche Bonifi kation zwischen dem 5. und 7. schadenfreien Versicherungsjahr (»Rabatt-Retter«)
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Firmenvertrags-Rechtsschutz

* Es gilt jeweils eine (Teil-)Versicherungssumme von 10.000 Euro

RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG
■ Gewerbetreibende

Jeder Gewerbetreibende bzw. Selbständige schließt eine Vielzahl von 
Ver trägen ab. Generell können dabei drei Arten von Verträgen unter-
schieden werden: 

■  Allgemeine Verträge, wie Kaufverträge mit Lieferanten und Kunden 
oder der Kauf von Büromaterial/Einrichtungsgegenständen, 

■  Arbeitsverträge, 
■  Miet- und Pachtverträge. 

Rechtsstreitigkeiten bei Arbeits- und Miet- bzw. Pachtverträgen können 
Sie im Rahmen unseres TOP-Rundum-Paketes für Gewerbetreibende 
absichern.

Folgende allgemeine Verträge lassen sich bei uns im Rahmen unserer 
»erweiterten Leistungen« versichern: 

■  Verträge, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Büro-, Praxis-, 
Betriebs- oder Werkstatträumen und ihrer Einrichtung stehen, wenn
es sich nicht um Verträge im Zusammenhang mit Produktions-
maschinen handelt (= Nebengeschäfte).

■  Versicherungsverträge für berufl iche (gewerbliche) Risiken, z. B. 
Betriebs-/Gewerbehaftpfl icht, Transportversicherung, betriebliche 
Altersvorsorge (BAV).

■  Verträge, mit denen Dienstleistungen »eingekauft« (Nebengeschäfte) 
wurden oder die sich auf eine Produktionsmaschine beziehen*.

■  Eine Sonderform in diesem Bereich stellen Ansprüche Dritter dar,
die diese nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
Ihnen gegenüber geltend gemacht werden. Hier gilt unser Anti-
diskriminierungs-Rechtsschutz*.

Beispiele

Sie sind Inhaber einer Schreinerei und beauftragen einen Maler, die 
Büro- und Werkstatträume neu zu streichen.

Da der Maler seine Arbeiten aber mangelhaft ausgeführt hat und Sie 
sich mit dem Ergebnis nicht zufrieden geben können, wollen Sie auch 
nur einen Teilbetrag der Rechnung zahlen. Es kommt zum Streit über 
den von Ihnen einbehaltenen Betrag von 1.500 €.

Nach einem Brandschaden in Ihrer Schreinerei gibt es Probleme bei 
der Schadenabwicklung. Der Gebäudeversicherer ist der Meinung, dass 
der vor einem halben Jahr erst aktualisierte Versicherungsvertrag eine 
Unterversicherung aufweist.

Sie kaufen eine Espressomaschine für Ihre Cafeteria. Nach nur 500 
aufgebrühten Tassen versagt diese zum wiederholten Mal. Ihnen wurde 
jedoch versichert, dass diese Maschine mindestens 4.000 Tassen ohne 
Probleme aufbrüht. Sie wollen den Kaufvertrag rückgängig machen und 
ziehen vor Gericht.

Wer ist versichert?

Versichert sind Sie als Inhaber eines Gewerbebetriebes
(das Unterneh men) bzw. Selbständiger. 

Was ist versichert?

Versichert sind rechtliche Auseinandersetzungen aus den vorher 
beschriebenen Vertragsformen im »allgemeinen Bereich« bereits ab 
außergerichtlichen Verfahren.

Wie kann der Firmenvertrags-Rechtsschutz für den allgemeinen 
Bereich abgeschlossen werden?

Im TOP-Rundum-Paket für Gewerbetreibende/Selbständige (MAXX-PAK) 
ist diese Absicherung als Teil der »erweiterten Leistungen« enthalten.

Bei Ärzten, Apothekern und Heilberufen wird im TOP-Rundum-Paket 
(AESKULAP) der »Praxisvertrags-Rechtsschutz« als »Standard« ab
gerichtlichen Verfahren geboten. Über die erweiterten Leistungen
kann in diesen Fällen schon ab außergerichtlichen Verfahren Kosten-
schutz – wie vorher beschrieben – beansprucht werden. 

Unsere Leistungen Vers.-Summe

Je Rechtsschutzfall unbegrenzt

Geltungsbereich

Versicherungsschutz in unbegrenzter Höhe besteht, soweit ein Gericht 
oder eine Behörde gesetzlich zuständig ist oder wäre, wenn ein gericht-
liches Verfahren eingeleitet werden würde in:

Europa und den außereuropäischen Mittelmeeranliegerstaaten (das sind: 
der asiatische Teil der Türkei, Syrien, Libanon, Israel, Ägypten, Libyen, 
Tunesien, Algerien und Marokko), auf den Kanarischen Inseln, den Azo-
ren oder auf Madeira. Die Grenze Europas zu Asien verläuft entlang 
des Urals und der Grenzen von Russland und Georgien zu Kasachstan, 
Aserbaidschan und Armenien.
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Selbstbeteiligung (SB)

Unsere Verträge sehen generell eine Selbstbeteiligung (SB) von 200 € 
vor, die mit entsprechendem Prämienabschlag erhöht werden kann.

■  SB-Begrenzung
Die SB wird je Schadenereignis – auch bei mehreren Leistungsarten –
nur einmal berechnet.

■  Schadenfreiheit
Bei Schadenfreiheit vermindert sich die generelle oder von Ihnen 
gewählte Selbstbeteiligung bei bestehenden, nicht gekündigten
Verträgen wie folgt:

Das zahlen wir

■  Die gesetzliche Vergütung eines am Gerichtsort ansässigen Rechts-
anwaltes Ihrer Wahl.

■  Die Prozesskosten des Gegners, falls Sie zu deren Erstattung
verpfl ichtet sind.

■  Die Kosten eines Korrespondenzanwaltes bei einem Rechtsschutzfall
im Ausland sowie bei inländischen Verfahren (unter bestimmten
Bedingungen).

■  Gerichtlich festgesetzte Kosten für das Gericht, Sachverständige
und Zeugen (die das Gericht beizieht), die gegnerische Nebenklage
und den Gerichtsvollzieher.

■  Die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur
2-fachen Höhe der Gebühren (1. Instanz).

■  Die Reisekosten, wenn Sie zum zuständigen Gericht im Ausland
reisen müssen, weil Ihr persönliches Erscheinen angeordnet wurde –
sowie Übersetzungskosten, Dolmetscherkosten (Ausland).

■  In Mediationsverfahren Kosten bis zur 2-fachen Höhe der Gebühren,
die in der »ersten Instanz vor Gericht« entstehen würden, sofern das
Verfahren damit beendet ist.

Leistungsoptimierung

Sie können bei Vertragsabschluss entscheiden, ob später von uns neu
eingeführte, verbesserte Leistungen automatisch immer auch für Sie 
gelten sollen. Sie werden zur entsprechenden Hauptfälligkeit über
die neuen Leistungen informiert. Stimmen Sie einer Umstellung Ihrer 
Rechtsschutzversicherung nicht zu, wird diese mit dem bisherigen Umfang 
(Prämie und Leistung) weitergeführt. Die Leistungs-Optimierung LeO
ist damit auch für die Zukunft erloschen.

Service-Leistung: RaT = Rechtsanwälte am Telefon

Brauchen Sie kurzfristig einen Rechtsrat am Telefon, steht Ihnen dieser 
Service über eine besondere Telefonnummer zur Verfügung. Über diese 
Telefonnummer haben Sie rund um die Uhr Zugang zu einem »Netz-
werk« von versierten, niedergelassenen Rechtsanwälten in Deutschland 
(deutsches Recht).

Verringerung der Selbstbeteiligung

Nach »schadenfreien 
Versicherungsjahren« 
= SFK*

Selbstbeteiligung 
mindert sich im ersten 
Rechtsschutzfall um:

Rückstufung im 
Rechts schutzfall 
nach SFK*

0 - -

1 - 0

2 1/3 0

3 2/3 0

4 3/3 0

5** 3/3 2

6** 3/3 3

7** 3/3 4

*  SFK = Schaden-Freiheits-Klasse
**  Zusätzliche Bonifi kation zwischen dem 5. und 7. schadenfreien Versicherungsjahr (»Rabatt-Retter«)

■  In Auslandsschadenfällen oder wenn der Streitfall mit einer Erst-
beratung abgeschlossen ist, wird die SB nicht angerechnet. Im letzten 
Fall verzichten wir auch auf die Rückstufung der Schadenfreiheits-
klasse.

Anfragen bitte an:
ALTE LEIPZIGER Versicherung AG · Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION · 80323 München
service@r-u.de · www.rechtsschutz-union.de

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG
Alte Leipziger-Platz 1
61440 Oberursel
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mediation am telefon

Wir helfen Ihnen, Ihre 
Nerven zu schonen.
Ab sofort kostenlose Zusatzleistung für Sie: 
Mediation am Telefon



Streitschlichtung kostenlos.
Bei einem Rechtsstreit soll eine Rechtsschutzversicherung Ihren 
Geldbeutel schonen. Die RECHTSSCHUTZ UNION schont 
zusätzlich Ihre Nerven: Damit es in vielen Fällen gar nicht erst 
zu einem nervenaufreibenden Gerichtsprozess kommt, können 
Sie im Vorfeld die Hilfe eines professionellen Streitschlichters 
anfordern. 

■ �Unbürokratischer und flexibler Ablauf
■ �Konfliktlösung innerhalb weniger Tage
■ �Kein Ärger und kein Stress für Sie
■ �Keine Selbstbeteiligung
■ �Für alle versicherten Risiken, bei denen eine Mediation 

möglich ist, z. B.: 
■ Bei Nachbarschaftsstreitigkeiten
■ Bei Vertragsstreitigkeiten, wie Kaufverträgen
■ Im Arbeitsrecht
■ Bei Streit um Schadenersatz

■ �Kein weiterer Vertragsabschluss notwendig
■ �Ab sofort für Sie bereit
■ �Das Beste: Für Sie kostenlos!

ALTE LEIPZIGER Versicherung AG 
Alte Leipziger-Platz 1 · 61440 Oberursel

Ihr Kontakt zu uns: 
Kundenservice RECHTSSCHUTZ UNION 
Sonnenstraße 33 · 80323 München 
www.rechtsschutz-union.de
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Für Mediation am Telefon wählen Sie:

01802 686466*
* �6 Cent pro Anruf aus dem deutschen Festnetz, höchstens  

42 Cent pro Minute aus Mobilfunknetzen
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